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Kein Zuwachs 

Die FAZ, das 
Zentralorgan des 
Finanzkapitals, 
sorgt sich um den 
Nettolohn. 
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Rechts um mit Schwarz-Rot 

Sevim Dagdelen, MdB der 
Partei „Die Linke“, analysiert, 
was wir von der Großen Koali¬ 
tion zu erwarten haben. 
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„Das radikal Böse“ 

Bei einem solchen Film¬ 
titel schwingt moralischer 
Anspruch ebenso mit wie 
kalkulierte Provokation. 
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„Wer betrügt, der fliegt“ 

Diffamierung von bulgarischen und rumänischen Arbeitsuchenden - CSU ergänzt NPD-Parolen 



Die CSU steht mit ihren Forderungen nicht allein ... 


ie Arbeiterklasse aus den peri¬ 
pheren Bereichen Europas ist 
in der Kapitalmetropole BRD 
willkommen - wenn ihre Qualifikati¬ 
on den Ansprüchen der hiesigen „Ar¬ 
beitsmärkte“ entspricht. Aber gleich¬ 
zeitig droht die herrschende Klasse: 
Wer die erwünschten Profile nicht er¬ 
füllt, soll zu Hause bleiben. Wer trotz¬ 
dem hier ist, der ist ein „Sozialsch¬ 
marotzer“ Und daher: „Wer betrügt, 
der fliegt!“ 

Eine solche Selektion, die mit der 
Deportation abgeschlossen wird, wird 
seit Jahren von der NPD propagiert 
und nun mit Blick auf Bulgaren und 
Rumänen - gemeint sind vornehm¬ 
lich Sinti und Roma - auch erneut 
von der CSU populistisch angeprie¬ 
sen. Die NPD prognostizierte „Hun¬ 
derttausende Wirtschaftsflüchtlinge“ 
allein aus Bulgarien und Rumänien 
und den „Kollaps der kommunalen 
Kassen.“ Dabei stellen die Menschen 
aus Südosteuropa gar nicht das Pro¬ 
blem dar; sie haben nur den Rücken, 
auf dem der Klassenkampf ausgetra¬ 
gen wird. 

Der CDU-Europaabgeordnete El¬ 
mar Brock mit Heimatadresse in 
Bielefeld bekam von „Bild“ eine 
Plattform: Nach seiner Meinung 
sollte darüber nachgedacht werden, 
Fingerabdrücke von Bulgaren und 
Rumänen zu nehmen, um eine un¬ 
erwünschte Einreise zu verhindern. 
„Zuwanderer, die nur wegen Hartz 
IV, Kindergeld und Krankenversi¬ 
cherung nach Deutschland kommen, 
müssen schnell zurück in ihre Hei¬ 
matländer geschickt werden.“ 

Diese Forderung wird auch von SPD¬ 
geführten Bundesländern umgesetzt, 
wenn die „Armutsflüchtlinge“ ein 
paar Kilometer westlich von Bulga¬ 
rien und Rumänien wohnen: in Ser¬ 
bien oder im Kosovo. 
CSU-Generalsekretär Andreas Scheu¬ 
er differenziert klassenbewusst und 
verwertungsorientiert: Die Zuwande¬ 
rung „qualifizierter Arbeitnehmer“ 
ist in Ordnung. Aber: „Klar ist dabei: 
Deutschland ist nicht die soziale Re¬ 
paraturwerkstatt Europas.“ Dabei gibt 
es in den ersten drei Monaten für Zu¬ 
wanderer gar keinen Anspruch auf 
Zahlung zum Lebensunterhalt. Ge¬ 
zahlt werden 391 Euro pro Monat, 
weniger als Hartz IV. 

So sind denn Ärzte, Ingenieure und 
Krankenschwestern vom Balkan will¬ 
kommen. Die Arbeitslosenquote von 
7,4 Prozent der Mitte 2013 in Deutsch¬ 
land lebenden Bulgaren und Rumä¬ 
nen war sogar knapp niedriger als die 


Auch das Jahr 2014 beginnt mit einer 
großen Manifestation der Linken in 
diesem Land. An diesem Wochenende 
ehren zehntausende Kommunistin¬ 
nen, Sozialistlnnen und Antifaschis¬ 
tinnen die Revolutionäre und Mitbe¬ 
gründer der KPD Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht, die im Januar 
1919 von der Reaktion ermordet wur¬ 
den. 

Gleichwohl ist 2014 ein besonderes 
Jahr. Vor 100 Jahren wurde der 1. 
Weltkrieg vom Zaun gebrochen, vor 
75 Jahren der 2. Weltkrieg. Wenn Lin¬ 
ke unterschiedlicher Strömungen und 
Generationen in diesem Jahr an Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht er- 


der Kolleginnen mit deutschem Pass 
(7,7 Prozent). 

Die CSU steht mit ihren Forderungen 
nach Abschiebung auch international 
nicht allein da. Der britische Premi¬ 
erminister David Cameron schlägt 
ähnliche Töne an. Ausweisungen aus 
Frankreich erregten europaweit Auf¬ 
sehen. Auch der Koalitionsvertrag 
von CDU/CSU und SPD enthält Aus¬ 
sagen, auf die sich die CSU stützen 
könnte. Angela Merkel (CDU) und 
Sigmar Gabriel (SPD) vereinbarten 
schnell „Entschärfung“ der Debatte 
durch Verlagerung des Problems in 
einen Staatssekretärsausschuss. 

Der von der CSU in der Vorlage zur 
Klausurtagung in Wildbad Kreuth 
unterstellte „fortgesetzte Missbrauch 
der europäischen Freizügigkeit durch 
Armutszuwanderung“ verliert sein 
Drohpotential, wenn auf genaue Zah¬ 
len Bezug genommen wird. Nach An¬ 
gaben des Deutschen Industrie- und 
Handelstags (DIHK) benötigt die 
deutsche Wirtschaft 1,5 Millionen 
neue Arbeitskräfte, um Wachstum 
zu steigern und die Sozialsysteme zu 
stabilisieren. 

Vielfach fällt die geschürte Entrüs¬ 
tung über die eingewanderten „Sozi¬ 
alschmarotzer“ auf die Biedermänner 
zurück, denn sie zahlen auf dem Bau 
oder in der Gastronomie häufig nur 
Billiglöhne, unter Tarif, ohne Versi¬ 
cherung, ohne Rentenanspruch, ohne 
Arbeitsrechte nach dem Betriebs¬ 
verfassungsgesetz. Und dann gibt es 
noch die spezielle Form der Heuch- 


innern, erinnern sie vor allem an zwei 
konsequente Antimilitaristen. So war 
Liebknecht der einzige Abgeordnete 
im Reichstag, der sich im Dezember 
1914 gegen den Krieg aussprach. Der 
beiden zu gedenken, heißt sich auch 
heute konsequent gegen Kriegsein¬ 
sätze zu richten: ob in Syrien, Mali 
oder der Zentralafrikanischen Repu¬ 
blik. In einer Zeit, in der das Mittel¬ 
meer zum Massengrab geworden ist, 
weil die EU ihre Außengrenzen mi¬ 
litärisch immer brutaler abschottet, 
heißt das auch, den Kampf um die 
Rechte der Flüchtlinge, der Opfer der 
Kriegspolitik, zu unterstützen und So¬ 
lidarität zu üben. 


ler, die sich über entrechtete Prostitu¬ 
ierte aus Bulgarien, Rumänien, Mol¬ 
dawien mokieren - und die sexuellen 
Billigdienste in Flatrate-Bordellen in 
Anspruch nehmen. 

Auch die „Bulgaren auf dem Bauern¬ 
hof“ sollen noch schlechter gestellt 
werden. 

Als Erntehelfer arbeiten sie zu Kon¬ 
ditionen, die vielfach nicht men¬ 
schenwürdig sind. Für diese Gruppe 
fordert die CSU eine Ausnahme vom 
gesetzlichen Mindestlohn. Verschlun¬ 
gene Systeme von Generalunterneh¬ 
men und Subunternehmen führen 
auf dem Bau zu Lohndumping. Aus 
Wolfsburg ist der IG BAU ein Fall 
bekannt, wo der Lohn ganz verwei¬ 
gert wurde. Die Gewerkschaft mach¬ 
te Druck. Schließlich wurde gezahlt. 
Aus dem Geldkoffer. „Musterbetrie¬ 
be“ gibt es auch im Bereich der Groß¬ 
schlachtereien. 

DKP-Vorsitzender Patrik Köbele: 
„Diese Fälle zeigen deutlich, wer in 
diesem Lande die ,Sozialschmarot¬ 
zer 4 sind. Ebenso wird in der aktu¬ 
ellen Situation deutlich, wer in die¬ 
sem Klassenkampf die politischen 
Stellschrauben bedient. Niemand 
hat etwas dagegen, wenn bulgarische 
oder rumänische Oligarchen auf der 
Königsallee in Düsseldorf shoppen. 
Aber ein Sturm würde losbrechen, 
wenn vor den Boutiquen Bettler aus 
dem Balkan auftauchen würden. Mit 
Platzverboten und Platzverweisen 
sind die Probleme des Kapitalismus 
nicht zu lösen!“ 


Die DKP ruft ihre Mitglieder und 
Sympathisanten zur traditionellen 
Luxemburg-Liebknecht-Demonstra- 
tion am Sonntag, den 12. Januar, auf. 
Gemeinsam mit den Genossinnen der 
SDAJ, die zum Jugendblock mobilisie¬ 
ren, antifaschistischen Gruppen wie 
der Antifaschistischen Linken Ber¬ 
lin, der ARAB und der North-East- 
Antifa, die zum antiautoritären und 
internationalistischen Block aufru- 
fen, der Kommunistischen Plattform 
in der Linkspartei und vielen ande¬ 
ren vor allem auch internationalen 
Organisationen ruft sie dazu auf, ge¬ 
meinsam zum Friedhof der Sozialis¬ 
ten in Friedrichsfelde zu ziehen. Sie 


Ula Richter, Sprecherin des Bünd¬ 
nisses „Dortmund gegen Rechts“: 

„Mit rechtem Populismus einer¬ 
seits und Schönreden andererseits 
lösen die Kommunalpolitiker die 
Probleme nicht. Wir fordern von 
der Politik, dass die Städte auch 
finanziell so aufgestellt werden, 
dass sie die Worthülse von der 
,Willkommenskultur' mit Leben 
füllen können, dass sie die Ghetto¬ 
bildung verhindern und der Diskri¬ 
minierung aktiv entgegentreten.“ 

Die DKP sieht in der „Arbeitnehmer¬ 
freizügigkeit“ nun auch für Rumänen 
und Bulgaren ein Musterbeispiel, wie 
Europapolitik nicht gestaltet werden 
darf. Der Grundsatz einer gleichge¬ 
wichtenden Entwicklung in allen eu¬ 
ropäischen Regionen wird sträflich 
verletzt. Dort, wo die Menschen sich 
einen Zugang zur vermeintlichen 
„Freizügigkeit“ verschaffen, werden 
sie diskriminiert, selektiert und depor¬ 
tiert. Das ist Klassenkampf von oben 
in all seiner Breite. 

Dazu wird im Entwurf des DKP- 
Europawahlprogramms festgestellt: 
„Dieses Europa kann nur aus den 
verschiedenen nationalen Kämpfen 
und deren Verzahnung und Durch¬ 
dringung erwachsen. Dazu müssen in 
jedem Land die Arbeiter- und Volks¬ 
bewegungen verstärkt und die alte 
Losung Proletarier aller Länder und 
unterdrückte Völker vereinigt euch 4 
mit neuem Leben erfüllt werden“ 

Uwe Koopmann 


alle gemeinsam sagen: „Wir brauchen 
keine Bundeswehrsoldaten in Afgha¬ 
nistan, in der Türkei oder andernorts. 
Wir brauchen keine Drohnenmorde 
und keine Rüstungsexporte. (...) Wir 
brauchen keine Nazis und nicht deren 
in Krisenzeiten besonders gefährliche 
soziale Demagogie“ (Aufruf zur LL- 
D emo 2014). -er 

★ Liebknecht-Luxemburg-Demonstra- 
tion, Sonntag, 12. Januar. 2014,10 Uhr, 
Frankfurter Tor 

★ Liebknecht-Luxemburg-Ehrung im 
Tiergarten, 15. Januar 2014,18.00 Uhr 
vom Olof-Palme-Platz zu Gedenktafel 
und -stein im Tiergarten 


Thema der Woche 


1914: Das Große 
Schlachten beginnt 

Die Propaganda hatte ganze Arbeit 
geleistet. Kriegseuphorie hatte die na¬ 
tional Gesonnenen erfasst. 

Nicht wenige Künstler und Intellektu¬ 
elle träumten vom „reinigenden Ge¬ 
witter“. Die völkisch-germanischen 
Träume von einem „Platz an der Son¬ 
ne“ erstrahlten im Glanz der neuen, 
furchterregenden Waffen aus den Rüs¬ 
tungsschmieden an Rhein und Ruhr ... 
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Luxemburg-Liebknecht- 
Lenin-Treffen 
von DKP und SDAJ 

Berlin, Samstag, 11. Januar 2014 

An der Urania 17, Ul Wittenberg¬ 
platz, 19.00 Uhr bis 20.00 Uhr (zwi¬ 
schen Podiumsdiskussion und Anti¬ 
kriegskonzert der Luxemburg-Kon¬ 
ferenz) mit 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP 

Paul Rodermund, Vorsitzender der 
SDAJ 

Gyula Thürmer, Vorsitzender der 
Ungarischen Arbeiterpartei 
Vertreterin der kommunistischen 
Jugend Griechenlands (KNE) 

Arbeiterlieder mit Achim Bigus und 
Nils & Katha 

Eintritt frei - 
Gäste sind willkommen! 


chen+++aktenzeichen 

+++aktenzeichen+++ 

Einreisebestimmungen 

Die deutsche Ausländerbehörde weist 
alle Flüchtlinge aus gegebenem Anlass 
noch einmal daraufhin, dass ihre Ein¬ 
reise weiterhin nur mit Booten über 
das Mittelmeer erfolgen darf 
Die Einreise von Flüchtlingen mit Dü¬ 
senjets deutscher Firmengruppen ist 
nur möglich, wenn es sich um Ölmag¬ 
naten handelt und ehemalige deutsche 
Außenminister eine Vermögensprü¬ 
fung vor genommen haben. 

Mustermannbrief 

Sehr geehrter Herr Mustermann, 
eher zufälligerweise hat unsere Be¬ 
hörde davon Kenntnis erhalten, dass 
über einen längeren Zeitraum infolge 
eines Datendiebstahls durch die Fir¬ 
ma „NSA-VS-MAD-BND AG “ fol¬ 
gende private Gegenstände von Ihnen 
entwendet wurden: Persönlichkeit, 
Respekt, Menschenwürde, Wünsche, 
Gedanken, Privatsphäre, Gedächtnis, 
Hoffnungen, Intimes, Pläne für die Zu¬ 
kunft. 

Ebenso wie alle anderen betroffenen 
Bürger in Deutschland bitten wir Sie 
deshalb umgehend, diese Gegenstände 
bei Ihrem örtlichen Fundbüro abzuho¬ 
len. Sie liegen dort für Sie bereit. 

Werner Lutz 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort 
als Datei oder als gedrucktes For¬ 
mular beim Parteivorstand bestellt 
werden oder von der Internetseite 
news.dkp.de heruntergeladen wer¬ 
den. 


Gemeinsam zu Rosa und Karl 

Luxemburg-Liebknecht-Wochenende in Berlin: Manifestation gegen imperialistische Kriege 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Die FAZ als Rächer der Enterbten 

Das Zentralorgan des Finanzkapitals in Sorge um den Netto-Lohn. 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Elend wird zum Umwelt- 
und Gesundheitsrisiko 


Griechenlands Bevölkerung leidet 
schwer unter der von Merkel und 
Schäuble im Auftrag des Finanzka¬ 
pitals geschwungenen Zuchtknute. 
Ende des vergangenen Jahres blie¬ 
ben mehrere hunderttausend Grie¬ 
chen vorübergehend oder dauerhaft 
ohne Stromversorgung, da sie nicht in 
der Lage waren, die durch Abzocken 
von Sonderabgaben und Gemeinde¬ 
steuern aufgeblähten Stromrechnun¬ 
gen zu bezahlen. Das Durchschnitts¬ 
einkommen sank seit 2009 um fast 40 
Prozent. Wer nicht zahlen kann, dem 
wird die Stromzufuhr gekappt. 

Das Phänomen der „Energie-Ar¬ 
mut“ in Griechenland hat ungeheu¬ 
re Dimensionen angenommen. Vie¬ 
le Griechen sind arbeitslos, andere 
Arbeitsplätze sind äußerste Man¬ 
gelware. Als der größte Telefon- und 
Internet-Anbieter OTE 390 Stellen 
ausschrieb, flatterten beim Perso¬ 
nalbüro rund 18 000 Bewerbungen 
ein. Und so steigt die Armut, immer 
mehr werden aus ihren Wohnungen 
vertrieben, weil sie ihre Miete nicht 
mehr bezahlen können. Die Selbst¬ 
mordrate steigt. 

Die Sozialpolitik wird in Griechen¬ 
land gerade zu Grunde geschleift. 
Eine ausreichende Krankenversor¬ 
gung der Bevölkerung beispielswei¬ 
se ist nicht mehr gewährleistet. Kürz¬ 
lich stellte die staatliche griechische 
Elektrizitätsgesellschaft DEI sogar 
der Athener Sterbeklinik den Strom 
ab, da diese sich weigerte die von 
ihr geforderten 600 Euro Immobi¬ 
lienabgabe zu zahlen. Immer mehr 
Griechen verkaufen ihre alten Au¬ 
tos, nicht weil sie etwa plötzlich zu 
Ökofreaks wurden, sondern weil sie 
sich das Benzin nicht mehr leisten 
können. 

Seit Anfang Dezember letzten Jah¬ 
res ziehen beißender Gestank und 
dicke Rauchschwaden über die bes¬ 
seren Wohngebiete Athens und rei¬ 
zen die Augen, die Atemwege und 
zwingen zum Husten. Die Ursache 
ist eindeutig zu lokalisieren. Der 
„Herd“ dieser zum Himmel stinken¬ 
den Umweltverschmutzung sind die 
vielen improvisierten Holzöfen, auf 
die zigtausende arme Athener aus 
finanzieller Not zurückgreifen. Das 
verpestet nicht nur die Luft in und 
über der Stadt, sondern führt auch zu 
einer Zunahme des Holzdiebstahls 
in Griechenlands Wäldern. Eine Er¬ 
scheinung übrigens, die wir Deut¬ 
schen schon aus der Vormärzzeit in 


den 1840er Jahren des 19. Jahrhun¬ 
derts kennen. Dieser Waldfrevel war 
es, der einer epochemachenden Ge¬ 
sellschaftstheorie Schubkraft verlieh. 
Karl Marx schrieb engagiert gegen 
einen Gesetzesvorschlag an, der die 
Entnahme von Brennholz aus fürst¬ 
lichen Wäldern unter schwere Strafe 
stellen sollte. Karl Marx 4 Artikelserie 
über den „Holzfrevel“ war wohl die, 


die ihn seine Anstellung als Chefre¬ 
dakteur der „Rheinischen Zeitung“ 
kostete. Damals wie heute ist die Ur¬ 
sache dieses „Frevels“ die pure Not. 
Die Feinstaubbelastung in Athen ist 
auf 102 Kubikmeter angestiegen. 
Inzwischen überzieht die Luftver¬ 
schmutzung alle Städte des Landes 
in immer bedrohlicherer Konzen¬ 
tration, das Wetter tut noch das Sei¬ 
ne dazu. Adonis Georgiades, seines 
Zeichens griechischer Gesundheits¬ 
minister, sah sich gezwungen Alarm 
zu schlagen und rief noch im Dezem¬ 
ber alle Bürger mit Herz- und Atem- 
wegs-Problemen auf, nach Möglich¬ 
keit zu Hause zu bleiben. Und die 
Ärztekammer in Athen verwies da¬ 
rauf, dass besonders für Kinder und 
chronisch Kranke, die Lage bedroh¬ 
lich sei. Nach Angaben des Umwelt¬ 
ministeriums ist inzwischen in Grie¬ 
chenland eine neue Verordnung in 
Kraft: Sobald erhöhte Werte von 
Staubpartikeln in der Luft gemes¬ 
sen werden, soll der Strom von der 
mehrheitlich staatlich kontrollierten 
Elektrizitätsgesellschaft für Arbeits¬ 
lose und notleidende Familien am 
betreffenden und dem darauffolgen¬ 
den Tag kostenlos sein. Anspruchsbe¬ 
rechtigt sind alle Familien mit einem 
Jahreseinkommen von weniger als 12 
000 Euro. Mit jedem weiteren Kind 
erhöht sich diese Grenze um 3 000 
Euro. Ach, wie sozial ist doch der real 
existierende Kapitalismus. 


„Die erste große Ernüchterung des 
Jahres 2014“ hat die FAZ ausgemacht, 
sie drohe „etlichen Arbeitnehmern“ 
schon mit der Gehaltsabrechnung für 
Januar. Respekt. Wahr daran ist, dass 
die Gehaltsabrechnung nicht nur für 
etliche, sondern für Millionen „Ar¬ 
beitnehmer“ mehr als ernüchternd ist. 
Und das nicht erst seit Januar 2014. 
Aber das ist nicht so ganz das Prob¬ 
lem, welches dem Dietrich Creutz- 
burg so auf der Seele brennt. Der 
FAZ-Wirtschaftsmann hat von der 
FDP gelernt. Deren glorreiche Parole 
„Mehr Netto vom Brutto“ sollte die 
„Senkung der Lohnnebenkosten“ be¬ 
flügeln. Und nun, o Graus, sollen die 
gar bis zu 26 Euro pro Monat steigen. 
Klar, dass unser scharfsinniger Autor 
titelt: „Der Staat sorgt für sinkende 
Nettolöhne.“ 

Worum geht 4 s? Drei Themen plagen 
den wackeren Beschützer von Wit¬ 
wen und Waisen: Die Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze. Die Aus¬ 
setzung der Beitragssenkung für die 
Rentenversicherung. Und, damit es 
sich etwas runder liest, die Erhöhung 
der Krankenkassenbeiträge - „noch 
vor 2017“. Letztere Kaffeesatzleserei 
lassen wir einmal außen vor. 

Richtig ist, die Beitragsbemessungs¬ 
grenzen werden für 2014 angehoben. 
Bei der Rentenversicherung um 150 
Euro auf 5 950 Euro/Mon. (West) bzw. 
5 000 Euro/Mon. (Ost). Bei der Kran¬ 


nebenkosten ist schlicht nichts anderes 
als ein Aufruf zum Lohnraub. 

Wir wollen hier nicht das Wort „So¬ 
lidarität“ strapazieren. Wir leben in 
einer Klassengesellschaft. Da gibt es 
Solidarität, wenn überhaupt, allenfalls 
unter den Entrechteten. Der Beitrag 
der Profiteure zu den Sozialsystemen 
stand immer schon unter dem Oppor¬ 
tunitätsvorbehalt. Derjenige der „Bes¬ 
serverdienenden“ endete an der Bei¬ 
tragsbemessungsgrenze. Deutschland 
ist kein BRD-Frontstaat mehr. Da fal¬ 
len die Hemmungen. 

Gäbe es eine allgemeine Versiche¬ 
rungspflicht und keine Beitragsbemes¬ 
sungsgrenze, müsste VW-Chef Martin 
Winterkorn 3,2 Millionen in die Ren¬ 
tenversicherung einzahlen. Das sieht 
natürlich spektakulär aus. Aber da¬ 
nach hätte er immer noch 14,1 Millio¬ 
nen. Das sieht noch nicht direkt nach 
Suppenküche aus. Für Millionen, die es 
gerade einmal auf 1000 Euro und we¬ 
niger bringen, bedeutet der Abzug von 
18,9 Prozent Rentenversicherungsbei¬ 
trag das Balancieren am Existenzmini¬ 
mum. Würden die Winterkorns ihren 
Part bezahlen, bräuchte es keine 18,9 
Prozent. Nicht für die Hungerlöhner 
und auch nicht für die Winterkorns. Je 
höher die Beitragsbemessungsgrenze 
umso sozialer. Kein Wunder also, dass 
unser FAZ-Schreiber laut aufstöhnt. 
Nun hat die „GroKo“ den Beitragssatz 
zur Rentenversicherung erst einmal 


kommen. Und das bei 45 Beitragsjah¬ 
ren. Was das angesichts der heutigen 
und zukünftigen Erwerbsbiographien 
bedeutet, lässt sich unschwer ausma¬ 
len. 

Den bisherigen Kurs der riester-münte- 
feringschen Rentenpolitik fortgesetzt, 
würde eine Rentenversicherung für 
nahezu 40 Prozent der Bevölkerung 
sukzessive sinnlos werden lassen. Für 
die Riesterrente gilt das ohnehin. Die 
für immer mehr Menschen im Alter 
winkende Sozialamtskarriere macht, 
verbunden mit den üblich werdenden 
Hartz-Intervallen, eine irgendgeartete 
Leistungs- oder etwa Aufstiegsorientie¬ 
rung materiell zumindest fragwürdig. 
Dazu kommt, dass finanzielle oder ma¬ 
terielle Altersrücklagen, falls man denn 
in der Lage ist, sie zu bilden und gleich¬ 
zeitig nicht in der Lage ist, sie auf den 
Caymans unterzubringen, den Zugang 
zu den Sozialsystemen noch zusätzlich 
zu verbauen drohen. Es könnte sich, 
auch in bislang eher leistungsorientier¬ 
ten Schichten, die Erkenntnis breitma¬ 
chen, dass es also weitaus vernünftiger 
wäre, sein bisschen Geld auszugeben, 
so lange man noch frei darüber verfü¬ 
gen kann, als sich im Alter jeden Cent 
vorrechnen zu lassen. Solche Mentali¬ 
täts-Prozesse brauchen Zeit. Die gesell¬ 
schaftlichen Folgen der Kündigung des 
Lebensniveausicherungsversprechens 
und seiner Ersetzung durch bloße Exis¬ 
tenzsicherung könnten aber beträcht- 
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Durchsichtiges Manöver 
bei Amazon 


Unterschriften für das Management 


Seit Monaten befinden sich die Mit¬ 
glieder der Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft ver.di in einer harten Tarifaus¬ 
einandersetzung mit dem Online-Ver- 
sand-Konzern Amazon. 

Trotz beeindruckender Streiks wäh¬ 
rend des wichtigen Weihnachtsge¬ 
schäfts (mit rd. 650 Streikenden) ge¬ 
lang es ver.di bislang noch nicht, Ver¬ 
handlungen über eine Entlohnung 
nach dem höheren Einzelhandelstarif 
aufzunehmen.Stattdessen bleibt der 
Konzern bei seiner sturen Haltung 
und wiederholt rosenkranzmäßig die 
Mär, Amazon zahle gutes Geld, be¬ 
handle seine Mitarbeiter respektvoll 
und bleibt verhandlungsunwillig. „Das 
System Amazon ist geprägt von nied¬ 
rigeren Löhnen, permanentem Leis¬ 
tungsdruck und befristeten Arbeitsver¬ 
hältnissen“ so charakterisiert ver.di die 
Lage der Beschäftigten bei Amazon. 
Die Öffentlichkeit reagiert auf den 
Kampf der Gewerkschafter bei Ama¬ 
zon bislang mit Sympathie. 


Daher eröffnet Amazon nun eine neue 
Front und hofft damit die Stimmung 
umzudrehen.Es gelang der Konzern¬ 
führung, eine Unterschriftenaktion pro 
Amazon zu lizenzieren. 1018 Mitarbei¬ 
ter der Standorte Leipzig und Bad Hers- 
feld Ende Dezember ließen sie eine Er¬ 
klärung unterzeichnen, in der diese Be¬ 
schäftigten sich „distanzieren von den 
derzeitigen Zielen, Argumenten und 
Äußerungen der Verdi, die in der Öffent¬ 
lichkeit über Amazon und damit über 
uns verbreitet werden“, ver.di erwecke 
ein „negatives öffentliche Bild“, das sie 
„bis ins Privatleben“ verfolge. Die Dar¬ 
stellungen von ver.di entsprächen „nicht 
der Realität und nicht unserem täglichen 
Arbeitsleben“, heißt es darin weiter. Und 
das alles sollen sich die Kolleginnen 
selbst ausgedacht haben? 

Ähnliche „Offensiven“ sind aktiven 
Gewerkschaftern aus der Vergangen¬ 
heit durchaus bekannt - und konnten 
in der Regel umgekehrt werden. 

Wilhelm Dörner 


kenversicherung (GKV) um 113 Euro 
auf 4 050 Euro/Mon. Gesetzlich Sozi¬ 
alversicherte, die über der bisherigen 
Obergrenze lagen, (bei der Rentenver¬ 
sicherung immerhin mehr als schlap¬ 
pe 69 600 Euro/Jahr) müssen nun „er¬ 
nüchternde“ 26 Euro/Mon. mehr in die 
Sozialkasse einzahlen. 

Nun ließe sich eine Menge zum kom¬ 
merzialisierten Gesundheitssystem, zu 
Klinikketten, der Pharmamafia, und 
nicht zuletzt den versicherungsfrem¬ 
den Leistungen sagen, die laut Deut¬ 
sches Institut für Wirtschaft (DIW) in 
2002, bei Gesamtausgaben der Sozial¬ 
kassen von 465,31 Mrd. Euro, bei 83,7 
Mrd. Euro lagen. Aktuelle belastbare 
Zahlen sind schwer bis gar nicht zu 
bekommen. Das Interesse, sie zu erhe¬ 
ben, hält sich offensichtlich in Grenzen. 
Was aber eigentlich unstrittig sein soll¬ 
te, sind hinreichend finanzierte Sozial¬ 
kassen. Die Beiträge hierzu, als Lohn¬ 
nebenkosten diffamiert, sind Lohn¬ 
anteile, die in die Gesundheits- und 
Altersvorsorge fließen. Die Propagan¬ 
da gegen die angeblich zu hohen Lohn- 


bei 18,9 Prozent belassen. Ein kleines 
Trostpflaster für die geschundene sozi¬ 
aldemokratische Seele, begleitet durch 
den synchron orchestrierten Aufschrei 
der Unternehmerlobby. Besser als an¬ 
ders herum, aber natürlich nicht hin¬ 
reichend. Mit den „Riester-Reformen“ 
von 2001 und 2004 leitete Rosa-Oliv 
einen Paradigmenwechsel bei der 
Rentenversicherung ein. Die paritä¬ 
tisch umlagefinanzierten Alterssiche¬ 
rung wurde zugunsten einer privaten 
und privat finanzierten, dazu staatlich 
gesponserten, und zu allem Überfluss 
kapitalgedeckten Renten-Wette be¬ 
wusst unterfinanziert. Seither steht 
nicht mehr die Absicherung des Le¬ 
bensniveaus im Vordergrund der ge¬ 
setzlichen Rente, sondern die Bei¬ 
tragsbegrenzung besser -reduzierung. 
Die nun installierte nettolohnbezoge- 
ne Bruttorente soll bis 2030 sukzessive 
auf ein Rentenniveau von 43 Prozent 
abgesenkt werden. Bekanntlich wäre 
dann ein Lohn von mehr als 16 Euro 
erforderlich, um aus dem heute gelten¬ 
den Grundsicherungsniveau herauszu- 


lich sein. Die „Zwei-Drittel-Gesell- 
schaft“ ist auf dem Weg zur „50-Pro- 
zent-Gesellschaft“. 

Dass nun die beiden potentesten Sozi¬ 
aldemontageunternehmen ein Regie¬ 
rungs-Joint-Venture gegründet haben, 
lässt, abseits der beliebten Vertragsexe¬ 
gese, real machtpolitisch betrachtet, 
wenig Gutes hoffen. Die Aussetzung 
der Beitragskürzung könnte da, wie 
das Dosenpfand von Rosa-Oliv, auch 
das Feigenblatt darstellen. 

Zurück zu unserem Dietrich Creutz- 
burg. WemTs nützt, reifen auch bei ihm 
wahre Erkenntnisse. „2013 sind die 
Löhne, auf die die Abgaben nun er¬ 
hoben werden, jedoch nach jüngsten 
Daten des Statistischen Bundesamts 
um weniger als 1,5 Prozent gestiegen; 
davon war schon nach Abzug der Infla¬ 
tion nichts mehr übrig.“ Na, „was lehrt 
uns das?“ Alters- und Gesundheits¬ 
vorsorge kostet Geld und 1,5 Prozent 
ist zu wenig. Viel zu wenig. Wir brau¬ 
chen mehr Brutto, Creutzburg, dann 
klappt 4 s auch mit dem Netto! 

Klaus Wagener 
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Streikbereit bis zur Tarifrunde 2015? 

Schwierige Lage der IG Metall in Ostdeutschland 


N ach den mäßigen Abschlüssen 
der Tarifrunde 2013 bereitet 
sich die IG Metall auf die Ta¬ 
rifauseinandersetzungen 2015 vor. In 
Gesprächsrunden mit Vertrauensleu¬ 
ten, Mitgliedern und unorganisierten 
Kolleginnen werden zur Zeit die For¬ 
derungen der Belegschaften und die in¬ 
nerbetriebliche Stimmung besprochen. 
Ermutigende Signale kommen dabei 
aus den Bereichen der Automobilin¬ 
dustrie. In Sachsen oder Brandenburg 
schwindet die Geduld. Mindestens das 
„Westgehalt“ soll her - gemeint sind 
die Bedingungen der Tarifverträge 
aus Baden-Württemberg und Bayern. 
Doch die Stimmung ist nicht überall so 
euphorisch. 

In Thüringen gab es schon im Rahmen 
der vergangenen Tarifverhandlungen 
einen klaren Dämpfer. Die Forderung 
der IG Metall, das Weihnachtsgeld von 
bisher 50 Prozent auf die üblichen 55 
Prozent anzuheben, wurde glatt abge¬ 
lehnt. Obwohl dieser kleine Schritt nur 
einen Griff in die Portokasse bedeutet 
hätte, zeigte VMET, der Verband der 
Metall- und Elektroindustrie Thürin¬ 
gen, keinerlei Gesprächsbereitschaft. 
Auch die Übernahme der Ergebnisse 
aus den südwestdeutschen Pilotbezir¬ 
ken war während der Verhandlungen 
zunächst in Frage gestellt worden. 
Doch wie ist die Stimmung in den Be¬ 
trieben? In den Gesprächsrunden ließ 
sich kein klares Bild erkennen. Gerade 
in Betrieben mit niedrigem Organisati¬ 
onsgrad überwiegen Zweifel und Des¬ 
orientierung. Beispielhaft sind die Er¬ 
gebnisse einer Runde bei einem Unter¬ 
nehmen der optischen Industrie. Die 
bestehenden Unterschiede bei Gehalt 
und Arbeitszeiten zu den Kolleginnen 
in Baden-Württemberg werden zwar 
deutlich wahrgenommen. Kritisiert 
wird aber eher die fehlende „Gerech¬ 
tigkeit“ zwischen Ost und West als die 
absoluten Differenzen. Hier spielen 
das insgesamt niedrige Lohnniveau 
Thüringens und die harten Erfahrun¬ 
gen der 90er Jahre eine wichtige Rolle. 


Unter dem Motto „Gute Arbeit. In 
NRW. Für NRW“ fand in Neuss vom 
13. bis 14. Dezember 2013 die 20. Or¬ 
dentliche DGB-Bezirkskonferenz 
Nordrhein-Westfalen statt. 100 De¬ 
legierte vertraten rund 1,5 Millionen 
Mitglieder. 

In seiner Eröffnungsrede wies Andreas 
Meyer-Lauber, Vorsitzender des DGB 
NRW, darauf hin, es gäbe mit Blick auf 
die große Koalition endlich aus Berlin 
positive Signale beim Mindestlohn und 
der Rente. Meyer-Lauber lobte dafür 
die anwesende nordrhein-westfälische 
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft. 
Der Landeschef vertrat die Meinung, 
dieses wäre der konsequenten Hal¬ 
tung der SPD zu verdanken. Uner¬ 
wähnt blieb, dass dies nur auf Druck 
fortschrittlicher Gewerkschafter und 
der Linken im Lande geschah, die seit 
Jahren die bürgerlichen Parteien damit 
konfrontierten. 

Da war sie wieder, die Harmonie der 
Gewerkschaft mit der SPD. Sie lässt 
befürchten, dass sich nicht nur der 
nordrhein-westfälische DGB für die 
Zeit der großen Koalition zurückhält. 
Wie anders soll man bewerten, wenn 
man hört, der Koalitionsvertrag bedeu¬ 
te eine „Trendwende in der Arbeits¬ 
marktpolitik“. Passend dazu bemerk¬ 
te dann auch ein ver.di Delegierter im 
Gespräch mit unserer Zeitung: „Die 
Lobhudelei des DGB auf die SPD und 
die Bühnendekoration haben eines ge¬ 
meinsam. Jede Menge himmelblau und 
wenig rot“. 

Wenn auch bei der Politik des DGB 
noch keine Kehrtwende zu erwarten 
ist, bei der Mitgliederentwicklung 
scheint der Trend der Austritte ge¬ 
stoppt. Der DGB NRW hat durch Zu¬ 
wächse der Einzelgewerkschaften bis 



Warnstreik bei der Thüringer KugellagerfabrikTKF am 15. Oktober 2013. 


Aussagen wie „Die Leute sind satt“ 
oder „Uns geht es doch noch gut“ drü¬ 
cken dabei die subjektive Verarbeitung 
der Erfahrungen aus. Zwar hätte sicher 
niemand etwas gegen eine Lohnerhö¬ 
hung oder Arbeitszeitverkürzung, aber 
die notwendige Voraussetzung dafür - 
eine solidarische und kämpferische 
Belegschaft - existiert nicht. Dieser 
Mangel wird teilweise auch erkannt, 
aber statt die Ursachen zu bekämp¬ 
fen, wird auf der falschen Ebene nach 
Auswegen gesucht. Neue, „moderne“ 
Forderungen sollen mehr Menschen 
mobilisieren: „Etwas für junge Eltern“, 
„Etwas für die alten Kollegen“, „West¬ 
angleichung durch Haustarifvertrag“, 
„Kürzere Arbeitszeiten für Familien“, 
„Längere Arbeitszeiten für die, die 
mehr verdienen wollen“. 

Doch die Probleme liegen tiefer. Das 
gewerkschaftliche Bewusstsein ist 
selbst bei den organisierten Kollegin¬ 
nen schwach ausgeprägt. Bekannte 
Einschüchterungstaktiken der Unter¬ 
nehmerseite wie Drohungen mit Verla¬ 
gerung des Produktionsstandorts oder 
die Weitergabe von angeblichen Preis¬ 
problemen an die Belegschaft werden 
oft unwidersprochen akzeptiert. 


Auch der Druck durch undurchschau¬ 
bare innerbetriebliche Verrechnun¬ 
gen oder der Versuch die Belegschaft 
für das Produktivitätsniveau verant¬ 
wortlich zu machen, werden vielfach 
hingenommen. Massiver Einsatz von 
Leiharbeit und Werkverträgen, Out- 
sourcing und viele befristete Verträge 
sorgen für Konkurrenz unter den Kol¬ 
leginnen und spalten die Belegschaf¬ 
ten. 

Dazu kommen schlechte Erinnerungen 
an die bleierne Zeit der Massenentlas¬ 
sungen und die zweifelhafte Rolle der 
(West-)Gewerkschaften. Die größten 
Demonstrationen und Arbeitskämpfe 
gab es nicht 1989, sondern nach 1990. 
Doch die Niederlagen waren bitter: 
„Ich erinnere mich noch wie alle zwei 
Monate die Listen der Entlassenen he¬ 
rausgegeben wurden. Jeder hat nur ge¬ 
hofft, dass es ihn nicht trifft.“ Der letzte 
Versuch der IG Metall, wieder in die 
Offensive zu kommen, war der Streit 
um die Arbeitszeitverkürzung 2003. 
Auch dieser Kampf wurde verloren. 
Dringend notwendig ist es deshalb, das 
Verständnis für die Bedeutung einer 
Gewerkschaft wieder zu erwecken. 
Wenn überhaupt, so verstehen viele 


„Versicherung“ oder „SPD-Wahlver- 
ein“ unter einer Gewerkschaftsmit¬ 
gliedschaft. 

Dass die Tarifverträge im Südwesten 
besser sind, weil Organisationsgrad 
und Kampfbereitschaft höher sind, 
muss als Erkenntnis erst wieder ge¬ 
wonnen werden. Doch was es heißt, 
gemeinsam zu kämpfen, muss auch 
erlernt werden. Tarifrunden mit einem 
kleinen Warnstreik und einer schnel¬ 
len Einigung wie 2013 reichen nicht 
aus, um nachhaltig gewerkschaftspoli¬ 
tisches Bewusstsein zu schaffen. Hier 
muss es uns gelingen, auch in der IG 
Metall ein Verständnis dafür zu schaf¬ 
fen, dass nur kämpfende Belegschaften 
lernende Belegschaft sind. 

Dazu gehört auch, mit den Vertrauens¬ 
leuten und Organisierten stärker die 
eigene Schulung und Bildung anzuge¬ 
hen, um die zur Zeit weit verbreiteten 
Argumente der Geschäftsführungen 
zurückdrängen zu können. Dann stel¬ 
len in Zukunft nicht nur einzelne Kol¬ 
leginnen die richtigen Fragen: „Wie 
wäre es denn, wenn unser kompletter 
Bereich in der Mittagspause mit Trans¬ 
parenten für den Tarifvertrag auf der 
Straße steht?“ Timur Stockholm 


Himmelblau und wenig rot 

20. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz in Nordrhein-Westfalen 


27 Jahre ein deutliches Plus erreicht. 
Insgesamt bleibt die Zahl der DGB 
Mitglieder im Berichtszeitraum leicht 
rückläufig. 

Zwanzig Monate nach Rotgrün bleibt 
die Ausbildungssituation und Arbeits¬ 
marktpolitik im größten Bundesland 
miserabel. Meyer-Lauber will deshalb 
eine Ausbildungsverpflichtung für die 
Betriebe und eine Umlage für alle 
Unternehmen, die Ausbildungsplät¬ 
ze verweigern. „24 000 junge Frauen 
und Männer haben 2013 keinen Aus¬ 
bildungsplatz bekommen“. Stärker 
als bisher wird sich der DGB auch an 
den Universitäten engagieren. Dort 
will man in den kommenden Jahren 
verstärkt Mitglieder werben. Grund: 
Erstmals übersteigt in 2013 die Zahl 
der Studierenden die der Auszubil¬ 
denden. Rein gar nichts ist besser ge¬ 
worden für die Arbeitslosen in NRW. 
„Nach wie vor sind rund 750 000 
Menschen ohne Job“, so Meyer-Lau¬ 
ber in der Ergänzung zum Geschäfts¬ 
bericht. 

Gegen den Trend der Sozialpartner¬ 
schaft mit dem Kapital musste am 
zweiten Tag der Konferenz noch ein¬ 
mal viel Elan aufgewandt werden. Zu 
beschließen waren 86 Anträge. Dabei 
ging es um Arbeitszeitverkürzung, die 
Erhöhung des Mindestlohnes auf 10 
Euro und der Vergesellschaftung von 
Energiekonzernen. Anträge gab es 
auch zum Thema politisches Streik¬ 
recht, gegen Polizeigewalt gegenüber 
Demonstranten sowie Aktionen des zi¬ 
vilen Ungehorsams der DGB-Jugend. 
Schon im Vorfeld der Konferenz gab 
es Kritik. Die Antragsberatungskom¬ 
mission (ABK) wollte alle die oben 
genannten Anträge vom Tisch haben. 
Ihre Empfehlung „Ablehnung“. 


Als erstes traf es den DGB-Stadtver- 
band Hagen, der sich mit einem Antrag 
an den DGB-Bundeskongress im Mai 
2014 richtete. „Der DGB-Bundesvor¬ 
stand wird aufgefordert, eine gesell¬ 
schaftliche und gewerkschaftliche In¬ 
itiative zur Durchsetzung einer Kam¬ 
pagne zur Verkürzung der Arbeitszeit 
auf einen Wochendurchschnitt von 
30-Stunden bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich, zu entwickeln“. Obwohl 
in der Vergangenheit hierzu zahlreiche 
Beschlüsse in den Einzelgewerkschaf¬ 
ten, auch im DGB, gefasst wurden, er¬ 
hielt der Antrag keine Zustimmung. 
Damit fiel die Mehrheit der Delegier¬ 
ten hinter den Beschlüssen des letz¬ 
ten DGB-Bundeskongresses 2010 in 
Berlin zurück. Weiter ging es mit dem 
Antrag zur Erhöhung der DGB-Min¬ 
destlohnforderung auf mindestens 10 
Euro. Dazu Helmut Born, ver.di-De- 
legierter und Betriebsratsvorsitzender 
des Kaufhof-Wehrhahn in Düsseldorf: 
„8,50 Euro im Koalitionsvertrag wer¬ 
den nicht zeitnah umgesetzt. Besten¬ 
falls gibt es den ab 2018. Da haben wir 
bereits schon wieder eine neue Bun¬ 
desregierung.“ Den Antrag als Mate¬ 
rial an den Bezirksvorstand weiterzu¬ 
reichen, wie die ABK dies empfehle sei 
ein „schwaches Zeichen“, so Born. 

Bei der „Vergesellschaftung der Ener¬ 
gieversorgung“ erteilten die Delegier¬ 
ten der ABK eine Klatsche. Als abzu¬ 
sehen war, dass die Mehrheit einer er¬ 
neuten Ablehnungsempfehlung nicht 
folgen würden, wurde „Annahme als 
Material“ empfohlen und beschlossen. 
Erfreulich und konstruktiv auf dieser 
Konferenz, die DGB-Jugend. Sie setz¬ 
te immer wieder Pflöcke gegen den 
Konservatismus aus den Reihen der 
IG BCE, der GdP, aber auch Teilen 


der IG Metall. So forderte der DGB- 
Bezirksjugendausschuss NRW im An¬ 
trag VI/64 das Recht auf politische 
Streiks. „Der DGB setzt sich auf al¬ 
len Ebenen für das Ziel ein, dass im 
Grundgesetz das politische Streikrecht 
verankert wird“. Die jungen Gewerk¬ 
schafter machten darauf aufmerksam, 
dass in den meisten Staaten Europas 
das Recht auf diese Streiks durch Ver¬ 
fassungen oder Gesetze abgesichert 
ist. „Nur in England, Österreich und 
Deutschland sind politische Streiks 
verboten“. Es sei Aufgabe der Gewerk¬ 
schaftsbewegung, dem entgegenzuwir¬ 
ken. Treffend formulierte es eine junge 
Delegierte: „Politisches Streikrecht ist 
immer auch Ausdruck von wirtschaft¬ 
licher und politischer Macht“. 

Gleich drei Redner der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) machten Front ge¬ 
gen den Antrag VI/65 der sich mit 
der zunehmenden Gewalt von Poli¬ 
zeikräften gegenüber friedlichen De¬ 
monstranten beschäftigte. So verstieg 
sich Arnold Plickert, NRW-Landesvor- 
sitzender der GdP, zu der Aussage, er 
würde diesen Antrag als Generalan¬ 
griff auf die Polizei sehen. Wenn dieser 
durchgehe, „sieht die GdP die Einheit 
des DGB gefährdet“. Dabei wurden 
in der Diskussion konkrete Beispiele 
genannt. So haben Polizisten bei einer 
Demonstration in Frankfurt gegen 
die Europäische Zentralbank über 
1 000 Teilnehmer fünfzehn Stunden 
in einem Kessel festgesetzt. Sie wur¬ 
den mit Fausthieben, Schlagstöcken 
und Pfeffersprays durch Polizeibeam¬ 
te martialisch angegriffen. Im Antrag 
wurde deshalb gefordert, eine Kenn¬ 
zeichnungspflicht von uniformierten 
Polizeikräften im geschlossenen Ein¬ 
satz einzuführen und eine konsequente 


Ausbildungsverträge 
auf Tiefstand 

Verheerende Bilanz des Ausbildungs¬ 
jahres 2013: Die Zahl der abgeschlos¬ 
senen Ausbildungsverträge ist mit 
530715 auf den mit Abstand niedrigs¬ 
ten Wert seit 1989. Erneut ist die Zahl 
der Berufsausbildungsplätze um 20 544 
Stellen und damit 3,7 Prozent gesun¬ 
ken. Die Quote der Ausbildungsbetrie¬ 
be ist mit 21,7 Prozent auf dem tiefsten 
Stand seit 1999 angelangt. Gleichzeitig 
können vor allem Betriebe in den Pro¬ 
blembranchen mit schlechter Ausbil¬ 
dungsqualität - wie etwa Gaststätten 
und Hotels - ihre Ausbildungsplätze 
oft nicht besetzen. Immer mehr junge 
Menschen mit Hauptschul- und mittle¬ 
rem Schulabschluss bekommen keinen 
Ausbildungsplatz. Noch immer befin¬ 
den sich rund 267 000 Jugendliche in 
den Warteschleifen des Übergangsbe¬ 
reichs. 

IG BAU fordert Renten¬ 
verbesserungen 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) forderte 
die neue Bundesregierung auf, die im 
Koalitionsvertrag verabredeten Ren¬ 
tenverbesserungen zügig umzusetzen. 
„Nach vier Jahren Politikstillstand 
muss die schwarz-rote Koalition drin¬ 
gend etwas für die schwer arbeitenden 
Beschäftigten tun. Die Menschen brau¬ 
chen Sicherheit vor Altersarmut“, so 
der IG BAU-Bundesvorsitzende Ro¬ 
bert Feiger. „Die Vereinbarungen für 
eine bessere Erwerbsminderungsren¬ 
te und für die Rente ab 63 stehen. Sie 
müssen ohne Abstriche in den ersten 
hundert Tagen der neuen Regierung 
verabschiedet werden.“ 

Lohn muss für Miete reichen 

Die vergangenen November neu ge¬ 
wählte Vorsitzende der Gewerkschaft 
Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG), 
Michaela Rosenberger erklärte auf 
die Frage, ob eine Lohnuntergrenze 
von 8,50 Euro nicht gerade in ihrer 
Branche im Osten viele Jobs vernich¬ 
ten würde, sie sei nicht dazu da, Arbeit¬ 
gebern deren Geschäftsmodell zu ent¬ 
werfen, sondern dafür zu sorgen, dass 
die Menschen, die arbeiten, am Mo¬ 
natsende ihre Miete bezahlen können. 


Ahndung von Dienstvergehen einzu¬ 
leiten. Hierzu müsse der DGB NRW 
die Einführung von Untersuchungsin¬ 
stanzen verlangen, die unabhängig von 
Polizei und Staatsanwaltschaft agieren. 
Diese sollen bei Vorwürfen gegen Poli¬ 
zeibeamte unparteiisch und umfassend 
ermitteln. Obwohl bei Demonstratio¬ 
nen auch Gewerkschaftsmitglieder be¬ 
troffen sind, folgte eine Mehrheit der 
Delegierten der Empfehlung auf Ab¬ 
lehnung des Antrages. 

Nicht durchsetzen konnte sich die Ju¬ 
gend auch mit einem Antrag für Aktio¬ 
nen des zivilen Ungehorsams. Das Mit¬ 
tel der Blockade als Form des zivilen 
Widerstandes lehnte die Konferenz ab. 
Obwohl das Grundgesetz diese Mög¬ 
lichkeit zulässt (Antrag VII/86). 
Angenommen wurde ein Antrag mit 
39 zu 35 Stimmen bei der Forderung 
der Verbesserung von Antragsrecht 
bei DGB-Konferenzen. Darin wird der 
neu gewählte Bezirksvorstand NRW 
aufgefordert, einen Antrag auf Sat¬ 
zungsänderung an den DGB-Bundes¬ 
kongress zu stellen. Abgesichert wer¬ 
den soll, dass die DGB-Konferenzen in 
ihren jeweiligen Ebenen ein Antrags¬ 
recht für die nächsthöhere Konferenz¬ 
ebene erhalten. Die bisherige Praxis 
ließ dies nicht zu. Sie wurde zuneh¬ 
mend als mangelnde Demokratieent¬ 
faltung innerhalb des DGB gesehen. 
Ordentliche DGB-Bezirkskonferen- 
zen finden alle vier Jahre statt. Gewählt 
wurde Andreas Meyer-Lauber (SPD) 
erneut als Bezirksvorsitzender. Der 
Lehrer bekam 88,2 Prozent der abge¬ 
gebenen Stimmen. Von 2004 bis 2010 
war er Vorsitzender der GEW NRW. 
Auf die stellvertretende Vorsitzenden 
Dr. Sabine Graf (CDU) entfielen 78,6 
Prozent. Herbert Schedlbauer 
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Aktionen gegen die NATO- 
“Sicherheitskonferenz“ 

Mit einer Vernissage der Ausstellung 
„Make ART not WAR“ am 2. Januar im 
Münchner EineWeltHaus begann die 
Serie von Aktionen und Veranstaltun¬ 
gen gegen die NATO-“Sicherheits“-kon- 
ferenz, die am ersten Februarwochen¬ 
ende in München stattfinden wird. Die 
Ausstellung dauert bis zum 30. Januar, 
zwei Tage vor der großen Antikriegsde¬ 
mo gegen die „Siko“. Antikriegsgrafiken, 
Zeichnungen, Bilder, Plakate und „Gra¬ 
fik gegen den Krieg von Goya bis heute“ 
lockten über hundert Besucher an. Aus¬ 
gestellt wurden Arbeiten mit Antikriegs¬ 
motiven von zeitgenössischen Künstlern 
aus München und der Region wie Bernd 
und Waltraut Bücking, Wolfram Kästner, 
Carl Nissen, Dieter Noss, Carlo Schel¬ 
lemann, Manfred Schwedler, Günter 
Wangerin, Hans Waschkau, Guido Zin- 
gerl, Gertrude Degenhardt, aber auch 
von Goya, Picasso, Otto Dix oder Kä¬ 
the Kollwitz. 

In seiner Festrede sagte Ernst Antoni 
(VVN): „... Neben Dix sind heute in 
unserer „Make Art Not War“-Ausstel¬ 
lung aus den Reihen der in der NS-Zeit 
verfemten und verfolgten Künstlerinnen 
und Künstler Käthe Kollwitz, George 
Grosz, John Heartfield und Pablo Pi¬ 
casso mit Reproduktionen von zum Teil 
berühmten Werken der Antikriegskunst 
zu sehen ... 

... Werke von Guido Zingerl (der im ver¬ 
gangenen Jahr anlässlich seines 80. Ge¬ 
burtstags mit einer Reihe von Ausstel¬ 
lungen und Ehrungen in verschiedenen 
Orten Bayerns gewürdigt wurde, unter 
anderem mit dem Kunstpreis seiner Ge¬ 
burtsstadt Regensburg) und Carlo Schel¬ 
lemann, der 2010 im Alter von 85 Jah¬ 
ren in Eggenfelden verstorben ist, sind 
hier in unserer Ausstellung zu sehen. 
Zu Schellemanns „Stationen Vietnams“ 
sei angemerkt, dass er sie 1967 (zusam¬ 
men mit 
einem 
damals 
noch 
fort¬ 
schritt¬ 
lichen 
Martin 
Walser) 
als Bild- 
Text- 
Grafik- 
mappe 
gestal¬ 
tet hat, die bei der Intergrafik-Ausstel¬ 
lung in Berlin/DDR mit der „Käthe- 
Kollwitz-Medaille“ ausgezeichnet wur¬ 
de. Am 1. November 1968 wurden die 
„Stationen Vietnams“ dann von der Ver¬ 
einigung der Verfolgten des Naziregimes 
im Röderberg-Verlag Frankfurt ediert, 
in stattlicher Auflage verkauft und der 
Erlös der „Hilfsaktion Vietnam“ gespen¬ 
det... 

... Antikriegskunst hat auch in den letz¬ 
ten drei Jahrzehnten in München und 
anderswo immer wieder Aufmerksam¬ 
keit erregt - wenngleich es zumindest 
meines Wissens gemeinsame „Großer¬ 
eignisse“ von Künstlerinnen und Künst¬ 
lern gar nicht oder nur ganz selten gab. 
Aber da verhält es sich nicht viel anders 
wie mit der Friedensbewegung insge¬ 
samt. Vielleicht ist das auch gar nicht 
so entscheidend, sondern viel wichtiger, 
dass andere Formen der Öffentlichkeits¬ 
wirksamkeit als Großausstellungen um 
sich greifen. Wobei ich allerdings immer 
noch glaube, dass das eine das andere 
nicht ausschließen muss ... 

.. .Dank jedenfalls sei allen, die das Pro¬ 
jekt „Make Art Not War“ hier in die¬ 
sem schönen Raum möglich gemacht 
haben, dem Organisator Claus Schreer 
und der Leitung des Eine-Welt-Hauses. 
Besonderer Dank den heute anwesen¬ 
den Künstlerinnen... Sie stehen uns jetzt 
sicher für Fragen und Diskussionen zur 
Verfügung ... 

...Das Ausstellungsmotto „Make Art 
Not War“ ist sicherlich als Appell an 
künstlerisch Tätige und noch nicht 
künstlerisch Tätige gedacht, an Men¬ 
schen, die sich schon engagieren und 
an solche, die fürs Engagement noch 
gewonnen werden müssen. Oder hofft 
jemand gar, dass dieser Appell auch die 
„Masters of War“ umstimmt, die sich 
ja in Kürze wieder einmal in München 
versammeln wollen?“ 

Walter Listl 



Eine Hochzeit bürgerlicher Demokratie 

Nach den Wahlen ist vor den Wahlen 


N ur wenige Monate sind seit der 
Bundestagswahl vergangen, da 
beginnt eine neue Runde von 
Wahlen. „Im Vergleich zum Super¬ 
wahljahr 2013 kommt das neue Jahr zu¬ 
nächst unscheinbar daher. Dabei finden 
wichtige Abstimmungen statt, die die 
politische Landschaft verändern und 
Karrieren zerstören können? war in der 
Springer-Zeitung „Die Welt“ am 2. Ja¬ 
nuar 2014 in Vorahnung und Mitgefühl 
zu lesen. Rund 62 Millionen Wählerin¬ 
nen und Wähler sind am Super-Wahl¬ 
sonntag am 25. Mai zur Stimmabgabe 
aufgefordert. Da geht es um die Wah¬ 
len zum Parlament der Europäischen 
Union. 

Am gleichen Tage werden aber auch in 
insgesamt zehn Bundesländern kom¬ 
munale und bezirkliche Vertreterin¬ 
nen und Vertreter gewählt: In Baden- 
Württemberg, Brandenburg, Hamburg 
(BezirksVersammlungen), Nordrhein- 
Westfalen (Kreistage und Ortsbeiräte), 
Mecklenburg-Vorpommern, Rhein¬ 
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen. Ende August 
bis Mitte September wird dann noch 
die Zusammensetzung der Landtage 
in Brandenburg, Sachsen und Thürin¬ 
gen bestimmt werden. Besonders letz¬ 
tere können für die CDU und SPD auf¬ 
grund der dortigen Stärke der Partei 
„Die Linke“ zu Zitterpartien werden. 
Der Aufschlag für das Wahljahr wird 
am 16. März in Bayern erfolgen. Hier 
wird die bei den Landtags- und Bun¬ 
destagswahlen 2013 erfolgreiche CSU 
versuchen, ihre Machtposition bei den 
Kommunalwahlen zu bewahren und 
eventuell sogar auszubauen. 3,2 Millio¬ 
nen Erststimmen (8,1 Prozent auf Bun¬ 
desebene) und 3,2 Millionen Zweit¬ 
stimmen (7,4 Prozent auf Bundesebe¬ 
ne) bei den Bundestagswahlen kann 
die Seehofer-Partei auf die Waage brin¬ 
gen. Vor allem der Ausgang der Ober¬ 
bürgermeisterwahl in München, wo der 
dort lange Zeit regierende Christian 
Ude (SPD) nicht mehr antreten kann, 
wird bundesweite Beachtung finden. 
Nicht auszuschließen sind Gewinne für 
die CSU und der Verlust des Postens 
des OB für die SPD in Deutschlands 
drittgrößter Stadt. 

Von internationaler und nationaler Be¬ 
deutung werden zweifellos die Wahlen 
zum Parlament der Europäischen Uni¬ 


on. Sie könnten - so fürchten selbst die 
bürgerlichen Medien - zu einem „Tri¬ 
umph der Rechtspopulisten“ und rech¬ 
ten Euro-Skeptiker werden. In Frank¬ 
reich hat die Chefin der „Front Natio¬ 
nale“, Marine Le Pen, deren Partei in 
Umfragen vor den Hollande-Sozialis- 
ten steht, bereits jetzt angekündigt, mit 


dem Niederländischen Chef der islam¬ 
feindlichen Partei der Freiheit, Geert 
Wilders, eine eigene Fraktion im neuen 
EU-Parlament gründen zu wollen. In 
Großbritannien visiert der Chef der eu¬ 
roskeptischen UKIP, Nigel Farage, das 
Ziel an, stärkste Partei Großbritanni¬ 
ens bei den EU-Wahlen zu werden. 
Bereits bei den Wahlen 2009 war die 
UKIP hinter den konservativen zweit¬ 
stärkste Kraft geworden. Und auch in 
anderen europäischen Ländern sind die 
Rechtspopulisten bis hin zu Faschisten 
im Aufwind. So könnte auch die „Al¬ 
ternative für Deutschland“, die bei den 
Bundestagswahlen immerhin zwei Mil¬ 
lionen Stimmen (4,7 Prozent) sammeln 
konnte und nur knapp an der Fünf-Pro- 
zent-Hürde scheiterte, am 25. Mai ins 
EU-Parlament gelangen - dort gilt es 
eine Drei-Prozent-Hürde zu überwin¬ 
den. Ein Rechtsruck im europäischen 
Parlament der Monopole scheint nicht 
ausgeschlossen - der Grad der Mobi¬ 
lisierungsfähigkeit von Sozialdemo¬ 
kraten, Sozialisten, Kommunisten und 


anderen Linken für ein friedliches, de¬ 
mokratisches, soziales und ökologi¬ 
sches Europa in diesem Wahlkampf ist 
gegenwärtig nicht einzuschätzen. 
Welche Überraschungen bei den kom¬ 
munalen Wahlen ins Haus stehen, ist 
schwer vorhersehbar. Für Aufregun¬ 
gen und Spannung sorgen jedoch die 


das Wahljahr abschließenden Land¬ 
tagswahlen. In Sachsen regiert eine 
starke CDU mit einer schwächelnden 
FDP (sie liegt dort bei fünf Prozent) in 
der einzig übriggebliebenen schwarz¬ 
gelben Landeskoalition in Deutsch¬ 
land. Im Landtag haben es beide mit 
einer starken Linkspartei und einer 
schwachen SPD zu tun. Eine spannen¬ 
de Frage ist daher: Hält sich die FDP im 
Landtag? Der Bundestrend ist derzeit 
positiv. Eine weitaus spannendere Fra¬ 
ge aber lautet: Kann sich die NPD mit 
ihrem 5,6 Prozent-Anteil im Landtag 
halten? Und das angesichts folgender 
Umstände: Deren Fraktionschef, Apfel, 
der seit 2011 sogar Bundesvorsitzender 
der NPD war, trat im Dezember 2013 
von allen Ämtern zurück - und das 
Verbotsverfahren ist eingeleitet. 

In Brandenburg könnte nach dem 
Rücktritt des SPD-Platzhirsches, Ma¬ 
thias Platzeck, die Sache für die SPD 
eng werden. Die CDU betet und hofft 
auf einen Vorteil oder könnte es bei ei¬ 
ner rosa-roten Koalition bleiben? Und 


schließlich: In Thüringen wird es mög¬ 
licherweise das für die Bundespolitik 
interessanteste Ergebnis geben. Für die 
SPD wird es wahrscheinlich zu einem 
Prüfstein für eine Zusammenarbeit mit 
der Partei „Die Linke“, die im dortigen 
Landtag zweitstärkste Fraktion ist. 
Wird - wenn die Linkspartei weiterhin 
zweitstärkste Fraktion bleiben sollte - 
die SPD in Thüringen weiterhin auf die 
CDU setzen oder über ihre Rolle nach- 
denken, wie es ihr Vorsitzender Mat- 
schie nach den Bundestagswahlen an¬ 
gekündigt hat? Danach könnte es - wie 
es im Südwesten mit einem Grünen als 
Ministerpräsidenten und einem SPD- 
Mann als Stellvertreter der Fall war - 
im Osten einem Roten, Bodo Ramelow, 
gelingen, Ministerpräsident zu werden 
zusammen mit einem SPD-ler, Chris¬ 
toph Matschie, ein Bundesland zu re¬ 
gieren. Eine Existenzkrise für die bis¬ 
herige Ministerpräsidentin Christine 
Lieberknecht, wie es „Die Welt“ fürch¬ 
tet, wird es kaum geben. 

Die Wahlen im Jahr 2014 könnten also 
die parlamentarischen Verhältnisse neu 
aufmischen, mehr nicht. Ein Blick auf 
die Mitgliedszahlen - die zum Jahres¬ 
wechsel veröffentlicht werden muss¬ 
ten - und die, bei aller Unterschiedlich¬ 
keit und allem Rauf und Runter eine 
gewisse Wählerverankerung aufzeigen, 
erhärten diese Feststellung. Die Zah¬ 
len lauten: SPD 474 820, CDU 468 329, 
CSU 148 000, Die Linke 63 784, Grü¬ 
ne 61 579, FDP 52 275, Piratenpartei 
29 074, AID 17 258 (Angaben It. FAZ 
vom 28.12.2013). 

Ein Politikwechsel wird sich derzeit aus 
den gegenwärtigen parlamentarischen 
Verhältnissen nicht ergeben können. 
Der kann nur durch außerparlamenta¬ 
rische, betriebliche und gewerkschaftli¬ 
che Kämpfe über eine Veränderung der 
politischen Kräfteverhältnisse herbei¬ 
geführt werden. Aber schon eine neue 
Aufmischung der jetzigen parlamen¬ 
tarischen Verhältnisse sehen die bür¬ 
gerlichen Parteien und die Medien als 
Problem. Daher äußern sie ihre Sorgen 
über eventuelle Entscheidungen, „die 
die politische Landschaft in Deutsch¬ 
land (und in Europa) verändern und 
über die Zukunft einiger Politiker ent¬ 
scheiden werden“ (Welt) und sorgen 
über „politische Existenzen, die auf 
dem Spiel stehen“. Rolf Priemer 



Umschläge dieser Art werden den Wahlberechtigten auch 2014 ins Haus flattern. 


Pflastersteine ersetzen keine Argumente 

Anschlag auf DKP Büro in Hannover-Linden 


Der Kreisvorstand der DKP Hannover 
verbreitet folgende Presseerklärung: 

In der Nacht vom 1. zum 2. Januar wur¬ 
de auf das DKP Büro in der Göttin¬ 
ger Straße (Linden-Süd) ein Anschlag 
verübt. Zwei bisher unbekannte Män¬ 
ner, die anschließend mit einem Auto 
flüchteten, zertrümmerten sieben 
Fenster des Büros und beschädigten 
die Eingangstür mit scharfem, spitzen 
Einbruchwerkzeug massiv. Nur durch 
die dankenswerte Aufmerksamkeit 
von Anwohnern, die Geräusche be¬ 
merkten und die Polizei alarmierten, 
konnte Schlimmeres verhindert wer¬ 
den. 

Die Täter sind weiterhin unbekannt, 
derzeit gibt es keine konkreten Hin¬ 
weise auf ihre Identität. Der Anschlag 
auf unser Büro reiht sich jedoch in 
eine Serie ähnlicher Anschläge in den 
letzten Wochen und Monaten ein, die 
sich gegen die Büros anderer Parteien 
und Jugendorganisationen gerichtet 
haben und bei denen teilweise auch 
versucht worden ist, Brände zu legen. 
Wir erwarten von den zuständigen Po¬ 
lizeiorganen, dass sie diese Taten zügig 
aufklären und dafür sorgen, dass die 
Verantwortlichen zur Rechenschaft 
gezogen werden. 

Wir halten es für naheliegend, dass 
diese Anschlagsserie einen neofa¬ 
schistischen Hintergrund hat. Nach 
dem behördlichen Verbot der Organi¬ 
sation „Besseres Hannover“ versucht 
die neofaschistische Szene in Hanno¬ 
ver sich mit dem unlängst eröffneten 



„Thor-Steinar“-Laden einen neuen 
Kristallisationspunkt zu schaffen. Ge¬ 
gen den Betrieb dieses Ladens gibt es 
berechtigte anhaltende Proteste, die 
von einem breiten antifaschistischen 
Bündnis organisiert werden. Die Mit¬ 
glieder unserer Partei haben sich an 
den Aktionen dieses Bündnisses in 
vielfältiger Art beteiligt. 

Wir hüten uns an dieser Stelle vor Spe¬ 
kulationen. Allerdings verschließen 
wir genauso wenig unsere Augen vor 
der Gefahr einer zunehmend aggres¬ 
siven neofaschistischen Szene auch in 
Hannover. Wir werden weiterhin ge¬ 
meinsam mit allen Antifaschistinnen 
und Antifaschisten dieser Stadt den 
Aktivitäten der Neofaschisten entge¬ 
gentreten. 


Keine Argumente: sieben sinnlos 
zerstörte Scheiben. 


Zwei Männer flüchteten 

Das online-Portal der Hannoverschen 
Allgemeinen schreibt über den An¬ 
schlag 

Hannover. Ein 39-jähriger Zeuge war 
gegen 1.25 Uhr durch klirrende Geräu¬ 
sche geweckt worden. Anschließend 
beobachtete er zwei Männer, die vom 
DKP-Büro in der Göttinger Straße 
in Linden-Süd zu einem Auto liefen 
und damit schnell in Richtung stadt¬ 
auswärts flüchteten. Der Zeuge alar¬ 


mierte die Polizei. Die Beamten stell¬ 
ten fest, dass die Fensterscheiben des 
Büros demoliert worden waren. Auch 
die Eingangstür wies Beschädigungen 
auf. Die Hintergründe derTat sind bis¬ 
lang unklar. 

In jüngster Zeit hat es vermehrt An¬ 
schläge auf Büros verschiedener Par¬ 
teien und Organisationen gegeben. 
Alle Fälle sind bislang nicht aufgeklärt. 
Mitte Dezember warfen Unbekannte 
sogenannte Molotowcocktails in das 


Büro der Umweltschutzorganisation 
Janun in der Südstadt. In der Woche 
zuvor hatte es zwei Anschläge auf die 
Parteibüros der Grünen und der FDP 
gegeben. Unbekannte warfen mit 
Pflastersteinen die Scheiben der FDP- 
Geschäftsräume an der Walter-Giese- 
king-Straße in der Südstadt ein. 

In derselben Nacht wurde das Büro der 
Grünen im Senior-Blumenberg-Gang 
in der Innenstadt attackiert. Hier wur¬ 
den sechs Fenster zerstört. 
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„Rechts um“ mit der Großen Koalition Machtkämpfe in der npd 

Von Sevim Dagdelen Querelen bei den Nazis gehen weiter 



Sevim Dagdelen ist seit 2005 MdB, Mitglied im Auswärtigen 
Ausschuss des Bundestages, Sprecherin für Internationale 
Beziehungen sowie Sprecherin für Migration und Integration der 
Linksfraktion. 


W er einen Vor¬ 
geschmack der 
Europa- und 
Außenpolitik der großen 
Koalition in Deutsch¬ 
land haben wollte, muss¬ 
te nur einen Blick auf die 
Ereignisse rund um die 
Auseinandersetzung um 
die Ukraine werfen. Um 
die Ukraine geopolitisch 
an Deutschland und die 
USA anschließen zu kön¬ 
nen, setzt die Bundesregie¬ 
rung dort bedingungslos 
auf die Unterstützung ei¬ 
ner Koalition, zu der nicht 
nur die rechtskonservati¬ 
ve Partei des Boxcham¬ 
pions Klitschko „Udar“ 

(„Schlag“) und die Partei 
der inhaftierten Ex-Minis- 
terpräsidentin Timoschen- 
ko gehört, sondern auch 
die faschistische Partei 
„Swoboda“ („Freiheit“), 
die die Entscheidung der 
ukrainischen Regierung, 
das Assoziations- und 
Freihandelsabkommen 
mit der EU vorerst nicht 
zu unterschreiben als jü¬ 
disch-russische Verschwö¬ 
rung interpretiert. Das 
darf als erneuter Tabubruch gesehen 
werden. In einem Kalten Krieg gegen 
Russland setzt die Bundesregierung 
auch auf eine faschistische Partei, die 
enge Kontakte zur NPD pflegt und sich 
auch historisch auf die Tradition ukrai¬ 
nischer Faschisten vor 1945 beruft. Die 
Europäische Union springt der deut¬ 
schen Politik der Herausforderung da¬ 
bei zur Seite. Mit dem Abkommen soll 
die Ukraine in das Einflussgebiet des 
Westens gezogen werden, um damit 
eine entscheidende Schwächung Russ¬ 
lands zu erreichen. 

Mehr Europa 

Vor diesem Hintergrund ist der Ruf 
nach „Mehr Europa“ der deutschen 
Bundeskanzlerin Angela Merkel, der 
auch auf dem Dezembergipfel der 
Staats- und Regierungschefs ertön¬ 
te, ein Schlachtruf zur Stärkung des 
deutschen Imperialismus. Mehr Eu¬ 
ropa lässt sich schlicht übersetzen in 
eine EU, die noch neoliberaler und 
militaristischer werden soll. Kern die¬ 
ses Projekts ist allerdings die Zerstö¬ 
rung bzw. Schwächung der demokrati¬ 
schen Souveränität der kleineren und 
mittleren EU-Mitgliedstaaten im Sin¬ 
ne einer Durchsetzung von Struktur¬ 
reformen für das Kapital. Vorbild ei¬ 
nes künftigen autoritären Umbaus der 
EU soll die Diktatur der Troika in den 
so genannten Programmländern sein. 
Die Europapolitik der Großen Koali¬ 
tion setzt auf den Abschluss bilateraler 
völkerrechtlicher Verträge im Rahmen 
des so genannten Wettbewerbspakts, 
mit denen sich die einzelnen EU-Mit- 
gliedsstaaten gegenüber der EU-Kom- 
mission verpflichten, ihre nationalstaat¬ 
lichen Parlamente zu entmachten, das 
Haushaltsrecht nach Brüssel zu trans¬ 
ferieren und einer noch rigideren Aus- 
teritäts- und Kürzungspolitik den Weg 
zu bahnen. Wer angesichts dessen von 
einer friedensstiftenden Funktion der 
EU-Integration fabuliert, oder Mehr 
Europa von links möchte, oder aber 
Merkels imperialistisches Diktum un¬ 
terstützt, es dürfe kein Zurück zum 
Nationalstaat geben, weil Deutschland 
durch die Exporte von einem starken 
Euro profitiere, der verkennt im besten 
Falle die Zeichen der Zeit. Die Aufga¬ 
be der Linken in Deutschland dagegen 
ist es, den Widerstand gegen diese An¬ 
griffe auf demokratische Souveränität, 
Sozialstaat und Demokratie in der EU 
mit zu organisieren. 

Bankenunion 

Damit der autoritäre Umbau der EU 
akzeptiert wird, lockt Merkels Große 
Koalition mit der Etablierung einer 
Bankenunion in der EU. Damit wird 
eine Profitgarantie und Lebensversi¬ 
cherung für Zockerbanken etabliert. 
Entgegen allen Verlautbarungen soll 


dafür weiterhin Steuergeld eingesetzt 
werden. Diese Bankenunion ist selbst¬ 
verständlich auch im Sinne des fran¬ 
zösischen oder spanischen Kapitals, so 
dass hier entsprechend Druck gemacht 
wird, Wettbewerbspakt und autoritären 
Umbau mit zu befördern. Sie ist die 
Fortsetzung der Banken- und Euroret¬ 
tungspolitik der schwarz-gelben Bun¬ 
desregierung, der auch die SPD und 
die Grünen in den letzten vier Jahren 
ihre Zustimmung erteilten, mit anderen 
Mitteln. Allein DIE LINKE bleibt hier 
konsequent bei ihrem Nein und hat erst 
jüngst wieder in einem eigenen Ent¬ 
schließungsantrag zum Europäischen 
Rat der Bankenunion eine Absage er¬ 
teilt. Denn auch hier bedeutet Mehr 
Europa ein Mehr an Plünderung der 
Staatskassen für die Superreichen, ein 
Mehr an Umverteilung von unten nach 
oben und ein Mehr an Bankenmacht 
in der EU. 

Rüstungsgipfel 

Imperialismus heißt eben auch auf eine 
Stärkung der Rüstungsindustrie in der 
EU hinzuarbeiten. Dies ist erklärtes 
Ziel der Großen Koalition, die nicht 
nur jeden Hauch einer Kultur der mili¬ 
tärischen Zurückhaltung bereit ist auf¬ 
zugeben, sondern ganz massiv zentrale 
Aufrüstungsprojekte wie das NATO- 
Raketenschild gegen Russland und die 
Anschaffung von EU-Kampfdrohnen 
für die asymmetrischen Kriege auf den 
Weg bringen will. Bereits wenige Tage 
nach der Wahl der Bundeskanzlerin 
wurden dabei auf dem EU-Rüstungs- 
gipfel Nägel mit Köpfen gemacht. Es 
darf hier von einem sicherheitspoliti¬ 
schen Rechtsruck in der EU gespro¬ 
chen werden. Ganz offiziell geht es, als 
hätte ein Lehrbuch zum staatsmono¬ 
politischen Kapitalismus als Blaupause 
gedient, um die Förderung von Mono- 
polisierungs- und Konzentrationspro¬ 
zessen zur Stärkung der Rüstungsin¬ 
dustrie in der EU. Über die Schaffung 
eines EU-Binnenmarkts für Rüstungs¬ 
güter unter Umgehung vertraglicher 
Grundlagen, die dies untersagen, sol¬ 
len am Ende drei Rüstungskonzerne in 
der EU verbleiben, die den drei großen 
Mitgliedsstaaten, Deutschland, Frank¬ 
reich und Großbritannien zugeordnet 
werden können und im Rahmen einer 
transatlantischen Rüstungszusammen¬ 
arbeit auch stärkeren Zugang zum US- 
Rüstungsmarkt erhalten. Diese Mono¬ 
polisierungsprozesse sind der Keim für 
weitere Konflikte und Kriege weltweit. 
Wer sich in dieser Europäisierung ei¬ 
nen Schritt in Richtung friedliches Eu¬ 
ropa erträumt, dürfte schon bald un¬ 
sanft erwachen. Linke haben hier die 
Aufgabe ganz klar gegenzuhalten. Die 
Linke in Deutschland muss gemeinsam 
mit der Friedensbewegung als Teil ih¬ 
rer Anti-Kriegspolitik auf Abrüstung 


und eine Zerschlagung 
der Monopole setzen. Sie 
muss Aufklärung betrei¬ 
ben, um der inneren Mi¬ 
litarisierung, die die Koa¬ 
lition von CDU/CSU und 
SPD im Koalitionsvertrag 
verankert hat, der verab¬ 
redeten Kommunikations¬ 
offensive der Bundeswehr 
an Schulen, Hochschulen 
und Berufsbildungsmes¬ 
sen, entgegenzutreten. 

Rot-Rot-Grün 

Während die SPD knall¬ 
hart auf die Große Koali¬ 
tion setzt, werden zugleich 
parallel Sandkastenspiele 
für Rot-Rot-Grün aufge¬ 
führt. Ziel ist es offenbar 
auch, eine entschlossene 
Opposition zu schwächen. 
So durfte sich die Mitar¬ 
beiterin der neuen Minis¬ 
terin Nahles, Angela Mar¬ 
quardt, die einst PDS-Vi- 
zevorsitzende war, in den 
Tagesthemen pünktlich 
zum Abschluss des Ko¬ 
alitionsvertrags für eine 
Rot-Rot-Grüne-Koalition 
erwärmen. Und während 
die Grünen mit den CDU- 
Rechtsaußen Bouffier ihre Koalition 
des Sozialabbaus in Hessen auf die 
Schiene setzen, lassen sie ihre Hinter¬ 
bänkler los, um mit anderen Bundes¬ 
tagsabgeordneten ein wenig über Rot- 
Rot-Grün zu plaudern. Sicher muss 
mit allen geredet werden. Aber eins 
scheint dabei festzustehen: Die reakti¬ 
onäre Orientierung in der Europa- und 
Außenpolitik über Bord zu werfen, da¬ 
für haben die Hinterbänkler von SPD 
und Grünen denn keine Prokura, hat¬ 
te doch der SPD-Vorsitzende Sigmar 
Gabriel genau auf diesen Feldern eine 
grundlegende Wende von der Linken 
zu einer „verantwortungsvollen“ Euro¬ 
pa- und Außenpolitik im Rahmen „un¬ 
serer internationalen Verpflichtungen“, 
sprich zur Zustimmung für das Kriegs¬ 
führungsbündnis NATO, zu Ausland¬ 
seinsätzen der Bundeswehr und den 
Bankenrettungspaketen verlangt, um 
für 2017 eine Koalition in Aussicht zu 
stellen. Gabriel will eine willfährige 
LINKE, die bereit ist ihre program¬ 
matischen Grundlagen über Bord zu 
werfen - oder keine. Diesen Sirenen¬ 
gesängen sollte DIE LINKE nicht fol¬ 
gen. Denn viele Menschen in Deutsch¬ 
land sowie in Europa sind froh, dass es 
wenigstens eine Partei im Deutschen 
Bundestag gibt, die die Europapolitik 
von Merkel, die Zerstörung von Demo¬ 
kratie und Sozialstaat mit Milliarden 
für Banken, Niedriglöhnen für Millio¬ 
nen und der Verelendung Südeuropas, 
kritisiert. Viele Menschen in Deutsch¬ 
land halten es auch für richtig, dass wir 
uns nicht an den NATO-Kriegen wie 
in Afghanistan oder Libyen beteiligen. 
Also muss DIE LINKE weiter kla¬ 
re Kante zeigen für eine entschlosse¬ 
ne Opposition, für eine soziale Euro¬ 
pa- und eine friedliche Außenpolitik. 
Die Ablehnung von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr wie auch der Banken¬ 
rettungsprogramme gehört dabei zum 
Markenkern der LINKEN. Dass SPD 
und Grüne eine Zusammenarbeit auf 
Grundlage der Beschädigung des Mar¬ 
kenkerns der Linken anbieten, heißt 
nichts Anderes als dass die Zeit der 
Rot-Rot-Grünen-Blütenträume lang 
vorbei ist. SPD und Grünen sind ande¬ 
re Koalitionsoptionen vor allem inhalt¬ 
lich viel näher. DIE LINKE muss auch 
deshalb auf eine Stärkung ihrer Allein¬ 
stellungsmerkmale gegen die Hartz IV- 
und Kriegsparteien setzen. Sie muss für 
eine antikapitalistische und antimilita¬ 
ristische Orientierung auch im Bun¬ 
destag werben. Es geht um die Orga¬ 
nisierung gesellschaftlicher Opposition 
gegen eine Große Koalition der Um¬ 
verteilung von unten nach oben und 
der aggressiveren Außen- und Euro¬ 
papolitik. DIE LINKE sollte ein Teil 
dieser linken Organisierung mit Ge¬ 
werkschaftern, sozialen Bewegungen 
und Friedensbewegung sein. 


Nach dem Amts verzieht des bisheri¬ 
gen NPD-Bundesvorsitzenden Holger 
Apfel und seinem Parteiaustritt am 24. 
Dezember letzten Jahres, nimmt die Un¬ 
ruhe an der Basis der neofaschistischen 
Partei zu. So äußern sich in den ver¬ 
schiedenen rechten Internetforen zu¬ 
nehmend NPD-Anhänger, die der ver¬ 
bliebenen Parteiführung vorwerfen, sie 
über die genauen Hintergründe „Causa 
Apfel“ nicht genügend zu informieren. 
Tatsächlich sah sich die NPD-Landtags- 
fraktion erst am 6. Januar dieses Jahres 
genötigt, eine öffentliche Erklärung zu 
ihrem weiteren Vorgehen abzugeben, 
die den Titel „NPD Sachsen wird Kurs 
halten“ trägt. Darin loben die Neofa¬ 
schisten ihren vormaligen Partei- und 
Fraktionsvorsitzenden und bezeichnen 
ihn als einen „Motor des Erfolgs der 
sächsischen Nationaldemokraten beim 
Einzug der Partei in den Landtag 2004 
und beim für die NPD bis dahin einma¬ 
ligen Wiedereinzug in ein Landesparla¬ 
ment im Jahre 2009“. 

„Von den Gerüchten über vermeint¬ 
liche Belästigungen von zwei jungen 
Männern im Abstand von mehreren 
Jahren haben die Führungsgremien 
der NPD in Sachsen erst Anfang De¬ 
zember 2013 erfahren“, behaupten die 
verbliebenen NPD-Abgeordneten da¬ 
rin weiter und bestreiten, dass Apfel 
ein „Ultimatum zum Rück- und zum 
Austritt“ aus der Partei gesetzt worden 
sei. „Die sächsische NPD ist trotz des 
tiefen Einschnitts, den das Ausscheiden 
von Holger Apfel für die Partei bedeu¬ 
tet, personell breit aufgestellt und wird 
deshalb auch diese schwierige Situati¬ 
on meistern, so wie ihr das auch in der 
Vergangenheit schon mehrfach gelun¬ 
gen ist“, verkünden die extremen Rech¬ 
ten weiter. 

In der Realität stellt sich das öffentli¬ 
che Erscheinungsbild der NPD jedoch 
gänzlich anders dar. So kommt es schon 
jetzt zu ersten Machtkämpfen zwischen 
dem kommissarischen NPD-Bundes¬ 
vorsitzenden und Apfel-Nachfolger, 
Udo Pastors, und dem langjährigem 
früheren Parteichef Udo Voigt. Beide 
buhlen aktuell um die Nominierung als 
Spitzenkandidat ihrer Partei zur EU- 
Wahl. Außerdem würde Voigt gerne 
wieder Bundesvorsitzender der neofa¬ 
schistischen Partei werden. 


Dass es der NPD ausgerechnet mit dem 
verurteilten Straftäter Udo Pastors an 
der Spitze, der in der Vergangenheit 
türkische Männer als „Samenkanonen“ 
und die Bundesrepublik als „Judenre¬ 
publik“ bezeichnet hatte, überhaupt ge¬ 
lingen kann, ein drohendes NPD-Ver- 
bot abzuwenden, gilt hingegen auch in 
der Partei selbst als umstritten. 

Sollte sich der politische Flügel inner¬ 
halb der NPD durchsetzen, der für die¬ 
sen Kurs der sogenannten „seriösen Ra¬ 
dikalität“ steht, wäre es unumgänglich, 
gegen den kommissarischen Parteichef 
Pastors mobil zu machen. Eine Alter¬ 
native zu ihm könnte hingegen der am¬ 
tierende NPD-Bundespressesprecher 
Frank Franz darstellen, der von 2005 
bis 2012 Landesvorsitzender der neofa¬ 
schistischen Partei im Saarland war und 
seit 2011 Mitglied des NPD-Bundesvor- 
standes ist. Verkörpert Franz doch - im 
krassen Gegensatz zu vielen seiner Ge¬ 
sinnungsgenossen - einen smart und 
modern wirkenden Politikertyp. 

Gegen Pastors spricht außerdem, dass 
der Landesrechnungshof in Schwerin 
der von ihm geführten Fraktion aktu¬ 
ell vorwirft, 80 000 Euro an Steuergel¬ 
dern nicht ordnungsgemäß verwendet 
zu haben. So soll Marko Müller, Bru¬ 
der des Landtagsabgeordneten Tino 
Müller, zwischen November 2011 und 
Januar 2013 für die NPD-Fraktion ge¬ 
arbeitet haben und dafür auch entlohnt 
worden sein, obwohl er nicht einmal ei¬ 
nen Hausausweis des Landtags besessen 
habe. Mittlerweile machen daher Vor¬ 
würfe der Veruntreuung und Vettern¬ 
wirtschaft gegen die Brüder die Runde. 
Beide sind Mitglied des NPD-Landes- 
vorstandes. 

Die zunehmenden Ungereimtheiten be¬ 
züglich der Finanzen bringen die Neo¬ 
nazis unterdessen auch auf der Bundes¬ 
ebene immer mehr in die Bredouille. So 
hat der Bundestag eine anstehende Aus¬ 
zahlung aus der staatlichen Parteienfi¬ 
nanzierung gestoppt, da die NPD eine 
Geldstrafe von 1,27 Millionen Euro bis¬ 
her nicht beglichen hat, zu der sie auf¬ 
grund eines fehlerhaften Rechenschafts¬ 
berichts von 2007 verpflichtet gewesen 
wäre. Der in Kürze beginnende Europa- 
Wahlkampf dürfte vor diesem Hinter¬ 
grund für die Neofaschisten nur schwer¬ 
lich zu stemmen sein. Markus Bernhardt 
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Sturmreif schießen 

Kambodschas Gewerkschaftsbewegung soll zerschlagen werden 


Verhandlungen um Südsudan 

Bei den Versuchen zu Lösungen für den 
Südsudan-Konflikt gibt es erste Schrit¬ 
te: Nach dem Eintreffen der Delegatio¬ 
nen in der äthiopischen Hauptstadt Ad¬ 
dis Abeba sind die Konfliktparteien am 
Montag erstmals zu direkten Gesprä¬ 
chen zusammengekommen. 

Bei dem Treffen seien die Modalitäten 
für den Dialog festgelegt worden. Inhalt¬ 
lich sollen vor allem ein Waffenstillstand 
und politische Lösungen für die seit Mit¬ 
te Dezember tobenden Kämpfe auf der 
Agenda stehen. Seit dem Ausbruch der 
auch ethnisch motivierten Gewalt sind 
über 1 000 Menschen ums Leben ge¬ 
kommen, 200 000 sind nach Angaben 
des Roten Kreuzes in der eigenen Hei¬ 
mat auf der Flucht. Weitere 20 000 such¬ 
ten in Uganda Zuflucht. Derweil reißen 
Berichte über neue schwere Kämpfe vor 
allem rund um die Hauptstadt des Bun¬ 
desstaates Jonglei, Bor, nicht ab. 

Osborne für Sozialkürzungen 

Der britische Schatzkanzler George Os¬ 
borne hält mit Blick auf die langfristige 
Zukunft des Landes weitere drastische 
Kürzungen der Sozialleistungen für nö¬ 
tig. Nach der nächsten Parlaments wähl 
im kommenden Jahr müssten weitere 25 
Milliarden Pfund (30,1 Milliarden Euro) 
eingespart werden, erklärte Osborne. Ein 
großer Teil davon müsse bei den Sozial¬ 
leistungen gekappt werden. Nur so sei 
sichergestellt, dass nicht bei der Bildung 
gespart werden müsse oder Steuererhö¬ 
hungen nötig würden. 

Koalitionsvertrag unterzeichnet 

Zehn Wochen nach der Parlamentswahl 
in Tschechien ist die künftige Koalition 
unter Dach und Fach. Die Vorsitzenden 
von Sozialdemokraten (CSSD), Christ¬ 
demokraten (KDU-CSL) und der Be¬ 
wegung ANO („Ja“) des Milliardärs 
Andrej Babis Unterzeichneten am Mon¬ 
tag in Prag den Koalitionsvertrag. Noch 
ist unklar, wann Präsident Milos Zeman 
die neue Regierung ernennt. Die Partei¬ 
en wollen das Kabinett mit zwei Frauen 
und 15 Männern besetzen. 

Flüchtlinge demonstrieren 

Tausende afrikanische Flüchtlinge haben 
am Montag in Tel Aviv vor ausländischen 
Botschaften für ein Asylrecht in Israel 
demonstriert. Es ist der zweite Tag einer 
dreitägigen Kampagne für mehr Rech¬ 
te. Der Protest richtet sich unter ande¬ 
rem gegen die Internierung afrikanischer 
Flüchtlinge in einer neuen Anlage an der 
Grenze zu Ägypten. Israel stuft die af¬ 
rikanischen Flüchtlinge, deren Zahl auf 
etwa 60 000 geschätzt wird, als illegale 
Einwanderer ein. Die Regierung von Mi¬ 
nisterpräsident Netanjahu will den Zu¬ 
strom von Flüchtlingen möglichst ganz 
unterbinden und bereits im Land leben¬ 
de illegale Einwanderer zurückschicken. 

Chodorkowski in der Schweiz 

Der amnestierte russische Wirtschafts¬ 
kriminelle Michail Chodorkowski ist gut 
zwei Wochen nach seiner Freilassung aus 
russischer Haft von Deutschland aus in 
die Schweiz gereist. Ob sich Chodorkow¬ 
ski dauerhaft in der Schweiz niederlässt 
blieb zunächst offen. Der Oligarch, der 
als Ölunternehmer zum reichsten Mann 
Russlands auf gestiegen war, hat nach Be¬ 
richten Schweizer Medien einen großen 
Teil seines Vermögens bei eidgenössi¬ 
schen Banken deponiert. Dabei soll es 
sich um 6,2 Milliarden Franken (5,1 Mil¬ 
liarden Euro) bei fünf Banken handeln. 

Wahlfarce in Bangladesch 

Die Awami-Liga hat bei den von der 
Opposition boykottierten Parlaments¬ 
wahlen in Bangladesch eine Zweidrit¬ 
telmehrheit erhalten. Am Tag nach der 
Abstimmung am Sonntag, die von tödli¬ 
cher Gewalt überschattet wurde, kamen 
nach Angaben der Polizei vier Menschen 
ums Leben. Die Zahl der Toten liegt da¬ 
mit bei 23. Die Wahlbeteiligung wurde 
auf 20 Prozent geschätzt. Der Sieg der 
Awami-Liga stand schon vor der Wahl 
fest, da die Opposition gar nicht erst an¬ 
trat. Ihre Proteste entzündeten sich an 
der Änderung des Wahlverfahrens, das 
die Regierung 2011 durchgesetzt hatte. 
Mehr als die Hälfte der Sitze ging wegen 
des Boykotts ohne Gegenkandidaten an 
die Awami-Liga. Insgesamt hat die Par¬ 
tei von Premierministerin Sheikh Hasina 
232 der 300 Sitze erhalten. 


D ie Textilindustrie ist in Kambo¬ 
dscha die größte produzierende 
Branche des vollkommen ver¬ 
armten Landes, das nach UNO-Anga¬ 
ben zu den 50 ärmsten Staaten der Erde 
gehört. Nur in der Landwirtschaft und 
(saisonbedingt) im Tourismus arbeiten 
mehr Menschen als in den Textilfabri¬ 
ken, die knapp 500 000 Arbeiterinnen 
und Arbeiter beschäftigen - Heimar¬ 
beiterinnen nicht mitgerechnet. Der 
generell hohe Anteil von Frauen in der 
Textilproduktion liegt in Kambodscha 
noch über dem Weltdurchschnitt: Mehr 
als 90 Prozent der Arbeitskräfte sind 
weiblich. Sie sorgen pro Jahr für über 5 
Milliarden Devisen (das sind 90 Prozent 
der gesamten Exporteinnahmen Kam¬ 
bodschas), arbeiten unter grauenhaften 
Bedingungen zu Hungerlöhnen und fül¬ 
len die Taschen der Kapitalisten im ei¬ 
genen Land sowie der Abnehmer, sprich 
der stets präsenten Textilketten, Mode¬ 
labels, Sportartikel-Firmen usw. Mit rie¬ 
sigen Profiten. Nichts Neues in der Welt 
des Kapitalismus, möchte man sagen. 
Das seit langem herrschende Elend, die 
Unzufriedenheit unter den Arbeitern, 
war bisher ebenso wenig Thema in der 
„freien“ Weltpresse wie die Brutalität 
von Armee und Polizei gegen Streiken¬ 
de und Protestierende, die eine große 
Zahl von Opfern forderte. Als im Jahr 
2004 der populäre Gewerkschaftsführer 
Chea Vichea brutal ermordet wurde, war 
das den Medien kaum eine Zeile wert. 
Das hat sich in den vergangenen Mo¬ 
naten geändert. Nach den weltweiten 
Schlagzeilen über die desaströsen Zu¬ 
stände in Bangladesch wurden zumin¬ 
dest einzelne Textilkonzerne nervös. 
Im kapitalistischen Trendsetter-Maga¬ 
zin „Financial Times“ ließ Ende Juli die 
Direktorin der zweitgrößten Textilket¬ 
te Bangladeschs, Rubana Huq, durch- 
blicken, dass Kambodscha zum Kon¬ 
kurrenten in Sachen Billigtextilien zu 
werden droht: „... Kunden schauen 


Das politische Geschehen in Frankreich 
wird im Jahr 2014 von zwei Wahltermi¬ 
nen bestimmt. Am 23. und 30. März sind 
Kommunalwahlen, am 25. Mai die EU- 
Wahl. Können diese Wahlen zum Signal 
für eine neuerliche politische „Trend¬ 
wende“ in Frankreich werden? 

Die im Frühjahr 2012 geschlagenen 
Rechten wittern Morgenluft. Sie hof¬ 
fen, für ihre damalige Niederlage Re¬ 
vanche nehmen zu können. Kann dar¬ 
aus ein Signal für einen Machtwechsel, 
weg von den jetzt regierenden Sozial¬ 
demokraten und Grünen unter Präsi¬ 
dent Hollande, zurück zu einer rech¬ 
ten Regierungskoalition auf nationaler 
Ebene werden? Und wie weit wird es 
den Rechtsextremisten von der „mo¬ 
dernisierten“ Front National (FN) ge¬ 
lingen, mit Parolen gegen Immigranten, 
eingewanderten Moslems und Roma 
vom Frust enttäuschter Wähler zu pro¬ 
fitieren? 

Der unter Hollande eingeschlagene 
„sozialliberale“ Regierungskurs liefert 
dafür einen günstigen Boden. Es ist zu 
befürchten, dass viele linke Wählerin¬ 
nen und Wähler von den Ergebnissen 
und nicht erfüllten Wahlversprechen 
Hollandes frustriert zu Hause bleiben 
werden oder sogar den Sirenenklän¬ 
gen der Rechten und Rechtsextremis¬ 
ten zum Opfer fallen. Das neue Jahr 
beginnt für die Franzosen mit neuen 
sozialen Belastungen, darunter einer 
spürbaren Erhöhung der Mehrwert¬ 
steuer von 19,6 auf 20 Prozent. Von 
der versprochenen „Wende“ in der 
Entwicklung der Arbeitslosenzahlen 
ist nichts zu sehen. 

Unter diesen Umständen ist es für die 
französischen Linken eine schwierige 
Frage, wie ihre Wahlstrategie aussehen 
muss, um den Angriff der Rechten und 
Rechtsextremisten zurückzuschlagen 
und zugleich die Voraussetzungen für 
die tatsächliche Durchsetzung der seit 
2012 gewollten Wende nach links in 
der französischen Politik zu verbessern. 


sehr ernsthaft nach Kambodscha. Ich 
wäre nicht überrascht, wenn wir 5 bis 
10 Prozent Abwanderung erleben ...“ 
Die Frau meinte damals besonders Kon¬ 
zerne aus den EU-Staaten. Bisher ge¬ 
hen 70 Prozent der exportierten Textili¬ 
en aus Kambodscha in die USA, „nur“ 
gut 20 Prozent werden von Textilbaro¬ 
nen aus Europa gekauft. Diese „Markt¬ 
lücke“ will das verkommene Regime um 
Premierminister Hun Sen nutzen und 
zwar im „Interesse der Kunden“ und mit 
allem, was dazugehört. Die in der ver¬ 
gangenen Woche noch gesteigerte mör¬ 
derische Gewalt von Polizei und Armee 
gegen die Arbeiterinnen, die schon seit 
geraumer Zeit für eine Erhöhung des 
Mindestlohns auf erbärmliche 80 Euro 
im Monat (derzeit beträgt er ca. 50 Euro 
und wird in vielen Fabriken nicht mal 
gezahlt) kämpfen, soll ein Zeichen set¬ 
zen: Kambodschas Textilindustrie wird 
endgültig sturmreif geschossen für die 


Kaum verwunderlich, dass in dieser Si¬ 
tuation auch Meinungsverschiedenhei¬ 
ten innerhalb der „Linksfront“ stärker 
als sonst auftreten. Insbesondere ver¬ 
stärkten sich Differenzen zwischen den 
in der PCF organisierten Kommunisten 
und der „Linkspartei“ (Parti de Gau¬ 
che - PG) des Linkssozialisten Jean- 
Luc Melenchon. 

So hatte Melenchon, der erfolgreiche 
Präsidentschaftskandidat der Links¬ 
front im ersten Wahlgang zur Präsi¬ 
dentenwahl 2012, sich schon im Januar 
2013 sehr entschieden für „autonome 
Listen der Linksfront“ im ersten Wahl¬ 
gang in allen französischen Städten 
über 20 000 Einwohnern ausgespro¬ 
chen. Im September rief er dazu auf, 
Hollande bei den Wahlen für den Ver¬ 
rat an seinen Wahlversprechen zu „be¬ 
strafen“. 

Führende PCF-Politiker betonten dem¬ 
gegenüber, dass es politisch wenig Sinn 
mache, zu einer „Strafwahl“ und einem 
„Referendum“ gegen Hollande aufzu¬ 
rufen. Von einer solchen Anlage des 
Wahlkampfs würden letztlich nur die 
Rechten und Rechtsextremisten pro¬ 
fitieren. Vielmehr müsse in den Mit¬ 
telpunkt auch dieses Wahlkampfs das 
positive Ziel einer weiteren Sammlung 
aller erreichbaren Kräfte gestellt wer¬ 
den, möglichst über die Reihen der bis¬ 
herigen Linksfront hinaus, im Interes¬ 
se der Verteidigung der Interessen der 
Bürger gegen die Rechten und Rechts¬ 
extremisten wie auch gegen den Spar¬ 
kurs Hollandes. Bereits bestehende lin¬ 
ke Mehrheiten in vielen Kommunen 
müssten verteidigt und neue erobert 
werden. Das Schlüsselwort in dieser 
Situation sei daher „nicht Autonomie, 
sondern Sammlung“, erklärte PCF-Na- 
tionalsekretär Pierre Laurent. Er sei für 
eine „Linksfront des ausgestreckten 
Arms“ gegenüber anderen Linken, wo 
es möglich ist, auch mit den Sozialis¬ 
ten. Diese Orientierung schließt für die 
PCF auch die Möglichkeit Unterschied- 


Anforderungen der westeuropäischen 
Kapitalisten. 

Das Säbelrasseln (im wahrsten Sinne 
des Wortes, in Phnom Penh ging eine 
Eliteeinheit der Armee mit Schwertern 
gegen Arbeiterinnen vor) vor den Au¬ 
gen der Weltpresse hat bisher nach of¬ 
fiziellen Angaben fünf, nach Aussagen 
von Gewerkschaftern mehr als zehn 
Arbeiterinnen und Arbeitern das Le¬ 
ben gekostet, die Zahl der Verletzten 
und besonders der Verhafteten ist im 
dreistelligen Bereich angesiedelt. Die 
gesamte Gewerkschaftsbewegung soll 
endgültig zum Schweigen gebracht 
werden. Der gewerkschaftliche Orga¬ 
nisationsgrad bei Textilarbeitern liegt 
in Kambodscha mit 60 Prozent relativ 
hoch und wie etwa in Bangladesch sind 
die Textilgewerkschaften auf der kämp¬ 
ferischen Seite der Arbeiterbewegung 
angesiedelt. Sie sind aber sehr zersplit¬ 
tert. Fast 600 (!) Gewerkschaften wir- 


licher politischer Konstellationen und 
Verhaltensweisen bei der Stimmabga¬ 
be je nach den gegebenen lokalen Be¬ 
dingungen in den einzelnen Kommu¬ 
nen ein. 

Eine besondere Zuspitzung erreichten 
die Differenzen in Paris. Hier war die 
PCF seit dreizehn Jahren mit acht Sit¬ 
zen im Stadtrat an der von den Sozia¬ 
listen geführten linken Mehrheit betei¬ 
ligt, ebenso wie zwei Abgeordnete der 
„Linkspartei“ Melenchons. Die neue 
PS-Spitzenkandidatin Anne Hidalgo, 
die den bisherigen PS-Bürgermeister 
Delanoe ablösen soll, machte ein of¬ 
fizielles Angebot, das Linksbündnis in 
Paris fortzusetzen und dafür bereits im 
ersten Wahlgang mit gemeinsamen Lis¬ 
ten anzutreten. Umfragen sagen in Pa¬ 
ris ein knappes Kopf-an-Kopf-Rennen 
zwischen Hidalgo und ihrer rechten 
Gegenkandidatin Kosciusko-Morizat 
vorher. Hidalgo erklärte sich mit einem 
gemeinsamen Wahlprogramm mit den 
Kommunisten einverstanden. Es sieht 
nach einem linken Wahlsieg die Durch¬ 
führung konkreter sozialer Verbesse¬ 
rungen auf städtischer Ebene vor, u.a. 
die Beschleunigung des Baus von So¬ 
zialwohnungen, um bis 2030 einen So¬ 
zialwohnungsbestand von 30 Prozent 
zu erreichen (was angesichts der hohen 
Mieten bzw. Wohnungskosten in der 
Hauptstadt eine erhebliche Verbesse¬ 
rung bedeuten würde). Die PCF soll auf 
den gemeinsamen Listen dreizehn „si¬ 
chere Plätze“ (statt bisher acht) erhal¬ 
ten. Die Pariser PCF-Führung sprach 
sich ebenso wie Nationalsekretär Lau¬ 
rent für die Annahme dieses Angebots 
aus. Bei einer Mitgliederabstimmung 
in der Pariser Bezirksorganisation der 
PCF waren 57 Prozent für die Annah¬ 
me des Angebots, 43 Prozent hingegen 
für „autonome Listen“ mit den übrigen 
Komponenten der Linksfront im ers¬ 
ten Wahlgang ohne Bündnis mit der PS. 
Das Abstimmungsergebnis signalisiert, 
dass auch innerhalb der PCF die Mei- 


ken im gesamten Land, einige davon 
mit einer Basis in lediglich einer Fabrik. 
Diese Zersplitterung wird regierungs¬ 
seitig gefördert und in letzter Zeit for¬ 
ciert, unter anderem durch Neugrün¬ 
dung von regimetreuen Vereinen, die 
sich Gewerkschaft nennen. 

Eine weitere Schwäche ist das Fehlen 
einer politischen Kraft, die Arbeiter¬ 
forderungen vertritt. In Bangladesch 
und besonders in Indien waren die 
Kommunisten - trotz aller Schwierig¬ 
keiten - stets auf der Seite der Textil¬ 
arbeiter, haben deren Kämpfe unter¬ 
stützt, Festlegung von Mindestlöhnen, 
Kinderarbeitsverbote (siehe im vergan¬ 
genen Jahr in Indien) auch auf der par¬ 
lamentarischen Ebene vorangetrieben. 
Im Kambodscha des Jahres 2014 haben 
unsere Schwestern in den Textilfabri¬ 
ken nur sich selbst, ihre Gewerkschafts¬ 
vertreter und die internationale Solida¬ 
rität. Marion Baur 


nungen zu dieser schwierigen Entschei¬ 
dung geteilt waren. 

Die „Linkspartei“ (PG) unter Melen¬ 
chon hat die Mehrheitsentscheidung 
der Pariser Kommunisten heftig kriti¬ 
siert und als „Verrat“ an der Linksfront 
bezeichnet. Sie kündigte an, auch in Pa¬ 
ris für den ersten Wahlgang auf jeden 
Fall eine eigene „autonome Liste“ ins 
Rennen zu schicken, in Konkurrenz zur 
gemeinsamen Liste von PS und PCF. 
Auch in einer Reihe weiterer Städte 
haben sich die Kommunisten in Mit¬ 
gliederentscheiden für gemeinsame 
Listen mit der örtlichen PS schon im 
ersten Wahlgang entschieden, darunter 
in Toulouse und Nantes. In der großen 
Mehrzahl der Kommunen tritt die PCF 
jedoch weiterhin in Linksfront-Forma- 
tionen ohne Abkommen mit der PS an, 
so in Marseille, Lyon, Nizza, Lille und 
vielen Kommunen des „roten“ Depar¬ 
tements Seine-Saint-Denis. Teilweise 
auch, weil die örtlichen PS-Chefs von 
sich aus jedes Zusammengehen mit 
Kommunisten und Linksfront ablehnen. 
Inzwischen haben die Differenzen auch 
zu einer Belastung des Verhältnisses 
für die EU-Wahl geführt. Melenchon 
kündigte im Dezember nach dem Kon¬ 
gress der „Europäischen Linkspartei“ 
(EL) in Madrid eine zeitweilige „Sus¬ 
pendierung“ der Mitgliedschaft sei¬ 
ner Formation in der EL bis nach den 
französischen Kommunalwahlen an, 
nachdem der EL-Kongress den PCF- 
Chef Laurent erneut zum EL-Vorsit¬ 
zenden gewählt hatte. Ob dies auch be¬ 
reits eine Absage an eine gemeinsame 
Linksfrontliste der PG zur EU-Wahl 
andeuten soll, ist allerdings höchst un¬ 
klar, wohl aber seither Gegenstand in¬ 
teressierter heftiger Spekulationen in 
den Medien. Eigentlich wissen aber alle 
Beteiligten, dass keiner von ihnen bei 
der EU-Wahl wirklich eine Chance auf 
ein politisch wirkungsvolles Ergebnis 
hat, wenn die Linksformationen nicht 
gemeinsam antreten. Pierre Poulain 



Brutal setzen Polizeieinheiten die Interessen der Textilmonopole durch. 


Vor schwierigen Wahlgängen in Frankreich 

Differenzen in der „Linksfront“ über das Verhalten bei den Kommunalwahlen 
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Die Geister, die sie riefen 


Das Beispiel „Chrysi Avgi“ 

„Humanitäre Hilfe“ - aber nur für spanische Staatsbürger 



Keine Alternative: Essen aus der Mülltonne oder Hilfe von den Faschisten? 


I nspiriert durch das griechischen Bei¬ 
spiel hat das Phänomen der ultrana¬ 
tionalistischen „humanitären Hil¬ 
fe“ inzwischen auch Spanien erreicht. 
Mehrere „NGOs“ die mit faschisti¬ 
schen Parteien verbunden sind, bieten 
Notleidenden Hilfe an. Diese „NGOs“ 
versprechen „Sozialhilfe für Staatsan¬ 
gehörige“ Sie definieren sich als „sozi¬ 
al-patriotisch“ und liefern Lebensmit¬ 
tel und andere Waren für „Spanier in 
Not“ Nur Spanier, die sich durch ihren 
Personalausweis (DNI) identifizieren 
können, erhalten diese Hilfe. 

In den Ortschaften San Fernando de 
Henares Alcalä de Henares in Madrid 
und Onda in Castellön hat beispiels¬ 
weise „Spanier in Aktion“ ihren Sitz, 
die als Non-Profit-Organisation regist¬ 
riert ist. Sie wurde von Mitgliedern der 
ultrarechten Partei „Spanien 2000“ ge¬ 
gründet. An der Gründungsveranstal¬ 
tung dieser Partei hatte im Jahr 2002 
Marie Le Pen vom französischen 
„Front National“ teilgenommen. 

Bei den letzten Gemeinde wählen im 
Jahr 2011 gewann „Spanien 2000“ je 
ein Ratsmandat in den Ortschaften 
Onda (Castellön), Dos Aguas (Valen¬ 
cia) und Alcalä de Henares (Madrid) 
sowie zwei Sitze im Gemeinderat in Sil- 
la (Valencia). 

In Silla wurde 2005 einer ihrer Ratsver- 
treter, Alejandro Sellador, im Rahmen 
einer Polizeiaktion gegen Rechts fest¬ 
genommen. Die Polizei fand bei ihm zu 
Hause Nazi-Propaganda und verschie¬ 
dene Waffen. In der gleichen Ortschaft 
gründeten Mitglieder der Partei „Spa¬ 
nien 2000“ - analog zu „Spanier in Ak¬ 
tion“ - die NGO „Essen für mein Volk“. 
Zunächst Unterzeichnete die Genos¬ 
senschaft der CONSUM-Supermärkte 
eine Vereinbarung mit der NGO, Über¬ 
schüsse abzugeben und ihnen Flächen 
zu überlassen. Als man aber feststellte, 
dass Spanier bevorzugt werden, ent¬ 
schied sich die Kette den Vertrag zu 
kündigen. Dagegen zog die „NGO“ vor 
Gericht, um die Spenden einzuklagen. 
Sie behauptete, es handele sich um eine 
„Benachteiligung mittels ideologischer 
Diskriminierung“. 

Der Parteichef, Jose Luis Roberto - ali¬ 
as „El Cojo“ - ist als Anwalt für die 
Verteidigung von Skins bekannt. Bis 
2011 arbeitete er als Generalsekretär 
der ANELA, eine Vereinigung von 
Bordellbetreibern. Deren Motto lau¬ 
tet „Arbeit fehlt, Einwanderung ist un¬ 
nötig“ und „Spanier zuerst.“ Roberto 
verzichtete auf eine Villa, um die So¬ 


zialeinrichtung „Patriotin Maria Lu- 
isa Navarro in Valencia“ zu gründen. 
Sie dient, zusätzlich zur Bereitstellung 
von Nahrung nur für spanische Staats¬ 
bürger, als Unterkunft, deren Betten 
vornehmlich spanischen Bürgern zur 
Verfügung gestellt werden. Vor meh¬ 
reren Monaten stellte die Bank „Ban- 
co de Alimentos de Espana“ aufgrund 
der Kritik an der Diskriminierung von 
Hilfesuchenden wegen ihrer Staatsan¬ 
gehörigkeit die Zusammenarbeit mit 
der NGO bis auf Widerruf ein. 

Wenn es Zweifel am ideologischen 
Hintergrund gibt, dann gehe man 
auf die Facebook-Seite der „Spanier 
in Aktion“. Als Freunde und „Likes“ 
gelten ofizielle Seiten der spanischen 
Falange, der einzigen während der 
Franco-Diktatur zugelassenen Partei. 
Diese faschistische Partei ist bis heu¬ 
te nicht verboten. Zu diesem sozialen 
Netzwerk gehört auch die Gruppe 
„Unidad Nacional de Hermandad“ 
(„Nationale Vereinigung der Bruder¬ 
schaften“), die am 3. November letzten 
Jahres erklärte: „Unsere Solidarität 
gilt der Partei ,Goldene Morgenröte 4 
und den Familien der beiden jungen 
griechischen Patrioten, die kaltblütig 
durch die Hand marxistischer Zionis¬ 
ten getötet wurden, die die neue Mor¬ 
gendämmerung in Griechenland be¬ 
enden wollen“ 

Die „Spanier in Aktion“ sind auch Mit¬ 
glieder der Facebook-Gruppe „Agui- 
lar Nacional“, einer „Organisation der 
Patrioten, des Sozialen, der Geschichte 
und Identität“, die im Web die „Besten 
des Vaterlandes“ wie die Angehörigen 
von Francos „Blauer Division“ ehren 
will, die an der Seite der Wehrmacht 
gekämpft hatte, oder jene Militärs, die 
versichern, dass die Franco-Diktatur 
das Land „von der marxistischen Ket¬ 
te“ befreite. 

Aber „Spanien 2000“ ist nicht die ein¬ 
zige Rechtsformation, die dem griechi¬ 
schen Beispiel folgt, um Mitglieder zu 
gewinnen. Die „Alianza Nacional“, die 
„Nationale Allianz“, gründete im Juli 
eine Entwicklungsbank zum gleichen 
Zweck und mit der gleichen Funktion 
wie die anderen „NGOs“: Sammeln 
von Bürgerspenden und ihre Vertei¬ 
lung nach Staatsangehörigkeit. Diese 
Organisation, die keine institutioneile 
Vertretung hat, nahm am 11. Septem¬ 
ber am Angriff auf das Kulturzentrum 
Blaquerna, dem Sitz der Vertretung 
der katalanischen Regierung in Mad¬ 
rid, teil. Aufgrund des Sachschadens, 


des Tränengaseinsatzes und der Stö¬ 
rung des Tagesbetriebes fordert die „Iz- 
quierda Unida“ die „Vereinigte Linke“, 
ein Tribunal, das das Verbot der „Ali¬ 
anza Nacional“ prüfen soll. 

Auch die Ultra-Partei „Movimiento 
Social Republicano“ (MSR) gründete 
eine „National-Soziale Hilfe“ mit An¬ 
geboten, die Arbeitslosen zu einem Job 
verhelfen sollen. Diese Partei präsen¬ 
tierte im Wahljahr 2004 17 Mitglieder 
der Neonazi-Organisation Blood & 
Honour in Spanien als Kandidaten für 
das Repräsentantenhaus. 

Die NGO „SOS Spanien“, die in Ma¬ 
drid arbeitet, funktioniert nach dem 
gleichen Prinzip. In einer ihrer Anzei¬ 
gen steht: „Kein Spanier ohne Brot, 
kein Haus ohne Feuer“, exakt folgend 
einem Zitat aus der Rede Francos bei 
der Übernahme des Vorsitzes der na¬ 
tionalspanischen (Gegen-)Regierung 
am 1. Oktober 1936: „Wir werden uns 
leidenschaftlich darum bemühen, dass 
es kein Haus ohne Feuer gibt, keinen 
Spanier ohne Brot.“ 

Die spanische extreme Rechte versucht 
mit Aktionen wie diesen mit Blick auf 
die bevorstehenden Wahlen zum Eu¬ 
ropäischen Parlament oder den all¬ 
gemeinen Wahlen, die 2014 bis Ende 
2015 stattfinden, ein ähnliches Ergeb¬ 
nis wie die griechische extreme Rechte 
zu erreichen. Bislang sind sie klein und 
zerstreut, wie die Nationaldemokraten 
(„Democracia Nacional“), die zwei 
Ratssitze, einen in Valladolid und einen 
in Burgos haben. Oder die nicht ganz 
so kleine, aber mehr regional wirkende 
„Plattform Pro Katalonien“ („Platafor- 
ma Per Cataluna“), mit nicht weniger 
als 67 Ratssitzen in den katalanischen 
Gemeinden. 

Doch im vergangenen Juli Unterzeich¬ 
neten mehrere dieser Organisationen 
wie die Nationale Allianz, die National¬ 
demokraten, „Nudo Patriota“, „La Fa¬ 
lange“, „Movimiento Catölico Espanol“ 
(„Spanische katholische Bewegung“) 
oder die erfolgreichere „Plattform Pro 
Katalonien“ ein gemeinsames Manifest 
„Spanien im Aufbruch“ für die Festi¬ 
gung der „ Einheit Spaniens „gegen die 
Autonomiebestrebungen. Sie forder¬ 
ten die Ausweisung von Einwanderern 
und die Festigung der „Institution von 
Ehe und Familie“, sind gegen gleichge¬ 
schlechtliche Ehen, die gesetzliche Ver¬ 
pflichtung zum Christentum, erklärten 
ihren Widerstand gegen die Abtreibung 
und forderten die Aufhebung der spa¬ 
nischen Verfassung. Carmela Negrete 


Scheinbar ratlos steht die Welt vor dem 
Aufflammen eines neuen Krieges im 
Irak. Mit bemerkenswerter Distanz be¬ 
richten die bürgerlichen Medien über 
die überbordende Gewalt, mit hilflosen 
Gesten wird der Versuch unternommen, 
die Toten und Verwundeten von Terror 
und Gegenterror zu zählen. Und das 
breite Publikum wird verwirrt mit im¬ 
mer neuen Namen von islamistischen 
Gruppierungen, die Städte einnehmen, 
Polizeistationen abfackeln, Gesinnungs¬ 
freunde aus Gefängnissen befreien und 
sich zu neuen Angriffen auf die Instituti¬ 
onen des ohnehin gescheiterten Staates 
Irak rüsten. 

Gänzlich verlogen wird diese Welle der 
Gewalt mit religiösen Widersprüchen 
begründet, damit, daß sich die Ange¬ 
hörigen der sunnitischen Glaubens¬ 
richtung von den angeblich den Irak 
beherrschenden Schiiten unterdrückt 
oder zumindest benachteiligt fühlen. 
Politiker und Medien des Westens hal¬ 
ten sich mit ihren Verurteilungen und 
Wertungen merkwürdig zurück. USA- 
Außenminister John Kerry erklärte am 
Sonntag, die Regierung in Washington 
sei „sehr, sehr besorgt“ über die aktuelle 
Entwicklung. 

Was Kerry und andere verantwortungs¬ 
lose Politiker des Westens nicht sagen, 
ist die simple Tatsache, dass diese Ge¬ 
walt ihren Anfang genommen hat, nach¬ 
dem die USA und die „Koalition der 
Willigen“ im März 2003 mit ihrer ge¬ 
ballten Kriegsmaschinerie in das Zwei¬ 
stromland einmarschiert waren und ei¬ 
nen verbrecherischen Krieg gegen das 
Land und seine Bevölkerung führten. 
Bis zu diesem Zeitpunkt hatten die An¬ 
gehörigen der unterschiedlichen Reli¬ 
gionsgemeinschaften im Irak ziemlich 
friedlich miteinander gelebt. Die CIA- 
Schöpfung Al Kaida und andere Ter¬ 
rororganisationen hatten im Irak weder 
Stützpunkte noch Einfluss. Erst die un¬ 
gezügelte Gewalt der Aggressoren, de¬ 
ren Übergriffe auf die Zivilbevölkerung, 


Wie beschreiben meinungsbildende Po¬ 
litiker und Journalisten hierzulande den 
„Griechen an sich“? Er sei korrupt. So 
tönt es seit Jahren im Bundestag und in 
einschlägigen Rundfunk- und Fernseh¬ 
sendungen. Gemeint sind Leute, die mit 
maximal 800 Euro Monatslohn versu¬ 
chen, sich mehr schlecht als recht durchs 
Alltagsleben zu schlagen. Die Korrup¬ 
tion der oberen Zehntausend beachtet 
die Journaille eher nachrangig, diejeni¬ 
gen, die im korrupten Geschäft den Ton 
angeben, verschweigen sie lieber. Meh¬ 
rere Millionen Schmiergelder sollen für 
den Leopard-Panzer-Auftrag an Regie¬ 
rungsvertreter und hohe Verwaltungs¬ 
beamte geflossen sein. In derartigen 
Geschäften versteckt die herrschende 
Sprachregelung die korrupten Gepflo¬ 
genheiten in der Regel hinter dem Be¬ 
griff Lobby. Das klingt unverdächtig, 
kann gleichwohl nicht verdecken, dass 
ganze Parlamente, Ministerien, Verwal¬ 
tungen der Länder und Kommunen in 
den Lobbyismus verstrickt sind, hinter 
dem sich materielle und immateriel¬ 
le Gefälligkeiten vollziehen - in Grie¬ 
chenland häufig noch „urwüchsig“, ohne 
„hinreichenden“ rechtlichen Rahmen, 
im Gegensatz zu Deutschland: Hier ist 
die Verstrickung von Monopolkapital, 
regierender Politik und öffentlicher Ver¬ 
waltung bis ins Detail rechtsstaatlich ge¬ 
regelt 

Dass jemand beim Übergang des 
Staatsministers von Klaeden aus sei¬ 
nem Ministeramt ins Management 
bei Daimler-Mercedes „Böses“ denkt, 
schadet diesem System mitnichten. 
Kaum jemand erwartet etwas anderes, 
wenn offiziell mitgeteilt wird, Ex-Kanz- 
leramtschef Pofalla gedenke sich zum 
obersten Lobbyisten der Bahn-AG 
aufzuschwingen. Kanzler und Minis¬ 
ter wechseln während oder nach ihrer 
Amtszeit als Berater in Konzernvor¬ 
stände. Ein Narr, der meint, sie wech¬ 
selten die Seiten. Frau Merkel feierte 
ohne Bedenken den 60. Geburtstag des 
Herrn Ackermann in ihrem „Büro“. Al- 


die Zehntausende Opfer gekostet hat, 
machten den Irak anziehend für islamis- 
tische Gotteskrieger. Das offensichtli¬ 
che Unvermögen und die Nichtbereit¬ 
schaft der Besatzer, nach der „Mission 
erfüllt“-Rede von Kriegspräsident Bush 
den Aufbau von auch nur ansatzweise 
demokratischen Strukturen im Land zu¬ 
zulassen oder gar zu unterstützen, stürz¬ 
ten den Irak vollends in ein politisches, 
wirtschaftliches und militärisches Cha¬ 
os, das sich die Gotteskrieger heute zu¬ 
nutze machen. 

Hinzu kommt die unbestreitbare Tat¬ 
sache, dass die am meisten hasserfüll¬ 
ten und aggressiven Terrorgruppen, 
die heute im Irak ihr Unwesen treiben, 
ihre Basis in Syrien haben und durch 
Geheimdienste der reaktionären Golf¬ 
monarchien und des ach so demokra¬ 
tischen Westens unterstützt und ausge¬ 
rüstet werden. Man hat - ungeachtet der 
geplanten Friedenskonferenz für Syri¬ 
en - die Absicht nicht aufgegeben, das 
syrische Regime und den Präsidenten 
Assad mit den Mitteln des Terrors zu 
Fall zu bringen. Ganz „nebenbei“ rich¬ 
tet sich das Geschehen auch gegen den 
Iran, der immer noch einer der Lieb¬ 
lingsfeinde Washingtons ist. Die Kriegs¬ 
treiber im Nahen Osten und ihre Hin¬ 
termänner sind offenbar schon so ver¬ 
zweifelt, dass sie zur Erreichung dieser 
Ziele die gegenwärtige Gewaltexplosi¬ 
on im Irak billigend in Kauf nehmen - 
während sie gleichzeitig „Warnungen“ 
vor den Gefahren des Islamismus aus¬ 
stoßen und auch mächtige Angst haben 
vor einem weiteren Übergreifen des 
Terrors auf die Trutzburgen der westli¬ 
chen „Demokratie“. 

Der Westen hat es in der Hand, die Ter¬ 
roristenbanden in Syrien zur Räson zu 
bringen, für einen Erfolg der Syrien- 
Friedenskonferenz und für das Eindäm¬ 
men der Gewalt im Irak zu sorgen. Statt 
dessen setzt er weiter allein auf die mi¬ 
litärische Karte. 

Uli Brockmeyer 


les rechtsstaatlich! Vermutlich hat die 
Kanzlerin dem Herrn Samaras bei ih¬ 
rem letzten Besuch in Athen während 
des gemeinsamen Bummels durch die 
„leergefegten“ Straßen in der Nähe des 
Regierungssitzes klar zu verstehen ge¬ 
geben, dass die Kürzungsforderungen 
zwar das öffentliche Bildungs- und Ge¬ 
sundheitswesen beträfen, auch die Löh¬ 
ne und Renten, keineswegs aber die 1,7 
Milliarden Euro für die 170 Leopard- 
Panzer von Krauss-Maffei-Wegmann 
(KMW). 

Für die Millionen Schmiergelder war 
natürlich nicht sie verantwortlich. Die 
besorgten andere. Der frühere Leiter 
des Direktorats für Rüstungsbeschaf¬ 
fung Antonis Kantas hat zwischenzeit¬ 
lich ausgepackt und 17 Unternehmer 
und Politiker namentlich genannt, die an 
den Schmiergeldtransfers für den Zeit¬ 
raum von 1997 bis heute beteiligt wa¬ 
ren. Auf Firmen wie HDW/Ferrostaal, 
Atlas Elektronik, KMW und Rheinme¬ 
tall richtet sich der staatsanwaltliche 
Fokus. Kantas selbst soll allein 1997 bis 
2002 acht Millionen Euro für Rüstungs¬ 
aufträge - 3,5 Millionen von deutschen 
Konzernen - eingesackt haben. 14 Mil¬ 
lionen Euro fand die Staatsanwaltschaft 
nach seiner Verhaftung Mitte Dezember 
2013 auf Kantas 4 Konten. Da Griechen¬ 
land prozentual über den mit Abstand 
höchsten Rüstungshaushalt in der EU 
verfügt, erklären sich die Begehrlichkei¬ 
ten des Rüstungskapitals schnell - die 
Gefälligkeiten gleichfalls. Der Panzer¬ 
deal jedenfalls ist bis auf wenige Milli¬ 
onen Euro vom griechischen Rüstungs¬ 
haushalt beglichen. 

Die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands (KKE) hat in ihrer Stellungnah¬ 
me die „Fäulnis des kapitalistischen Sys¬ 
tems“ gegeißelt: Das jetzige Geschrei 
und die unruhige Geschäftigkeit von 
Politik und Justiz über das, was jetzt an 
die Oberfläche gekommen sei, solle nur 
davon ablenken, dass dieses System des 
Kapitalismus „unheilbar von Korrupti¬ 
on bestimmt“ sei. Udo Paulus 


Geschäfte - wie geschmiert 

Korruption muss sein - nicht nur im Rüstungsgeschäft! 
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Wir werden Friedensfürst 


Wir waren Papst und Pussy Riot. 
Und manche wohl auch Dieter Boh¬ 
len oder Daniel Küblböck. Nun wer¬ 
den wir Friedensnobelpreisträger. 
Zumindest wenn es nach dem Olli 
Rehn geht. „Wenn irgendjemand“, 
dann solle Hans-Dietrich Genscher 
den Friedensnobelpreis erhalten, 
meinte der EU-Währungskommis¬ 
sar. 

Warum? Klar, Genscher hat die mil¬ 
liardenschwere Lichtgestalt Michael 
Chodorkowski aus dem GuLag des 
postsowjetischen Finsterlings Putin 
befreit. Und die nun heilig gespro¬ 
chenen Punkerinnen gleich mit. In 
etwa so, wie er sich vehement für 
den Frieden und die Einheit Jugos¬ 
lawiens einsetzte, indem er quasi im 
Alleingang den Separatismus Slo¬ 
weniens und Kroatiens anerkannte. 
Oder den Frieden mit der Sowjet¬ 
union durch die Drohung mit dem 
atomaren Erstschlag (Nato-Doppel- 
beschluss) zu motivieren versuchte. 
Einen Großschieber mit mafiosem 
Hintergrund befreit und als Refe¬ 
renz einige Hunderttausend Tote. 
Das dürften auch für Oslo schon 
markante Werte sein. 

Die Zeiten, in denen ein ANC-Prä- 
sident (Albert Luthuli) oder ein 
schwarzer Bürgerrechtler (Martin 
Luther King) den Preis erhalten 
konnten, sind längst Geschichte. Mit 
Andrej Sacharow und Lech Wale- 
sa war das Osloer Komitee fröhlich 
im Kalten Krieg angekommen. 1978 
schaffte es dann endlich auch ein zi¬ 
onistischer Terrorist, Menachim Be- 
gin, auf die Liste der Albert Schweit¬ 
zer und Carl von Ossietzky. (91 Tote, 
allein bei seinem Anschlag auf das 


King David Hotel). Und 2009, in der 
Tradition von Theodore Roosevelt 
(1906), sozusagen als seif fulfilling 
prophecy, der spätere Drohnenkö¬ 
nig Barack Obama (sein body count 
allein beim Drohnenprogramm soll 
aktuell bei etwa 3 500 liegen). Nichts 
aber, hinter dem sich unser gelber 
Friedensengel verstecken müsste. 
Da bräuchte man nicht einmal an 
die deutschen Traditionslinien auf 
dem Balkan und die speziellen des 
Auswärtigen Amtes erinnern. 
Natürlich gibt es auch hier einen 
Mount Everest, an dem einfach nicht 
zu kratzen ist: Henry Kissinger. Chi¬ 
le, Argentinien, Uruguay, Ost-Timor, 
Vietnam, Laos, Kambodscha... Hier 
geht es um Millionen Tote und um 
noch mehr Verletzte und Traumati- 
sierte. Das war 1973 ein bisschen so, 
als hätte man 1943 Hermann Göring 
vorgeschlagen. Nein, halt. Das ist po¬ 
litisch natürlich nicht korrekt. Pfui, 
so etwas sagt man nicht. Aber wenn 
man sich die Zahlen anguckt ... 
Nein, unser Hans-Dietrich ist ein 
würdiger Friedensengel. Jetzt, wo wir 
wieder in aller Welt für den Frieden 
mitbomben dürfen. Ein deutscher Li¬ 
beraler, vorgeschlagen von einem fin¬ 
nischen Liberalen. Ebenjener Denk¬ 
richtung, die der Welt nicht erst seit 
2007 so viel Freude und Wohlstand 
beschert hat. Insbesondere auch in 
Südeuropa. Da sind Menschen wie 
der Olli und der Hans-Dietrich ganz 
ungemein populär. Und vielleicht 
sollte der Hans-Dietrich den Olli im 
Gegenzug auch gleich auch für den 
Wirtschaftsnobelpreis vorschlagen. 
Wo wir doch einmal dabei sind. 

Guntram Hasselkamp 


Spitzmarke 


Ronald Pofalla, Inkarnation des Pe¬ 
ter-Prinzips. - Ein Mensch, der so 
lange Karriere macht, bis er die Stufe 
seiner völligen Inkompetenz erreicht, 
bestätigt das „Peter-Prinzip“. Es gilt 
besonders in der Politik. Sie, vormals 
CD U-Generalsekretär und später gar 
Kanzleramtsminister, haben es als 
Nulpe der Sonderklasse geradezu in¬ 
karniert. Unvergessen bleibt Ihre Stel¬ 
lungnahme zur geheimdienstlichen 
Schnüffelei der Amis: „Der Vorwurf 
der vermeintlichen geheimdienstli¬ 
chen Ausspähung ist vom Tisch.“ 


gen Frau wenigstens Schmerzensgeld 
für die Rolle an Ihrer Seite zahlen. 
Sie werden das eigens für Sie einge¬ 
richtete Ressort „ Unternehmens Stra¬ 
tegie und Kontakte zur Politik“ bei 
der Bahn übernehmen, diesem welt¬ 
weit größten Speditionskonzern, der 
zu 100 Prozent dem Bund gehört. 
Sage noch einer, die Kanzlerin sei 
undankbar. Solange die am Ruder 
ist, wird notfalls auch dem Himbeer- 
toni der Arsch vergoldet, wenn er nur 
seine Gefolgschaftstreue erst nachge¬ 
wiesen hat. 



Das war genau die eine Blödheit zu¬ 
viel für einen Oberaufseher der deut¬ 
schen Geheimdienste. Kanzlerin Än- 
schii hat das ein bisschen übelgenom¬ 
men, weil auch sie selbst ausspioniert 
worden war. Seither spottet alle Welt 
über Ihren niedrigen politischen IQ. 
„Mit 1 Pofalla ist die Mindestgröße 
zwischen zwei Nebelkerzen definiert“ 
lautet z. B. so eine treffliche Gemein¬ 
heit. 

Nun zeigen Sie es aber Ihrer Mitwelt 
mal richtig. Sie werden „ Vorstands¬ 
mitglied bei der Bahn AG und be¬ 
kommen künftig ein Millionengehalt, 
mehr als das Vierfache Ihrer bisheri¬ 
gen Ministerbezüge. Da Sie erst kürz¬ 
lich erklärt hatten, Sie wollten mehr 
Zeit für Ihre neue Freundin haben, 
begreift man Ihren schnellen Wechsel 
in den anspruchslosen, aber hochbe¬ 
zahlten Job. Nun können Sie der jun- 


Im übrigen eignet sich „1 Pofalla“als 
neue Geruchseinheit. Die Fachwelt 
der politischen Enddarmbewohner 
wäre Ihnen für eventuelle Schutzpa¬ 
tronage sicher zu Dank verbunden. 
Wir warten gespannt auf Ihren ersten 
Auftritt bei einer Pressekonferenz 
der Bahn-AG. Wiederhören macht 
Freude. Ihre anstehende Erklärung 
kennen wir ja schon: „Behauptungen 
über vermeintliche Verspätungen bei 
der Bahn sind vom Tisch.“ Alternati¬ 
ve: „Ich erkläre: Die Gerüchte über 
Fahrpreiserhöhungen sind hiermit 
beendet.“ 

Vor dieser Variante warnen wir aller¬ 
dings. Darüber könnte sich Ihr künfti¬ 
ger Arbeitgeber ärgern und Ihnen den 
überfälligen Tritt in den Arsch verpas¬ 
sen. Verkehrsminister Dobrindt ist in 
bayerischer Simpelei erfahren. 

Volker Bräutigam 



Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


2014 - Alles wird gut 



D er DAX erreicht neue Rekord¬ 
marken. Irland geht aus dem 
Rettungsschirm, Griechenland 
kündigt es an. Die Beschäftigtenzahl 
in Deutschland ist auf einem neuen 
Höchststand. Die Wirtschaft blickt op¬ 
timistisch in die Zukunft. Lettland hat 
endlich den Euro, nachdem „ein harter 
Sparkurs“ notwendig war. Einzig Schu¬ 
mi ist verunglückt und liegt im Koma, 
sonst wäre die Glückseligkeit vollkom¬ 
men. 

Doch die Dinge passen nicht zusammen. 
Griechenland hat eine Rekordarbeitslo¬ 
sigkeit von über 25 %, Menschen hun¬ 
gern, das Gesundheitswesen ist zusam¬ 
mengebrochen. Nach offiziellen Zahlen 
ist in Deutschland jeder Fünfte arm. Das 
angebliche Jobwunder besteht aus pre¬ 
kären Arbeitsverhältnissen, besonders 
der junge Teil der Arbeiterklasse kennt 
den unbefristeten Vollzeitarbeitsvertrag 
kaum. 

Zeichen werden gesetzt. Die neue 
Kriegsministerin von der Leyen ist so 
schnell in Afghanistan und huldigt der 
„Verteidigung unserer Interessen“ am 
Hindukusch, wie kein Kriegsminister 
zuvor. Die CSU macht in Rassismus 
und meint mit „wer betrügt - fliegt“ 
nicht den ihr verbundenen Steuerbetrü¬ 
ger Uli Hoeness. Zumindest im Ruhrge¬ 
biet fällt der Rassismus auf den Nähr¬ 
boden nahezu bankrotter Kommunen 
mit längst vorhandenen Armutswohn¬ 
bezirken. Natürlich ist das gewollt, denn 
Rassismus verbindet, besser bindet ein, 
die Beherrschten in die Interessen der 
Herrschenden, in die Interessen an der 
Festung EU und die Interessen am Hin¬ 
dukusch. 

Auch den Völkern der EU muss klar 
sein, um was es geht. Wieder einmal darf 
der unerträgliche Henryk M. Broder of¬ 
fen das formulieren, was die herrschen¬ 
de Klasse des deutschen Imperialismus 
denkt, aber meist nicht offen sagen will. 
In der „Welt“ formuliert er unter der 
Überschrift „Europa wird germanisiert“ 
charakterisiert er die Kräfteverhältnisse 
in Europa: „So ist das in einer Wohn¬ 
gemeinschaft mit einem Elefanten als 
Hauptmieter und ein paar Schafen und 
Ziegen als Mitbewohnern. Der Elefant 
hat das Sagen“. 

Und wie ist das mit dem Höhenflug des 
DAX? Der bisherige Krisenverlauf hat 


mehrfach spekulative Blasen platzen 
lassen. Aber die Überakkumulation 
besteht fort. Dieses Kapital findet im 
Rahmen des Kapitalismus keine pro¬ 
fitablen Einsatzmöglichkeiten über die 
Reinvestition in die „normale“ Produk¬ 
tion. Und so wird wohl die nächste Blase 
vorbereitet. 

Das was die Herrschenden Aufschwung 
nennen, das, was sie zuversichtlich in die 
Zukunft blicken lässt, ist durchaus real 
und gleichzeitig verbunden mit einer 
immer weiteren Abkoppelung von der 
Lage der Ausgebeuteten. Aufschwung 
baut keine Armut ab, Aufschwung 
schafft Unsicherheit, prekär ist das neue 
normal. 

Das kann zu Konflikten führen. Inter¬ 
national und national. Da ist es gut, 
wenn auf die Regierung gezählt wer¬ 
den kann und man die SPD mal wieder 
dabei hat. Der Koalitionsvertrag formu¬ 
liert das sehr offen. Es wird nicht hin¬ 
term Berg gehalten, dass es um deutsche 
Interessen in der Welt und in der EIJ 
geht, es wird nicht vertuscht, dass das 
Hochrüstung und Militarisierung nach 
innen braucht, es wird kein Hehl draus 
gemacht, dass dazu die Arbeiterbewe¬ 
gung eingebunden werden soll und die 
Gewerkschaften möglichst selbst das 
Streikrecht aushöhlen sollen. 

Die Gefahren, die von dieser großen 
Koalition ausgehen, werden tendenzi¬ 
ell eher unterschätzt. Es ist katastrophal, 
dass es selbst aus der Gewerkschaftsbe¬ 
wegung zustimmende Äußerungen zum 
Koalitionsvertrag gibt. All das signali¬ 
siert die komplizierte Bewusstseinslage 
der Beherrschten und der Arbeiterbe¬ 
wegung in unserem Land. 

Und wir, die Kommunistinnen und 
Kommunisten? 

Erstens , wir müssen Sand im Getriebe 
der Herrschenden sein. Wir müssen die 
Widersprüche auf greifen und die Be¬ 
herrschten dazu mobilisieren sich zu 
wehren. Dabei sollten wir auch die Steil¬ 
vorlagen nutzen, die aus dem Lager der 
Herrschenden kommen. Ja, der Wech¬ 
sel von Pofalla in den Bahnvorstand ist 
pervers, zeigt aber auch, wie Stamokap 
ganz trivial läuft - das darf man ruhig 
auch sagen. Und erinnern müssen wir an 
die völlig richtige Aussage des Kommu¬ 
nistischen Manifests, dass „die moderne 
Staatsgewalt nur ein Ausschuss (ist), der 
die gemeinschaftlichen Geschäfte der 
ganzen Kapitalistenklasse verwaltet.“ 


Zweitens müssen wir Hintergründe 
aufzeigen und Zusammenhänge ver¬ 
mitteln. Wir müssen z.B. die Ursachen 
von Flucht und Armut und die Schul¬ 
digen daran benennen, die Konzerne, 
die sich die Rohstoffe aneignen, die na¬ 
türlichen Ressourcen ausbeuten und 
damit die Grundlage legen, das Men¬ 
schen für sich nur noch die Alternati¬ 
ve Hungertod oder Todesgefahr an den 
EU-Grenzen haben. Die Hintergrün¬ 
de, warum qualifizierte Arbeitskräfte 
gerne angelockt werden, wenn aber 
Menschen kommen, diese mit Ras¬ 
sismus empfangen werden. Letztlich 
heißt das wir müssen Antikapitalismus 
und proletarischen Internationalismus 
vermitteln. 

Drittens müssen wir in den Bewegun¬ 
gen, vor allem in der Arbeiterbewe¬ 
gung unseres Landes um Klassenbe¬ 
wusstsein ringen, deutlich machen, dass 
es zwischen den Herrschenden und Be¬ 
herrschten kein „Wir“ geben kann. Ein 
zentraler Punkt dabei, wir müssen die 
Standortlogik und die Stellvertreter¬ 
mentalität in der Arbeiterbewegung 
zurückdrängen. 

Viertens , wie soll das alles gehen? Wir 
sind klein, wir brauchen junge Genos¬ 
sinnen und Genossen. Selbst in unse¬ 
ren eigenen Reihen zweifeln manche, 
ob wir noch genügend Innovationspo¬ 
tential haben. 

Nun - ein Patentrezept habe ich nicht. 
Was ich aber weiß ist: Es rettet uns 
kein höheres Wesen, keine Bewegung 
und keine andere Partei - ohne eine 
Stärkung der kommunistischen Kom¬ 
ponente wird das nicht gehen. Das ist 
kein Widerspruch, sondern eine dialek¬ 
tische Einheit mit der Notwendigkeit 
des Kampfes um mehr und stärkere 
Bewegungen der Beherrschten, um 
eine stärkere Arbeiterbewegung. 
Gehen wir es an: 

★ Beim LL-Wochenende, bei der Ro¬ 
sa-Luxemburgkonferenz der jungen 
Welt und den Beiträgen von SDAJ und 
DKP, bei der LL-Demonstration. 

★ Beim Kampf um die Stärkung der 
DKP, bei der Unterstützung der AJP- 
Kampagne der SDAJ 

★ Bei der Vorbereitung unserer Kan¬ 
didatur zur EU-Wahl, im Wahlkampf 
unserer Partei 

★ Beim größten Fest der Linken, dem 
UZ-Pressefest, Volksfest der DKP, 
Ende Juni in Dortmund. 
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1914: Das Große 
Schlachten beginnt 

Der erste imperialistische Weltkrieg - ein Zivilisationsbruch 


D ie Propaganda hatte ganze Ar¬ 
beit geleistet. Kriegseuphorie 
hatte die national Gesonnenen 
erfasst. 

Nicht wenige Künstler und Intellektu¬ 
elle träumten vom „reinigenden Gewit¬ 
ter“. Die völkisch-germanischen Träu¬ 
me von einem „Platz an der Sonne“ 
erstrahlten im Glanz der neuen, furcht¬ 
erregenden Waffen aus den Rüstungs¬ 
schmieden an Rhein und Ruhr. Seit der 
Schlacht von Sedan hatte die Zerstö¬ 
rungskraft der Kruppschen Artillerie 
mythische Dimensionen. Der Deut¬ 
sche Flottenverein trommelte dafür, das 
jahrhundertealte „Britannia Rule The 
Waves“ mit einem massiven „Flotten¬ 
bauprogramm“ auszuhebeln. Der blit¬ 
zende Hohenzoller brachte sich als na¬ 
tionaler Chefpropagandist der exorbi¬ 
tant teuren Aufrüstung in Stellung. Der 
Traum vom Deutschen Kolonialreich 
war bislang kläglich an den „Dread¬ 
noughts“ (Schlachtschiffen) der Home 
Fleet gescheitert. Die Falken um Admi¬ 
ral Tirpitz waren fest entschlossen, das 
zu ändern. Die englische Admiralität, es 
zu erhalten. Letztere saß allerdings am 
längeren Hebel. 

Noch befand sich das national- und so¬ 
zialchauvinistische deutsche Expansi¬ 
onsprogramm im Stadium des jungfräu¬ 
lich-überschwänglichen Enthusiasmus. 
Doch der erste große Praxistest sollte 
bald für Ernüchterung sorgen. Mehr 
als zwei Millionen Gefallene, vier Mil¬ 
lionen Verwundete und 800 000 zivile 
Hungertote allein auf deutscher Seite. 
Mit der Romantik hatte die Schwär¬ 
merei für die alten germanischen Hel¬ 
dentaten begonnen. Als ästhetisches 
Vorhaben, noch bar jeder Möglichkeit, 
daraus so etwas wie ein ideologisch¬ 
politisches Programm zu schmieden. 
Doch nun platzte die deutsche Indus¬ 
trie aus allen Nähten. Der Gründer¬ 
boom, finanziert mit den französischen 
Kriegskontributionen von 1871, verhalf 
dem preußisch-militaristischen neuen 
Deutschland zum Anschluss an die eta¬ 
blierten Kolonialmächte England und 
Frankreich. Um die Jahrhundertwende 
begann das Reich seine Konkurrenten 
ökonomisch hinter sich zu lassen. Doch 
die Welt war aufgeteilt. Der „Platz an 
der Sonne“ besetzt. 

Es war nicht bei der romantischen 
Schwärmerei für die Alten geblieben. 
Autoren wie Arthur de Gobineau hat¬ 
ten herausgefunden, dass es für deren 
Auserwähltheit handfeste biologische 
Gründe gab, geben sollte. In der Exis¬ 
tenz einer nordischen, arischen oder 
germanischen „Urrasse“ nämlich und 
den später entstandenen, natürlich un¬ 
tergeordneten, schwarzen oder gelben 
„Primärrassen“. Rassenmischungen, das 
war klar, gingen immer zu Lasten der 
höheren Rassen. Dieser völkisch ge¬ 
deutete Rassismus gelangte in Verbin¬ 
dung beispielsweise mit der nietzsche- 


anischen Entfesselung der lüsternen 
„blonden Bestie“ aus ihren christlich¬ 
moralischen Zwängen und ausgerüstet 
mit modernsten Haubitzen und Kano¬ 
nen immer mehr zu einer aggressiven 
Handlungsorientierung. 

Die lange Depression von 1873-96 
hatte das Krisenbewusstsein der herr¬ 
schenden Klassen nachhaltig geschärft. 
Die Krisenlösung hatte zu verstärkter 
Monopolisierung, Kartellen und Trusts, 
sowie staatlichem Protektionismus ge¬ 
führt. Der danach einsetzende Boom, 
der bis Kriegsbeginn anhalten sollte, 
machte umso mehr die Notwendigkeit 
der Markterweiterung deutlich. Die al¬ 
lerdings an der fast flächendeckenden 
Schutzzollpolitik scheiterte. Markter¬ 
weiterung wurde aus der Profitlogik 
kaum anders als in Form von Kanone¬ 
bootpolitik vorstellbar. Für die herr¬ 
schenden Klassen in Europa reifte die 
Zeit für die Große Lösung heran. Für 
die Herausforderer um Deutschland 
ging es um den Ausbruch aus den Be¬ 
grenzungen der „Mittellage“, gegen den 
Erbfeind und das perfide Albion. Für 
die Etablierten um die Eindämmung 
des Hunnensturms oder der „Boches“. 
Der moderne Kapitalismus hatte aber 
nicht nur die Waffen für das Große 
Schlachten geschmiedete, er hatte auch 
die Millionenarmeen in seinen Fabri¬ 
ken geformt, die nun, kommandiert 
von der alten Adelsclique, „unter nicht 
enden wollendem Hurra“ in ihren Un¬ 
tergang marschierten. Die Gesamttrup¬ 
penstärke weltweit betrug weit mehr als 
60 Mio. Mann. Allein Deutschland setz¬ 
te 13,2 Mio. Soldaten ein. 9 Millionen 
Menschen starben auf den Schlachtfel¬ 
dern, 6 Millionen in der Heimat. 

Die Arbeiterbewegung hatte die he¬ 
raufziehende Kriegsgefahr wohl er¬ 
kannt. Die Führer der Zweiten Inter¬ 
nationale hatten das Thema auf großen 
Kongressen wie in Stuttgart 1907 oder 
Kopenhagen 1910 diskutiert. November 
1912 verabschiedete der außerordentli¬ 
che Internationale Sozialistenkongress 
ein Friedensmanifest. In den Städten 
Europas demonstrierten Hunderttau¬ 
sende für den Frieden. Aber dann ver¬ 
kündete der Kaiser, „Mitten im Frieden 
überfällt uns der Feind“, und da war al¬ 
les anders. „Wir lassen in der Stunde 
der Gefahr das eigene Vaterland nicht 
im Stich“, so Hugo Haase am 4. August 
1914 im Reichstag, als die SPD für die 
ersten Kriegskredite stimmte. Das Gro¬ 
ße Schlachten konnte beginnen. 

★ 

Im ersten Weltkrieg manifestiert sich 
der große Zivilisationsbruch, den der 
imperialistisch gewordene Kapitalis¬ 
mus einleitete und der bis heute an¬ 
dauert. Das universale aufklärerische 
Programm (Menschenrechte) landet 
endgültig im Orkus der Geschichte. 
Übrig bleibt ein biologisch und/oder 
ethnisch begründeter aggressiver Ras¬ 


sismus. Er wirft die Menschheit zurück 
auf einen vorzivilisatorischen, rück¬ 
haltlosen Kampf ums Überleben bei 
das Schicksal des Anderen belanglos 
wird. Dies gilt für die zahllosen staat¬ 
lichen Kriege wie nach Durchsetzung 
der neoliberalen Gegenreform ebenso 
für die Lebensentwürfe des Einzelnen 
ganz individuell. Im „Survival of the fit¬ 
test“ siegt der, welcher die Schwächen 
des Anderen am besten auszunützen 
versteht. Nietzsches „Umwertung aller 
Werte“ ist Wirklichkeit gewordem. 
Natürlich hatte der bürgerliche Uni¬ 
versalismus schon immer auf wackligen 
Füßen gestanden: „Nur ein toter Indi¬ 
aner ist ein guter Indianer.“ Dennoch - 
die Ausnahme wird erst am Ende des 
19. Jahrhunderts zur Regel. Das Töten 
zum eigenen Vorteil wird hier zu einer 
allgemein akzeptierten Norm, auf die 
sich nicht nur die Bundesregierung heu¬ 
te wie selbstverständlich beruft. 

Die unmittelbaren Ergebnisse des Gro¬ 
ßen Krieges sind allerdings andere als 
sich seine Initiatoren vorgestellt hatten. 
Der große Gewinner hieß USA, 
Deutschland verlor beträchtlich. Drei 
Kaiser und ein Sultan verloren ihren 
Thron. Und in Russland eroberten die 
Bolschewiki die Macht. Die Zeit der 
Revanche bricht an. Allerdings, auch 
das „Wir lassen in der Stunde der Ge¬ 
fahr das eigene Vaterland nicht im 
Stich“ galt nach 1918 immer noch. Es 
gilt bis heute. Klaus Wagener 


Bild oben links: Sozialistenkongress in 
Stuttgart 1907, Rosa Luxemburg. Die 
Arbeiterbewegung hatte die herauf¬ 
ziehende Kriegsgefahr wohl erkannt. 
Sollte es der Arbeiterbewegung nicht 
gelingen, den Krieg zu verhindern, 
müsse gehandelt werden, ihn zu 
beenden, die Menschen aufzurütteln 
und die Situation zum Sturz der 
kapitalistischen Klassengesellschaft 
auszunutzen. 1914 verrieten rechte 
Sozialdemokraten alle Friedensbe¬ 
schlüsse ... 

Bild oben rechts: Der Krieg wird 
vorbereitet, das Heer „getrimmt“. 
Kaisermanöver 1911 in Mecklenburg 
(Uckermark): Von links-General¬ 
stabschef Helmuth von Moltke und 
Kaiser Wilhelm II. zu Pferd [Luftschiff 
nachträglich einmontiert] 

Bild rechts unten: Mit den Balkan¬ 
kriegen in den Jahren 1912 und 
1913 spitzten sich die bestehenden 
Interessengegensätze zwischen den 
Großmächten in Europa zu. Als Folge 
dieser Kriege wurde einerseits das 
Osmanische Reich bis in die heutigen 
Grenzen der Türkei verdrängt. Die 
Balkankriege waren Wegbereiter für 
den Eintritt der südosteuropäischen 
Staaten in den Ersten Weltkrieg. 



Bild oben: 1904 Kamelreiterkompanie der deutschen „Schutztruppe“ in Deutsch- 
Südwestafrika. Der Hereroaufstand wurde blutig niedergeschlagen, doch die 
deutschen kolonialen Träumen blieben weitgehend unerfüllt... Die Welt war 
„aufgeteilt“. 



Bild oben: Mit der Unterstützung des Osmanischen Reiches beim Bau der 
„Bagdadbahn“ seit den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts wollte das deutsche 
Kaiserreich nicht nur neue Absatzmärkte für deutsche Produkte erschließen. Am 
Persischen Golf wurde zudem ein militärstrategisch wichtiger Stützpunkt für 
die deutsche Handels- und Kriegsflotte angestrebt. Die deutsche Politik trat hier 
in direkten Gegensatz zu französischen und vor allem britischen imperialisti¬ 
schen Interessen. 

Die Bahn entstand ab 1903 unter maßgeblicher Beteiligung deutscher Firmen 



Bild oben: Das Flottenausbauprogramm warTeil langfristiger Kriegsvorberei¬ 
tung.- Besuch von Kaiser Wilhelm II. an Bord der„S.M.S. Hansa II“ 1899 
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Theorie und Geschichte 
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Zur Kontinuität der deutschen Machteliten 

Konzepte und Apparate seit 1933* (Teil I) • Von Heinz Karl 


D er 30. Januar 1933 ist ein Datum der deut¬ 
schen Geschichte, das schlechterdings nicht 
zu umgehen ist, was Medien und Politiker 
in diesem Jahre hinlänglich bezeugten. Die deut¬ 
sche Bilanz von 1933 bis 1945 ist so katastrophal, 
dass niemand sich mit ihr identiüzieren kann. Also 
ist Verschleierung und Abwälzung von Verantwor¬ 
tung angesagt. Entsprechend den Machtverhältnis- 
sen in diesem Lande ist wichtigstes Anliegen die 
Reinwaschung der wirtschaftlichen und politischen 
Eliten. 

Nach wie vor - und in verschiedenen Varianten - 
hoch im Kurs steht beispielsweise die schon 1943 
von Carl Goerdeler verkündete Schutzbehauptung, 
„der satanische daemonisehe Hitler“ sei letztlich an 
allem schuld; meist verbunden mit einer Schuldzu¬ 
weisung an die „blinden“, „gläubigen“ Massen, die 
ihm gefolgt seien (Zit. nach Gerhard Ritter: Carl 
Goerdeler und die deutsche Widerstandsbewegung, 
Stuttgart 1984, S. 90). 

Besonders dreist schiebt der Historiker Götz Aly 
(Götz Aly: Hitlers Aufstieg zur Macht, in: „ Berliner 
Zeitung“ 30. Januar 2013) den Massen die Verant¬ 
wortung für die faschistische Diktatur zu, wobei 
er nicht nur den Nazifaschismus als „die erste mo¬ 
derne Volkspartei“ und Verfechter der „soziale(n) 
Gleichheitsidee“ skandalös verharmlost, ja gerade¬ 
zu feiert, die skrupellose Demagogie der Nazifüh¬ 
rer als wahr ausgibt; sondern auch ungeniert die 
Geschichte auf den Kopf stellt, die real wirkenden 
politischen Kräfte und grundlegende Tatsachen wie 
die Wahlkatastrophe der Nazis und deren Auswir¬ 
kungen Ende 1932 einfach unterschlägt. Doch dazu 
weiter unten mehr. 

Aber dies sind nur zwei Argumentationsmuster. 
Mehr oder weniger alle dem bürgerlichen, system¬ 
konformen Mainstream verhafteten Erklärungs¬ 
muster sollen letzten Endes eine grundfalsche, 
geschichtswidrige Vorstellung vermitteln: Was am 
30. Januar 1933 und danach geschah, war eine ab¬ 
norme, nicht voraussehbare Katastrophe. Sie war 
weder eine Folge der Entwicklung bis zum 30. Ja¬ 
nuar 1933, noch hatte sie Folgen für die Fundamen¬ 
te und Entwicklungen der BRD. 

Die grundlegende Kontinuität der deutschen 
Machteliten, ihrer handlungsleitenden Konzepte 
und ihrer Apparate vor und nach 1933, vor und 
nach 1945 bis heute wird geleugnet. 

Aber schon der Blick darauf, wie die faschistische 
Diktatur der deutschen imperialistischen Bour¬ 
geoisie errichtet wurde - oder im vulgarisierenden 
Jargon des bürgerlichen Mainstream: „Hitlers Auf¬ 
stieg zur Macht“ - widerlegt alle derartigen Auf¬ 
fassungen. 

I. Die Ablösung der Weimarer Republik 
durch die faschistische Diktatur war 
nicht „Hitlers Aufstieg zur Macht“l 

Das am 30. Januar 1933 vom Reichspräsidenten, 
Generalfeldmarschall von Hindenburg, ernannte 
Kabinett Hitler - wie vor ihm die Kabinette Brü¬ 
ning, Papen und Schleicher - kam weder durch eine 
Wahlentscheidung, noch durch eine parlamentari¬ 
sche Abstimmung und, schon gar nicht durch eine 
Massenbewegung zustande, sondern durch Lobby¬ 
ismus und politische Intrigen 
Die Nazifaschisten waren nach ihrer schweren Nie¬ 
derlage bei der Reichstagswahl vom 6. November 
1932 auch nicht entfernt eine politische Kraft, die 
in der Lage gewesen wäre, „die Macht zu ergrei¬ 
fen“. Ihr Abstieg setzte sich im November und De¬ 
zember fort bei Landtags- und Kommunalwahlen 
in Lübeck, Sachsen und Thüringen. Ihre Niederla¬ 
ge löste in der Nazipartei eine tiefe Krise, ja Auf¬ 
lösungserscheinungen aus. Am 8. Dezember legte 
Gregor Straßer, der „zweite Mann“ nach Hitler, 
alle seine Ämter nieder. Am gleichen Tage notier¬ 
te Reichspropagandaleiter Joseph Goebbels in 
seinem Tagebuch: „... die Gefahr besteht, dass die 
ganze Partei auseinanderfällt ...Die Lage in der 
Partei spitzt sich von Stunde zu Stunde zu.“ „Der 
Führer ... verbittert ... sagt nur:,Wenn die Partei 
einmal zerfällt, dann mache ich in 3 Minuten mit 
der Pistole Schluss.“ 

Jetzt zeigte sich mit aller Klarheit, dass die Nazi¬ 
partei nicht in der Lage, war, aus eigener Kraft in 
die Regierung zu kommen oder gar deren Führung 
zu erlangen. Selbst auf ihrem Höhepunkt, im Juli 
1932 mit 37,4 Prozent der Stimmen, war sie weit 
von einer absoluten Mehrheit entfernt; im Novem¬ 
ber stimmten mehr als zwei Drittel der deutschen 
Wähler gegen sie. 

Aber nun traten gewichtigere, die letztlich aus¬ 
schlaggebenden Kräfte auf den Plan. Die ekla¬ 
tante Wahlniederlage der Nazis hatte die Kreise 
des Großkapitals, des Junkertums und des Militärs 
alarmiert, die am entschiedensten nach einem of¬ 
fen diktatorischen Regime drängten und nun einen 
Niedergang der Nazipartei und damit ein Schei¬ 
tern ihrer Bestrebungen befürchteten. Einer ihrer 
Akteure, der Kölner Bankier Kurt Freiherr von 
Schröder; erklärte dazu während des Nürnberger 


Kriegsverbrecherprozesses: „Die allgemeinen Be¬ 
strebungen der Männer der Wirtschaft gingen da¬ 
hin, einen starken Führer in Deutschland an die 
Macht kommen zu sehen, der eine Regierung bil¬ 
den würde, die lange an der Macht bleiben würde.“ 
Als die NSDAP am 6. November 1932 ihren ersten 
Rückschlag erlitt und somit also ihren Höhepunkt 
überschritten hatte, wurde eine Unterstützung 
durch die deutsche Wirtschaft besonders dringend. 
Ein gemeinsames Interesse der Wirtschaft bestand 
in der Angst vor dem Bolschewismus ... Ein weite¬ 
res gemeinsames Interesse war der Wunsch, Hitlers 
wirtschaftliches Programm in die Tat umzusetzen, 


wobei ein wesentlicher Punkt darin lag, dass die 
Wirtschaft sich selbst lenken sollte ... „ {Zit. nach: 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, 
Berlin 1966, S. 606) 

Ein Ausdruck dieser Bestrebungen war die be¬ 
kannte, von Hjalmar Schacht initiierte Eingabe ge¬ 
wichtiger Großindustrieller, Bankiers und Großa¬ 
grarier, die Hindenburg bereits am 19. November 
übergeben wurde und ihn aufforderte, Hitler als 
Reichskanzler zu berufen. Vor diesem Hintergrund 
des Artikulierens grundlegender Interessen stärks¬ 
ter und einflussreichster Kapitalgruppierungen lie¬ 
fen dann im Januar 1933 die bekannten Verhand¬ 
lungen Papens (im Aufträge des Reichspräsiden¬ 
ten) mit Hitler, Hitlers mit Kirdorf und anderen 
führenden Unternehmern sowie mit Hugenberg. 
Für die ausschlaggebenden Kräfte des Großkapi¬ 
tals und die mit ihnen verbundenen politischen und 
militärischen Machteliten waren die faschistische 
Nazipartei und ihr Chef die optimale politische 
Variante. Mit ihnen verband sich mehr als mit je¬ 
der anderen politischen Kraft die Erwartung auf 
eine rücksichtslose, vor nichts zurückschreckende 
Durchsetzung ihrer Proüt- und Machtinteressen, 
der hemmungslosen terroristischen Bekämpfung 
aller Gegner dieser Interessen, verbunden mit ei¬ 
ner weitgehenden (alle reaktionären Konkurren¬ 
ten übertreffenden) Fähigkeit, durch skrupelloseste 
und dreisteste Demagogie Massen irrezuführen, sie 
systematisch zu beeinflussen und längerfristig zu 
kontrollieren. Aus diesen Besonderheiten erklärt 
sich auch, dass die Nazis nach der ihre Förderer ent¬ 
täuschenden Wahlniederlage vom November nicht 
fallen gelassen, sondern gestützt wurden. 

Das Wirken dieser Kräfte manifestierte sich in der 
Entscheidung Hindenburgs, Hitler die Reichskanz¬ 
lerschaft zu übertragen und das von diesem mit Pa¬ 
pen ausgehandelte Kabinett zu ernennen - ohne 
die geringste Berücksichtigung des Reichstags, 
ohne jede Konsultation mit dessen Gremien und 
Fraktionen. Durch seine umgehende Auflösung 
wurde dem Reichstag nicht einmal die Gelegen¬ 
heit zur Stellungnahme gegeben - in der zweifel¬ 
los zutreffenden Annahme, diese würde ablehnend 
sein. Hier drückt sich die Tatsache des Bestehens 
einer faktischen Präsidialdiktatur aus, ohne die die¬ 
se Vorgänge nicht möglich gewesen wären. Hier 
wurde deutlich, dass in den vorangegangenen Jah¬ 
ren eine allmähliche, schrittweise Veränderung der 
politischen Machtverhältnisse vollzogen worden 
war, ein unausgesprochener, aber höchst realer 
Verfassungswandel - weg von der parlamentari¬ 
schen Demokratie, hin zu einem Präsidialregime. 
Es ist an dieser Stelle angebracht, einen Blick zu¬ 
rück auf die Herausbildung dieses Systems und 
seiner Elemente zu werfen: Bereits im Novem¬ 
ber/Dezember 1927 forderten die Unternehmer¬ 
verbände - die die parlamentarische Demokratie 
zunehmend als Hemmnis der Profitmaximierung 
und erneuten imperialistischen Expansion emp¬ 
fanden - von der Regierung, „den Kampf mit der 
Masse und mit dem Reichstage“ aufzunehmen, 
legislative und administrative Veränderungen zu 
vollziehen, die „eine sehr einschneidende Verfas¬ 
sungsänderung“ {Gerhard Schulz: Zwischen Demo¬ 
kratie und Diktatur. Verfassungspolitik und Reichs¬ 
reform in der Weimarer Republik, Bd. I, Berlin 1963, 


S. 667, 662) bedeuten würden. Im September und 
Dezember 1929 forderte der Reichsverband der 
Deutschen Industrie (RDI) - Vorläufer des BDI - 
einschneidende sozialreaktionäre Maßnahmen und 
erklärte offen, dass dies unter einem parlamentari¬ 
schen Regime nicht durchführbar sei und deshalb 
auf die Ausschaltung des Reichstages Kurs genom¬ 
men werden soll. Es wurde die Forderung nach „ei¬ 
ner festen und beständigen Regierung., die durch 
zugreifen ernsthaft gewillt ist“ und nach einem Er¬ 
mächtigungsgesetz erhoben und verlangt, „durch 
Verordnungen den Zustand zu schaffen, den die 
fehlende Gesetzgebung uns nicht schaffen kann“ 


(Veröffentlichungen des Reichsverbandes der Deut¬ 
schen Industrie, Nr. 50, (Berlin) 1930, S. 37/38). Auf 
dem Hintergrund dieser Entwicklung vollzog sich 
1928/29 auch ein Rechtsruck in den bürgerlichen 
Parteien. Im Zentrum, der Deutschen Demokra¬ 
tischen Partei (DDP), der Deutschen Volkspartei 
(DVP) und der Deutschnationalen Volkspartei 
(DNVP) übernahmen Vertreter der rechten Par¬ 
teiflügel die Führung. 

Mit diesen Intentionen des Großkapitals korre¬ 
spondierten Bestrebungen der Militärs, stärke¬ 
ren Einfluss auf die Innen- und Außenpolitik der 
Reichsregierung zu gewinnen. Bereits in der Re¬ 
gierungskrise Ende 1926 hatte die von Oberst von 
Schleicher geleitete, für politische Fragen zustän¬ 
dige Wehrmachtabteilung im Reichswehrministe¬ 
rium dem Reichspräsidenten die Berufung einer 
stark rechtsorientierten Regierung empfohlen (was 
auch geschah) und für den Fall, dass eine solche 
nicht zustande käme, die Einsetzung eines Präsi¬ 
dialkabinetts. 

Dieser Schritt wurde im März 1930 getan. Hinden¬ 
burg ernannte - erstmals in der Weimarer Repu¬ 
blik - ein Präsidialkabinett unter dem Zentrums- 
Politiker Brüning, das zunehmend - und bald über¬ 
wiegend - mit präsidialen Notverordnungen (statt 
parlamentarischer Gesetze) regierte, das parlamen¬ 
tarische Regierungssystem schrittweise abbaute 
und rigoros die demokratischen Rechte und Frei¬ 
heiten einschränkte. 

Damit wurde der erste, grundlegende Schritt auf 
dem Wege in die faschistische Diktatur getan. 

Von nun an amtieren nur noch Präsidialkabinet¬ 
te. Die bürgerlichen Parteien und die SPD werden 
durch Drohungen mit der Auflösung und der Neu¬ 
wahl des Reichstages unter Druck gesetzt und ge¬ 
fügig gemacht. Sie unterstützen den sukzessiven 
Ausbau der Präsidialdiktatur, indem sie die Not- 
verordnungspolitik hinnehmen und gegen diese ge¬ 
richtete kommunistische Anträge niederstimmen, 
vor allem aber durch immer häufigere und länger- 
fristigere Vertagungen den Reichstag mehr und 
mehr lähmen, die Möglichkeiten der parlamenta¬ 
rischen Auseinandersetzung mit dem Präsidialre¬ 
gime immer weiter einschränken. 

Jetzt gewinnt die Reichswehrführung maßgeb¬ 
lichen Einfluss auf die Innen- und Außenpolitik. 


Fortan spricht bei allen Regierungsbildungen, -Um¬ 
bildungen und -entlassungen die hinter den Ku¬ 
lissen agierende Reichswehrführung das entschei¬ 
dende Wort. 

Gefördert und noch gefährlicher wurde dieser Pro¬ 
zess durch eine von der politischen Rechtsentwick¬ 
lung (seit 1927/28) ausgelöste und vorangetriebene 
Umschichtung im bürgerlichen Parteiensystem und 
seiner Wählerbasis. Begünstigt durch die sich seit 
1929/30 entwickelnde Weltwirtschaftskrise mit ih¬ 
ren sozialen und mentalen Auswirkungen gelang 
es der - 1928 noch marginalen, ja rückläufigen - 
faschistischen Nazipartei Hitlers, bei der Reichs¬ 
tagswahl im September 1930 auf Kosten der an¬ 
deren bürgerlichen Parteien zweitstärkste Partei 
nach der SPD und wählerstärkste bürgerliche Par¬ 
tei zu werden, während die anderen bürgerlichen 
Parteien erhebliche Einbußen erlitten oder in die 
Bedeutungslosigkeit versanken. Die rasante Zu¬ 
nahme der Nazi-Wählerschaft bis Sommer 1932 
erklärt sich ja vor allem daraus, dass die Wähler 
der bürgerlichen Parteien durch diese darauf vor¬ 
bereitet waren, immer weiter rechts zu wählen, in 
Krisensituationen sich für rechte „Lösungen“ zu 
entscheiden. Das erforderte gar keinen Sinnes¬ 
wandel, denn alle bürgerlichen Parteien waren mi¬ 
litant antikommunistisch, nationalistisch und mit 
geringen Ausnahmen auch revanchistisch und an¬ 
tisemitisch. Ungeachtet der natürlichen Parteien¬ 
konkurrenz leisteten sie den Nazis objektiv unbe¬ 
zahlbare Zutreiberdienste. Dieser politische und 
geistige Zustand des bürgerlichen Lagers bildete 
eine unumgängliche Voraussetzung des Aufstiegs 
der Nazis zur größten und handlungsfähigsten bür¬ 
gerlichen Partei. 

Bereits am 6. Oktober 1930 traf Brüning sich ins¬ 
geheim mit Hitler und bot ihm eine Zusammenar¬ 
beit einschließlich Regierungskoalitionen an. Au¬ 
ßerdem wünschte er sich von Hitler eine lautstarke 
Opposition, um französische und englische Zuge¬ 
ständnisse zu erpressen. In der Folgezeit betrieb 
er, immer bestärkt durch die Reichswehrführung, 
die baldmöglichste Einbeziehung der Nazis in die 
Regierung. 

Noch engeren Kontakt zu den Nazis hatte Gene¬ 
ralleutnant von Schleicher, dem Hitler im Oktober 
1931 zusicherte, „dass unter gar keinen Umständen 
die Gefahr bestände, dass die SA-Organisationen 
etwa nach dem Beispiel der faschistischen Miliz 
als eine Art, Konkurrenz der Reichswehr aufge¬ 
zogen würden und dass er auch nicht beabsichti¬ 
ge, große Mengen SA-Führer und Mitglieder in die 
Reichswehr zu überführen. Der jetzige Bestand der 
Reichswehr sollte unangetastet bleiben und die 
Wehrpolitik keine Änderung erfahren.“ Die extrem 
chauvinistische, revanchistische und militaristische 
Einstellung des Nazifaschismus entsprach voll und 
ganz der Haltung und den Interessen der Militärcli¬ 
que und veranlasste sie zu dessen Förderung. 
Unter diesen Bedingungen wuchsen auch die Mög¬ 
lichkeiten und der politische Einfluss der größten¬ 
teils reaktionären Staatsbürokratie enorm. Der Po- 
lizeiapparat (der vor allem sozialdemokratischen 
Politikern unterstand) schützte die Nazis und ähnli¬ 
che Kräfte, gegen Kommunisten und andere Linke 
ging er mit perfiden Schikanen und - oftmals blu¬ 
tigem - Terror vor. Nicht anders agierte die (vom 
Kaiserreich übernommene) „republikanische“ Jus¬ 
tiz. Nicht nur Kommunisten, auch Pazifisten, Frei¬ 
denker, aufrechte bürgerliche Demokraten und 
linke Intellektuelle unterlagen einer rigiden poli¬ 
tischen Verfolgung. 

* Vortrag auf der Konferenz des Marxistischen Arbeits¬ 
kreises zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 
bei der Partei „Die Linke“, der Geschichtskommission 
beim Parteivorstand der DKP, der Marx-Engels-Stiftung 
Wuppertal und der Redaktion „junge Welt“, Berlin 
„Deutschland 1933: Prozesse, Wirkungen, Kontinuitä¬ 
ten, Lehren“ am 26. Oktober 2013 in Berlin. 

(Teil II erscheint in der nächsten Ausgabe der UZ) 




Das Kabinett Brüning (in der Mitte, sitzend, Brüning). Der Reichswehrminister Wilhelm Groener fehlt 
auf dem Bild. 
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Wage den Streit - Vorwärts die Zeit! 

Zur Satire „Das Schwitzbad“ von Wladimir Majakowski und Hanns Eisler 



Ganz normale Mörder 

Ein Film untersucht die Psyche von Massenmördern 


A m 2. Februar 1959, dem Tag der 
Premiere des Stücks „Das Schwitz¬ 
bad“ von Wladimir Majakowski an 
der Berliner Volksbühne, schrieb deren 
Intendant Fritz Wisten an Hanns Eisler: 
„Lieber Genosse Eisler, Ihre großartige 
Musik trägt einen nicht unwesentlichen 
Teil unserer heutigen Inszenierung. Las¬ 
sen Sie mich Ihnen herzlichen Dank sa¬ 
gen für Ihre Mitarbeit und für ein Werk, 
das nicht nur mich begeistert hat, sondern 
auch alle diejenigen, die es bis jetzt hören 
durften.“ Wenige Tage später wurde das 
Stück, das sich mit den Auswüchsen des 
Bürokratismus in der Sowjetunion be¬ 
schäftigte, vom Spielplan abgesetzt. 

Die Aufführung der Volksbühne war 
bereits der dritte Anlauf, Majakowskis 
„Eaira 44 (Bad) in einem Berliner Theater 
aufzuführen. Der Inszenierung ging eine 
Lesung im „Theater im dritten Stock“ 
desselben Hauses voran, das vor allem 
für Experimente genutzt wurde. Andert¬ 
halb Jahre vorher hatte bereits das Ber¬ 
liner Kabarett „Die Distel“ Majakowskis 
„Bad“ in einer höchst eigenwilligen ka¬ 
barettistischen Interpretation vorgestellt. 
Das Programm „Wem die Jacke passt“ 
vom 18. Mai 1956 bestand aus zwei Tei¬ 
len: Der erste Teil („Kabarettistisches“) 
entsprach dem eigenen Selbstverständnis 
als satirisch-engagiertes Kabarett, nach 
der Pause wurde ein „Satirischer Theater¬ 
versuch“ präsentiert - eben eine gekürzte 
Fassung von Majakowskis dramatischer 
Satire, übersetzt von Alfred Edgar Thoß. 
Für die Inszenierung an der Volksbühne 
war der sowjetische Regisseur Nikolaj 
Wassilitsch Petrow nach Berlin einge¬ 
laden worden, von dem auch die Mos¬ 
kauer Inszenierung vom Dezember 1953 
stammte. 

In seinem letzten Theaterstück hat¬ 
te Majakowski mit gedanklicher Präzi¬ 
sion und artistischer Souveränität auf 
das Entstehen von scharfen Widersprü¬ 
chen innerhalb der sowjetischen Gesell¬ 
schaft reagiert - „BaHn“ zufolge hatten 
sich die Akteure der Oktoberrevolution 
innerhalb nur eines Jahrzehnts in zwei 
Gruppen gespalten: in die große, nicht 
privilegierte Masse und in eine mit der 
Staatsmacht verbundene Schicht von 
Funktionären und Bürokraten. Majakow¬ 
ski, der 1930 Selbstmord beging, konnte 
die späteren Ausmaße des Stalin-Terrors 
nicht ahnen, in „BaHn“ thematisierte er 
aber gewissermaßen die strukturellen 
Voraussetzungen des späteren Grauens. 
„Parteilichkeit“ war eines der Losungs¬ 
worte der spätestens ab 1934 propagier¬ 
ten shdanow-stalinistischen Ästhetik. 
Nun, Majakowski war parteilich: Gera¬ 
dezu aggressiv ergriff er in „BaHn“ Par¬ 
tei gegen die Bürokratenkaste, indem er 
sie der Lächerlichkeit preisgab; geradezu 
liebevoll ging er dagegen mit denen um, 
auf denen seine Hoffnung ruhte: mit den 
einfachen, hingebungsvoll arbeitenden 
Menschen. Offenkundig beeinflusst von 
der reichhaltigen utopischen Literatur - 
ausdrücklich wird Herbert George Wells 
genannt und insofern auf dessen „Time 



Hanns Eislers hymnischer Gesang gab 
1967 dem DEFA-Dokumentarfilm von 
Karl Gass „Vorwärts die Zeit“ den Titel. 
Der Streifen läuft am 21. Januar wieder 
im Berliner HABBEMA-Theater, wo die 
Ernst Busch Gesellschaft und die Peter 
Hacks Gesellschaft Busch zum 114. 
Geburtstag ehren. 

Machine“ angespielt -, lässt er den jungen 
Erfinder Tschudakow und seine Freunde 
eine „Zeitmaschine“ bauen. Aber Tschu¬ 
dakow und seine Freunde befinden sich 
zunächst auf verlorenem Posten: die Ent¬ 
scheidungsträger, die Verwalter des Gel¬ 
des wie der materiellen Ressourcen, las¬ 
sen die jungen Leute im Regen stehen - 
sind sie doch selbst damit beschäftigt, 
Phrasen zu dreschen, sinnlose Berichte 
zu schreiben und sich persönliche Vor¬ 
teile zu verschaffen. Ahnte Majakowski, 
dass diese Kräfte die Oberhand behal¬ 
ten und damit das Scheitern des sozialis¬ 
tischen Experiments wesentlich herbei¬ 
führen würden? Jedenfalls befürchtete 
er es. Aber er widersetzte sich der Mög¬ 
lichkeit dieser fatalen Entwicklung mit 
Heftigkeit: nicht ironisch ist die Haltung 
des Stücks, nicht pessimistisch, sondern 
kämpferisch. 

Majakowskis „Phantastisches Drama mit 
Musik und Feuerwerk“ versuchte sich als 
Forum, in dem Hemmnisse beim Namen 
genannt und die Zeit kritisch befragt 
werden sollten, in welche Richtung die 
Sowjetgesellschaft gehen kann. In der 
Fiktion des poetischen Spiels nimmt die 
Gruppe um den Erfinder Tschudakow 
Kontakt mit der Zukunft auf - mit einer 
Zukunft, die mit den kommunistischen 
Idealen übereinstimmt (und mithin in 
drastischem Gegensatz zu Wells 4 phan¬ 
tastischem Roman steht). Nachdem das 
Staatliche Repertoirekomitee das Stück 
zunächst zurückgehalten hatte, waren al¬ 
lerdings sowohl die Leningrader als auch 
die Moskauer Aufführung Misserfolge. 
Selbst Majakowskis Personalausstellung 
„20 Jahre Arbeit“ stieß damals kaum auf 
Empathie. 

Zur Berliner Volksbühnen-Inszenierung 
von 1959 muß deshalb Hanns Eislers 
Kitschparodie geradezu ein herausra¬ 
gender ästhetischer Spaß für den Regis¬ 
seur Petrow und die beteiligten Künstler 
gewesen sein. Beim Spiel im Spiel, wie es 
Majakowski vorgesehen hatte, ruft nun 
auch der „Regisseur“, bedrängt von ge- 
schmäcklerischen Vertretern der Obrig¬ 
keit, nach entspannter, schöngefärbter 
Kunst: „Das unbeschäftigte weibliche 
Personal, auf die Bühne! [...] Bringt die 
unsichtbaren Massen mit unhörbarem 


Aufruf zur Erhebung! Steckt jedermann 
an mit eurem Enthusiasmus!“ Auf diese 
sarkastische Rede ließ Eisler eine Bal¬ 
letteinlage folgen. 1958 notierte er: „Bal¬ 
lettmusik bestehend aus zwei Themen. A: 
kitschig schöngefärbter ta-tü-ta-ta Sozia¬ 
lismus. B: wuchtig verbissener Proletkult. 
90 Sekunden“. Bei A ruft Pobjedonossi- 
kow (übersetzt „Siegreich“) begeistert: 
„Sehr gut!“; nach seinem Kunstverständ¬ 
nis war das etwas fürs ,Volk 4 . Eislers Ab¬ 
fuhr-Kommentar: Eine kräftig stampfen¬ 
de „Proletkultmusik“. 

Gleichsam beschworen durch Tschu¬ 
dakow, der mit Enthusiasten eine Zeit¬ 
maschine baut, aber Torpedierung statt 
Förderung und damit die Explosion des 
Projekts erlebt, erscheint die „phospho¬ 
reszierende Frau 44 - eine Abgesandte des 
Jahres 2030. Die Welt, aus der sie kommt 
und die sie den Vertretern der einfachen 
Menschen zeigen wird, ist frei, produk¬ 
tiv, gerecht, demokratisch. Indem sie die 
Bürokraten abkanzelt, hilft sie den einfa¬ 
chen, arbeitenden Menschen. Nun zeigt 
es sich, dass die jungen Leute nicht allein 
sind: Andere helfen ihnen, kommen hin¬ 
zu, werden eingeladen in den Raumap¬ 
parat einzusteigen und die Frau auf ih¬ 
rem Rückflug zu begleiten. Majakowski: 
Zum Schluss „stürzt die Zeitmaschine 
mit Fünfjahresschritten vorwärts, reißt 
die Arbeiter mit sich und speit Pobje- 
donossnikow und seinesgleichen aus“. 
Gemeinsam singen die Aufbrechen¬ 
den ein emphatisches Lied, ja, recht ei¬ 
gentlich eine vom Tonband eingespiel¬ 
te Hymne mit Chor, Orchester und mit 
Ernst Busch an der Spitze - Majakowskis 
„Zeitmarsch“: 

Sang der Gesänge, heb dich zur Son¬ 
ne über dem Marsch der roten Kolonne. 
Land, sei bereit! Vorwärts, die Zeit!/Du, 
Land der Länder, brich auf und stürme, 
tritt in den Staub das Modergewürme. 
Wage den Streit! Vorwärts, die Zeit!/Freu- 
dig, du Land, der Zukunft verschworen, 
denn die Kommune steht vor den Toren. 
Halte den Eid! Vorwärts, die Zeit!/Greif 
in die Räder, Zahnrad der Wochen, Tag¬ 
schicht und Nachtschicht! Ununterbro¬ 
chen! Spute dich heut! Vorwärts, die Zeit!/ 
Meine Kommune, stoße vom Thron heut 
Faulheit und Schlendrian, alte Gewohn¬ 
heit! Herz sei erneut! Vorwärts, die Zeit! 
Und hymnisch hat auch Eisler in seiner 
Bühnenmusik diesen Schlussgesang an¬ 
gelegt - als einen ebenso eindeutigen wie 
unüberhörbaren Gegensatz zu der kari¬ 
kierend gehaltenen Musik, mit der er die 
Bürokratenszene bedacht hat. Durch die 
schnelle Absetzung des Stücks wurde 
auch die eingehende Rezension in der 
Kulturbund-Wochenzeitung „Der Sonn¬ 
tag“ nicht mehr gedruckt. Das deutet al¬ 
lerdings darauf hin, dass die DDR im Jahr 
1959 vielleicht doch noch nicht „bereit“ 
für eine derart kritische Sicht der Dinge 
war. Arnold Pistiak/Hilmar Franz 

(Mit freundlicher Genehmigung der „Eisler-Mit¬ 
teilungen“ der Internationalen Hanns Eisler Ge¬ 
sellschaft) 


Wer einen solchen Titel wählt, hält sich 
nicht mit Halbheiten auf: „Das radikal 
Böse“, so könnte eine philosophische 
Abhandlung heißen, aber auch ein rei¬ 
ßerischer Horrorfilm. Da schwingt mo¬ 
ralischer Anspruch ebenso mit wie kal¬ 
kulierte Provokation. Und es ist, um es 
gleich vorweg zu sagen, dieser extreme 
Spagat zwischen aufklärerischer Bot¬ 
schaft und künstlerischer Ambition, der 
Stefan Ruzowitzkys neuen Filmessay 
über weite Strecken förmlich zu zerrei¬ 
ßen droht: Das radikal Künstliche seiner 
Inszenierung und die aufdringliche Bild¬ 
gestaltung seines Kameramanns Bene¬ 
dict Neuenfels, sprengt immer wieder 
den Panzer der Beklemmung, der sich 
um den Zuschauer legt mit all den Ex- 
perten-Interviews und Psychotests, mit 
denen geklärt werden soll, was Men¬ 
schen zu bedenkenlosen Massenmör¬ 
dern und eiskalten Tötungsmaschinen 
macht. 

Die erste und zugleich schockierendste 
Antwort auf diese Frage gibt der Kom¬ 
mentar gleich zu Beginn zu Bildern vom 
Nürnberger Prozess gegen die Haupt¬ 
kriegsverbrecher 1945/1946. Mit Rohr- 
schach-Tests, so erfährt man da, hätten 
die Ermittler nach Abnormitäten in der 
Psyche der Angeklagten gesucht, doch 
die Testergebnisse geheim gehalten: sie 
waren „zu gefährlich zum veröffentli¬ 
chen: Alle waren normale Menschen.“ 
Und Pater Patrick Desbois, ein katho¬ 
lischer Holocaustforscher, der spezi¬ 
ell die Massenerschießungen durch die 
„Einsatzgruppen“ der Nazis untersucht 
hat, meint: „Es stört mich, wenn von un¬ 
menschlichen Taten die Rede ist. Schön 
wär 4 s! Leider ist Genozid etwas zutiefst 
Menschliches“ Dazu gehört, dass anders 
als die Untaten in den KZs, die weitge¬ 
hend im Verborgenen geschahen, die 
Exekutionen der Einsatzgruppen in al¬ 
ler Öffentlichkeit und oft vor Publikum 
stattfanden, laut Ruzowitzky „in einer 
schönen, einladenden Atmosphäre, ... 
Zuschauer in Badehosen, es war eine 
Sommerferien-Atmosphäre - und als 
Spektakel gab es Massenmorde.“ 
Nazimorde als heiteres Spektakel? Ru¬ 
zowitzky erzählt nicht aus der Perspek¬ 
tive der Opfer, sondern der Täter und in 
deren Originalton aus Briefen und Zeit¬ 
zeugnissen, die aus dem Off verlesen wer¬ 


den zu neu gedrehten Bildern aus dem 
Soldatenalltag. Natürlich setzt er sich 
damit Vorwürfen aus, er verharmlose, ja 
entschuldige solche Taten oder wecke zu¬ 
mindest Verständnis dafür. Aber nicht um 
Verständnis, sondern ums Verstehen geht 
es ihm, und die Schuld der Täter betont 
er, indem er aufzeigt, dass sich auch Sol¬ 
daten ohne wirklich gravierende Nachtei¬ 
le den Mordbefehlen entziehen konnten. 
Wichtiger noch: Aus den Feldpostbriefen 
spricht das Resultat der Nazipropagan¬ 
da, doch die Dutzendgesichter der dazu 
gezeigten Soldatendarsteller und die 
wissenschaftlichen Tests späterer Jahre 
(Milgram-Experiment u.ä.) belegen die 
Bereitschaft zu Anpassung und mörderi¬ 
schem Gehorsam auch in scheinbar de¬ 
mokratischen Gesellschaften - statt der 
eingeimpften NS-Ideologie reicht oft die 
Berufung auf ein diffuses „wissenschaft¬ 
liches Experiment“. 

Die monströse Gefühllosigkeit, die aus 
den Briefen spricht, gesetzt gegen die 
Normalität des (inszenierten) Solda¬ 
tenalltags, die unbarmherzige Logik der 
Psychotests und die Schärfe der Analysen 
in den Experten-Interviews - all das ist 
zweifellos harte Kinokost und wäre wohl 
kaum zu ertragen ohne die ungewöhn¬ 
lichen Stilmittel, mit denen Ruzowitz¬ 
kys Inszenierung immer wieder Distanz 
schafft zur Ungeheuerlichkeit der vermit¬ 
telten Informationen. Wenn etwa die ver¬ 
meintlichen „Testpersonen 44 in Milgrams 
Anordnung unter den vermeintlichen 
Stromstößen vor Schmerz aufschreien, 
die ihnen die „Prüfer“, also die wirklichen 
Testpersonen als „Strafe 44 zufügen, hilft 
das Wissen um die wahre Konstellation 
nur wenig gegen die bange Frage: „Und 
wie hätte ich als Prüfer reagiert? 44 
Gewiss, die rigorose Eingrenzung auf den 
psychologisch-psychiatrischen Aspekt 
der Fragestellung spart andere, nicht we¬ 
niger relevante Einflussgrößen aus, und 
von den Macht- und Wirtschaftsinteres¬ 
sen, für die Kriege geführt werden, kann 
da schon gar nicht die Rede sein. Aber 
wer die in diesem Film ausgebreiteten 
Erkenntnisse nahe genug an sich heran¬ 
lässt, so dass sie Selbsterkenntnis werden 
können, wird einen nachhaltigen Immun¬ 
schutz gegen eilfertige Schuldzuweisun¬ 
gen als Gewinn aus dem Kino nach Hau¬ 
se tragen. Hans-Günther Dicks 
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EU-Wahl 


unsere zeit m 


EU-Wahl - eine Stimme 
für den Widerstand 


Kritik am vorliegenden Entwurf 

DKP-Gruppe Hamburg West* 


Von Renate Münder 


W ie ist es vertretbar, werden 
wir gefragt, dass die DKP zur 
EU-Wahl antritt - das koste 
doch der Linkspartei Stimmen. Nicht 
viele, aber doch. Das stehe im Wider¬ 
spruch zu unserer Festlegung, der Re¬ 
aktion gemeinsam entgegenzutreten. 
Es gibt zahllose Forderungen, für die 
wir die Einheit suchen müssen, das ist 
unumstritten. Vor allem in den Gewerk¬ 
schaften, im Blockupy-Bündnis, in der 
Friedensbewegung u.a. muss selbstver¬ 
ständlich der Widerstand gemeinsam 
geführt werden. Die soziale Frage sollte 
dabei im Mittelpunkt stehen, denn die 
Mehrheit der Bevölkerung leidet unter 
der EU-Politik. 

Wo die Urheber und Nutznießer die¬ 
ser Politik sitzen, ist bei der Mehrheit 
der Bevölkerung aber eher unbekannt. 
Deshalb ist es notwendig und vollkom¬ 
men richtig, dies im Wahlprogramm der 
DKP breit darzustellen. Und genauso 
wenig Klarheit herrscht darüber, dass 
es die Bundesregierung ist, die in der 
EU die Fäden zieht - sie versteckt sich 
häufig hinter der Bürokratie in Brüssel. 
Ohne das Wissen, wer unser Gegner 
ist, dass das Kapital seine Kraft, seine 
Überlegenheit über die anderen Impe¬ 
rialisten, aus der Senkung der Lohn¬ 
quote und der Lohnnebenkosten - also 
aus unserer Ausbeutung - bezieht, wird 
die Gegenwehr nicht an Stärke zuneh¬ 
men. Solange Parolen von den „faulen 
Griechen“ verfangen und die Stand¬ 
ortpolitik vorherrscht, bleibt der pro¬ 
letarische Internationalismus nur mo¬ 
ralischer Appell. Da helfen auch keine 
schönen Forderungen nach einem alter¬ 
nativen Europa. 

Und da beginnt die Differenz mit der 
Linkspartei und anderen Bündnispart¬ 
nern: wie und wo können wir die Poli¬ 
tik der EU am besten angreifen? Auf 
der Ebene der EU, sagt die Europäische 
Linkspartei - doch konkrete Massen¬ 
kampagnen erwartet man vergebens. 
Das ist auch kein Zufall. Es gibt weder 
eine europäische Öffentlichkeit, wo die 
Angriffe diskutiert und Gegenstrate¬ 
gien entwickelt werden können, noch 
gibt es eine politische Ebene, wo ein 
Gegenkurs durchgesetzt werden könn¬ 
te - das Europaparlament ist es ganz 
offensichtlich nicht. 

In dieser Situation ein „Mehr an Eu¬ 
ropa“ zu fordern, ist genau die falsche 
Konsequenz, da dies nur zur Stärkung 
der Politik im Sinne der Monopole füh¬ 


ren würde. Die Kandidatur der DKP 
hat das Ziel, die falschen Hoffnungen 
auf Europa zu zerpflücken und zu zer¬ 
stören. Angesichts der Illusionen, die 
Gewerkschaften, Linkspartei, Attac 
und andere Organisationen unverdros¬ 
sen verbreiten, der reaktionäre Kurs 
der EU sei umzukehren, muss hier ganz 
deutlich ein „Nein“ formuliert werden. 
Ein solidarisches friedliches Europa - 
d.h. ein sozialistisches Europa - wird 
überhaupt nur entstehen, wenn auf 
nationaler Ebene die Bourgeoisie ent¬ 
machtet werden kann. Allein auf nati¬ 
onaler Ebene sind die Strukturen vor¬ 
handen, um den Widerstand zu orga¬ 
nisieren, die Gewerkschaften und die 
Parteien, wo eine öffentliche Debatte 
geführt werden kann mit dem Ziel, dem 
Widerstand Stimme und Führung zu ge¬ 
ben. Allein in den Nationalstaaten gibt 
es ein Mindestmaß an demokratischen 
Rechten als Voraussetzung für diesen 
Kampf. In den Nationalstaaten muss 
der Gegner gestellt werden, denn er 
sitzt nicht in Brüssel, sondern in Lon¬ 
don, Paris und Berlin - es sind die Mi¬ 
nisterpräsidenten der Mitgliedstaaten, 
die über die Politik der EU entscheiden. 
Und die deutsche Regierung ist es, die 
gegen die meisten anderen Regierun¬ 
gen der EU die Spardiktate für ganz 
Europa durchgesetzt hat und an ihnen 
festhält, Spardiktate, die das Elend ver¬ 
vielfachen. 

Der europäische Widerstand wird ins¬ 
gesamt erst an Kraft zunehmen, wenn 
das deutsche Proletariat sich mehr für 
seine eigenen Interessen sowie für die 
gemeinsamen Interessen mit der Arbei¬ 
terklasse in Europa einsetzt - wenn es 
erkennt, dass Solidarität denen nützt, 
die sie üben. Alle Kraft darauf zu kon¬ 
zentrieren, den Klassenkampf hier im 
Lande voranzubringen, das ist unsere 
Verantwortung im Land des stärksten 
Imperialismus der EU. Die Kandidatur 
ist eine Gelegenheit für die Aufforde¬ 
rung: stärkt die Gewerkschaften, setzt 
in ihnen einen Kurs des Klassenkampfs 
durch, die den deutschen Imperialismus 
schwächt. Das wird den Kampf der un¬ 
terdrückten Völker am besten unter¬ 
stützen. Stärkt die Kommunisten, wer¬ 
det Mitglied der DKP, denn der Kampf 
braucht eine starke revolutionäre Be¬ 
wegung mit einer gemeinsamen politi¬ 
schen Strategie auf der Grundlage einer 
gemeinsamen wissenschaftlichen Welt¬ 
anschauung. 


Anmerkungen zum Entwurf des 
DKP-Wahlprogramms 

Von Aitak Barani 


D er uns vorliegende Entwurf ei¬ 
nes Programms der DKP für die 
EU-Wahlen ist nicht zu lang. Er 
dient nicht der Agitation, sondern der 
Propaganda. Die Agitationsmaterialien 
müssen, ist das Wahlprogramm vollen¬ 
det, erst entwickelt werden. Die Aufga¬ 
be der Agitation wird es sein, auf kon¬ 
krete Folgen der EU-Politik aufmerk¬ 
sam zu machen, diese zu skandalisieren, 
Empörung hervorzurufen und zu ver¬ 
stärken, das Interesse für die Hinter¬ 
gründe, Ursachen und Bewegungsge¬ 
setze zu wecken. Die Erläuterung einer 
wissenschaftlichen, kommunistischen 
Sichtweise auf die EU muss das Wahl¬ 
programm leisten. Es muss das Wesen 
und den Werdegang der Europäischen 
Union aufzeigen, die Triebkräfte ent¬ 
larven, ihre unumgänglichen Konse¬ 
quenzen benennen und last but not 
least den Weg zur Überwindung dieser 
Machtverhältnisse aufzeigen. 

Das Gelingen dieser propagandisti¬ 
schen Aufgabe hängt selbstverständlich 
nicht von seiner Länge ab. Es ist aber 
durchaus möglich und sehr wahrschein¬ 
lich, dass das Wahlprogramm ein eher 
langes Papier sein wird. Warum? Das 
liegt zum einen daran, dass wir wenig 
bis nichts an Kenntnis über den Cha¬ 
rakter der EU und über die wirklichen 
Machtverhältnisse in ihr voraussetzen 


können. Zum anderen müssen wir viele 
Begriffe, die wir verwenden sehr genau 
erklären, da wir davon ausgehen müs¬ 
sen, dass unsere wissenschaftlichen Be¬ 
griffe entweder gar nicht bekannt sind 
oder gänzlich falsch verstanden werden 
und mit anderen Inhalten gefüllt sind. 
Um welche Begriffe handelt es sich da¬ 
bei? Imperialismus, Finanzkapital, Mo¬ 
nopolkapitalismus, Krise etc.... 

Diese Begriffe müssen in einem Wahl¬ 
programm erklärt werden. Das Finanz¬ 
kapital, zum Beispiel, kann nicht einen 
Absatz zum Euro einleiten. Dies führt 
dazu, dass der Begriff des Finanzkapi¬ 
tals irrigerweise als ein Ersatzbegriff 
für das Geld oder für die Währung 
verstanden wird. Wie wir wissen ist die 
Gleichsetzung des Begriffs Finanzka¬ 
pital mit dem Phänomen der Finanz¬ 
wirtschaft, der Banken usw. recht weit 
verbreitet. Wir müssen darauf achten, 
dass solche Missverständnisse im Wahl¬ 
programm nicht auftauchen. 

Vielmehr muss nach der Einleitung, in 
der deutlich zum Ausdruck gebracht 
wird, dass die EU ein Bündnis imperi¬ 
alistischer Staaten ist, erklärt werden, 
dass die dahintersteckende Triebkraft, 
das Interesse der Finanzoligarchien 
nach Akkumulation und Verwertung 
des Kapitals ist - das Interesse derer 
also, die die Schlüsselindustrien einer 


„Die weitere Entwicklung der Euro¬ 
päischen Union wird davon abhängen, 
inwieweit es der gewerkschaftlichen 
und politischen Arbeiterbewegung, 
den demokratischen Kräften gelingt, 
im gemeinsamen Handeln die Beherr¬ 
schung der EU-Institutionen durch das 
Monopolkapital einzuschränken, diese 
Institutionen zu demokratisieren und 
selbst Einfluss auf deren Entscheidun¬ 
gen zu gewinnen.“ (DKP-Programm) 
Wie lassen sich Kandidatur und der 
vorliegende Entwurf zum EU-Wahl¬ 
programm 2014 da einordnen? 

Der zehnseitige Entwurf des Wahlpro¬ 
gramms zum Europaparlament 2014 
besteht aus acht Seiten Kritik und Be¬ 
gründung des „Nein zu diesem Euro¬ 
pa“. Die restlichen zwei Seiten unter 
der Rubrik „Unsere Antworten - un¬ 
sere Ziele“ sind eine Aufzählung all¬ 
gemeiner, nicht europaspezifischer 
Zielsetzungen ohne jede Konkreti¬ 
sierung. Es handelt sich nicht um ein 
Wahlprogramm, sondern um eine Pro¬ 
klamation gegen „die imperialistische 
Festung EU, die geschwächt und his¬ 
torisch entsorgt werden“ müsse, weil 
„nicht progressiv reformierbar“. (Pat- 
rik Köbele). Selbst wenn diese Ansicht 
stimmen würde, ist bis zur historischen 
Stunde der Entsorgung noch viel Zeit 
und politische Arbeit abzuleisten. D.h. 
viele Mitkämpfer zu gewinnen und zu 
überzeugen. Das geschieht vorerst am 
besten im Kampf um Teilziele, sprich 
Reformen. Darum kommt der Verzicht 
auf Reformforderungen bzw. konkrete 
Zwischenschritte heute einem Verzicht 
auf Politik gleich. 

Zweitens enthält der Entwurf reichlich 
Ungefähres, Widersprüchliches und 
Phrasen. Dazu einige Beispiele: 

★ Da kann der Austritt aus dem Euro 
„ein richtiger Schritt sein (Zeile 133), 


aber der „wird durch Klassenkämpfe 
entschieden.“ Eine Aussage, die nicht 
nur für den Austritt aus dem Euro son¬ 
dern geradezu universell zutreffend ist 
nach dem Muster: Kräht der Hahn auf 
dem Mist, ändert sich das Wetter oder 
es bleibt wie es ist. 

★ „Die imperialistische Festung EU 
muss geschwächt und historisch ent¬ 
sorgt werden.“(Zeile 389). Wie soll das 
bewerkstelligt werden? Wie sollen ers¬ 
te Schritt dahin aussehen? Und soll das 
die Rückkehr zum Nationalstaat hei¬ 
ßen oder ein Zurück auf Null und den 
Neustart in ein anderes Europa? 

★ Beliebte Phrase: „Es gab nie eine so¬ 
ziale und demokratische Anfangspha¬ 
se, zu der man zurückkehren könnte.“ 
(Zeile 396) Aber es gab bis Anfang der 
70er die „fordistische Entwicklungs¬ 
phase“, die zwar nicht wiederholbar ist, 
aber für Nachkriegsdeutschland und 
im Nachkriegseuropa ein weit höheres 
Maß allgemeinen Wohlstandes, höhe¬ 
rer Reallöhne, sozialer Leistungen, ein 
Weniger an Arbeitslosigkeit, an Krieg 
und Aggression brachte, ohne deren 
Rückeroberung „die Wende zu sozia¬ 
lem und demokratischem Fortschritt“ 
( DKP-Programm) eine leere Phrase 
wäre? 

★ „Eine soziale, ökologische und de¬ 
mokratische Umgestaltung in Europa 
setzt den revolutionären Bruch... vo¬ 
raus.“ (398) Gibt es keine „Umgestal¬ 
tung“ unterhalb des Sozialismus? Ist 
die im Programm beschriebene „Zu- 
rückdrängung“ des Einflusses der Mo¬ 
nopole nicht identisch mit sozialem 
und demokratischem Fortschritt? 

★ (Zeile 450) Dieses sich in Richtung 
des antimonopolistischen Kampfes 
und des Sozialismus entwickelnde 
Europa setzt voraus ... den radikalen 
Bruch mit dem System des Kapitals, 


mit der Herrschaft der Banken und 
Konzerne.“ Logik! Der Bruch mit dem 
„System des Kapitals“ ist Folge und 
nicht Voraussetzung des antimonopo¬ 
listischen Kampfes und „das System 
des Kapitals“ heißt nach wie vor Ka¬ 
pitalismus. 

★ (Zeile 442) „Für ein Europa der en¬ 
gen Zusammenarbeit der kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien, die ein 
„sozialistisches Europa“ auf ihre Fah¬ 
nen geschrieben haben.“ 

Bei Marx-Engels lesen wir: „Die ver¬ 
einigte Aktion, wenigstens der zivili¬ 
sierten Länder, ist eine der ersten Be¬ 
dingungen seiner (des Proletariats) 
Befreiung.“ Und „Aufgabe der Kom¬ 
munisten ist es, „überall an der Verbin¬ 
dung und Verständigung der demokra¬ 
tischen Parteien aller Länder“ zu ar¬ 
beiten. Diese Unklarheit erklärt dann 
auch die ideologischen Bauchschmer¬ 
zen dieser Parteiführung mit der Eu¬ 
ropäischen Linken. Die Beschränkung 
auf die Kooperation der Kommunisti¬ 
schen Parteien steht nicht nur im Wi¬ 
derspruch zum Proletarischen Interna¬ 
tionalismus, sie tendiert - angesichts 
der Schwäche und Einflusslosigkeit der 
Kommunisten in diesem Europa - zu 
Sektierertum und Borniertheit. 

Zu bedenken wäre angesichts der „In¬ 
tegrationsängste“ (...) vielleicht auch 
die Haltung der kubanischen Partei: 
„In Lateinamerika ist es unmöglich, 
sich mit dem Aufbau sozialistischer 
und antikapitalistischer Alternativen 
zu beschäftigen, ohne gleichzeitig für 
die politische, wirtschaftliche und kul¬ 
turelle Integration des Kontinents zu 
kämpfen.“ ( Regelado, Havanna/M Bl). 

* Wir dokumentieren hier nur die Kritik der 
Gruppe, nicht die konkreten Überarbei¬ 
tungsvorschläge. 



Nation unter ihrer Kontrolle halten. 
Dieses Finanzkapital ist das Ergebnis 
der historischen Verschmelzung von 
Bank- und Industriekapital in kapita¬ 
listischen Ländern. Dessen Herrschaft 
innerhalb dieser Länder ist die Vor¬ 
aussetzung für deren Expansion - die 
Durchdringung oder die Unterwerfung 
anderer Länder unter anderem durch 
den Kapitalexport. Dort, wo die Akku¬ 
mulation des Kapitals ungemeine Di¬ 
mensionen angenommen hat, drängt 
das Kapital nach außen, es erkennt die 
vermeintliche Souveränität anderer 
Nationen nicht an. Nichts anderes pas¬ 
siert von Anfang an in der EU. 

„Die Wahrheit ist einfach: Wer starkes 
Wachstum in Europa aufweist, kann 
erstrangigen Einfluss geltend machen.“ 
(Angela Merkel, Bundeskanzlerin der 


BRD, 2005). Diesen Einfluss macht die 
BRD beständig weiter geltend. Die Ex¬ 
portwalze BRD macht die Ökonomien 
der anderen EU- und Noch-Nicht-EU- 
Länder, besonders Süd- und Osteuro¬ 
pas, platt. 

Unsere Aufgabe, die Aufgabe der 
Kommunistischen Partei, muss es sein, 
die Vertreter des deutschen Finanzka¬ 
pitals beim Namen zu nennen und de¬ 
ren wahre, zerstörerische Interessen 
in der EU, in Europa und der Welt zu 
entlarven. Es ist klar, dass hierbei die 
Einordnung des Euro von großer Be¬ 
deutung ist. Jedoch ist er nur ein Mittel 
zur Realisierung der harten Interessen 
des deutschen Imperialismus, damit 
auch des Finanzkapitals. Unter dem 
Absatz „Nein zur Union des Finanz¬ 
kapitals“ wird jedoch der Eindruck 


vermittelt, als sei das Finanzkapital 
eine „Währungsfrage“. Das ist es nicht. 
Des Weiteren ist es allgemein ratsam 
die Ordnung des Entwurfs noch ein¬ 
mal zu überdenken. Eine mögliche 
Neuordnung könnte versuchen die all¬ 
gemeinen Aussagen und die Klärung 
der Begriffe zuerst, die daraus resul¬ 
tierenden konkreten Erscheinungen 
folgend darzustellen: EU als Bündnis 
imperialistischer Staaten, das Finanz¬ 
kapital als Triebkraft der so genann¬ 
ten Integration bzw. fortschreitenden 
Expansion, die Rolle des deutschen 
Imperialismus, die unterschiedlichen 
Interessen imperialistischer Länder 
in der EU, die gemeinsamen Inter¬ 
essen imperialistischer Länder in der 
EU, der arbeiter- und volksfeindliche 
Charakter der EU. 
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„Die FARC werden ihre Waffen niederlegen, 

aber nicht abgeben!“ 

Kolumbien-Friedensverhandlungen in Havanna 


In Havanna sind die Friedensgespräche im De¬ 
zember mit dem dritten Debattenpunkt „Illegale 
Drogen “ weitergegangen; im ersten Jahr waren die 
Landfrage sowie Garantien für eine politische Parti¬ 
zipation Thema gewesen. Die Revolutionären Streit¬ 
kräfte Kolumbiens (FARC) zeigten sich erfreut über 
die Teilnahme von Bauern aus den Provinzen Meta, 
Guaviare und Cauca, die zu den Hauptkokaanbau¬ 
gebieten gehören, die neben Experten der Vereinten 
Nationen und der Nationaluniversität in Bogotä 
nach Havanna gereist waren. Die Bauern sind das 
schwächste Glied in der Kette, so FARC-Sprecher 
Jesus Santrich. Zwischen drei und fünf Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts macht der Kokahandel aus; 
davon bleiben achtzig Prozent beim Finanzsektor. 
Die Kokapflanzenvernichtungspolitik der Regie¬ 
rung, vor allem durch Besprühungen aus der Luft, 
bezeichnen die FARC als gescheitert. Dabei handelt 
es sich nach FARC-Schätzungen um 1,5 Millionen 
Hektar Land, das nun „totes Gebiet“ist. Die FARC 
gehen davon aus, dass der Kokaanbau ein gesell¬ 
schaftliches Problem reflektiert. Deshalb würde erst 
eine Landreform den armen Bauern bessere Exis¬ 
tenzmöglichkeiten geben. 

Die FARC-Delegation in Havanna sieht ihre Ver¬ 
handlungsmöglichkeiten durch das Anwachsen der 
politischen Mobilisierung in Kolumbien verbessert, 


wobei die „Marcha Patriötica“ eine wichtige Rolle 
spielt, ebenso wie die „ Bürgermacht“ (Poder Ciu- 
dadano) der ehemaligen Senatorin Piedad Cor¬ 
doba. Die Wiederauferstehung der „Patriotischen 
Union“ (UP) wird von FARC-Chef Unterhändler 
Ivän Märquez als politische Möglichkeit gesehen, 
die der Linken in Kolumbien bessere Bedingungen 
bieten könnte. 

Allerdings, so Ivän Märquez, dürfe die Marcha 
Patriötica nicht dem schmutzigen Krieg ausgesetzt 
werden wie es vor fast dreißig Jahren der UP ge¬ 
schah. Nun gehe es darum Werkzeuge für politische 
Veränderungen zu schaffen. Ivän Märquez betont, 
dass die wichtigeren Punkte der Verhandlungsagen¬ 
da noch nicht besprochen wurden. Dazu gehört 
auch die Freilassung der in den USA gefangen ge¬ 
haltenen Guerilleros, darunter Simon Trinidad, von 
dem die FARC seine Teilnahme an den Gesprächen 
auf Kuba verlangen. Dazu müssten aber die USA 
ihre Zustimmung geben, da er dort verurteilt wurde. 
Noch ist eine Übereinkunft der beiden Seiten 
schwer vorstellbar, aber möglich ist sie dennoch. 
Was jedoch auch immer vereinbart werde, so Kom¬ 
mandant Märquez:„Die FARC werden ihre Waffen 
niederlegen, aber nicht ab geben!“ Es sei denn, auch 
das Heer würde die Waffen übergeben. 

Text und zusammenfassende Übersetzung: G. Pohl 



Staatsverbrechen: der Genozid an den Mitgliedern der Patriotischen Union 



Am 20. Dezember gaben die FARC 
eine Erklärung ab, wo sie „Zwölf Mi¬ 
nimalvorschläge für eine Verfassungge¬ 
bende Versammlung für den Frieden, 
die tatsächliche Demokratisierung 
und die nationale Aussöhnung“ ma¬ 
chen. Die kolumbianische Regierung 
steht dem ablehnend gegenüber und 
will einen möglichen Friedensschluss 
vom Parlament absegnen lassen. Zu¬ 
sammengefasst geht es den FARC um 
Folgendes: 

1- Friedensprozess und 
Verfassungsmacht 

Die historische Chance eines Frie¬ 
densschlusses soll durch den Willen 
des souveränen Volkes untermauert 
werden. Das geschähe auch in Ein¬ 
klang mit dem Vorspann der gemein¬ 
samen Erklärung mit der Regierung, 
vom 26. August 2012, wo es heißt, dass 
„der Frieden eine Angelegenheit der 
Gesellschaft in ihrer Gesamtheit unter 
Beteiligung aller“ ist. 

2- Nationale Verfassung¬ 
gebende Versammlung 
für den Frieden 

Die Einberufung dieser Versammlung 
ist höchster Ausdruck des Souveräns, 
des Volkes. 

$- „Große nationale politische 
Übereinkunft“ für eine Verfas¬ 
sunggebende Versammlung 

Die „Große nationale politische Über¬ 
einkunft“ ist Ausdruck des kollektiven, 
politischen Willens und des Engage¬ 
ments der politischen, wirtschaftli¬ 
chen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Kräfte der Nation. Es geht um juristi¬ 
sche und politische Durchführbarkeit 
der Initiative, um Kriterienfindung für 
die breitestmögliche gesellschaftliche 
Mobilisierung, um Zusammenführung 
von Vorhaben und Prinzipien, Natur, 
Komposition, Inhalt und gesetzliche 
Reichweite der Versammlung. 

4- Gesellschaftliche 
Mobilisierung 

Um eine verfassunggebende Versamm¬ 
lung möglich zu machen, werden die 
kommunikativen Vorrichtungen akti¬ 
viert, was die Finanzierung einschließt. 
Besonders die ausgegrenzten und dis¬ 
kriminierten Sektoren werden zur Teil¬ 
nahme stimuliert, wozu auch die indi- 
genen, bäuerlichen und afrokolumbia- 
nischen Gemeinschaften gehören. 

5- Öffentliche Gewalten 
und Verfassunggebende 
Versammlung 

Da der Aufstand der FARC nie gegen 
eine spezielle Regierung, sondern im¬ 
mer gegen den Staat in der Gesamt¬ 
heit gerichtet war, muss die zu auszu¬ 
handelnde „Große nationale politische 


Graffiti in Bogotä:„22 Millionen Arme.“ 

Übereinkunft“ alle öffentlichen Ge¬ 
walten verpflichten. Die Einberufung 
und Durchführung der Versammlung 
müssen den Willen des Saates zur Su¬ 
che nach einem gemeinsamen, höheren 
Gut ausdrücken: dem stabilen und dau¬ 
erhaften Frieden mit sozialer Gerech¬ 
tigkeit. 

6- Normative Ausgestaltung 

Der Übereinkunft sollen die norma¬ 
tiven Ausgestaltungen, inklusive von 
Reformen, Vorgehensweise und Zeit¬ 
vorgaben an die Seite gestellt werden, 
damit für die Einberufung und Durch¬ 
führung der Versammlung eine juris¬ 
tische und politische Machbarkeit er¬ 
reicht wird. 

7- Vorhaben und Prinzipien 

Es müssen normative Grundlagen für 
eine nationale Versöhnung und den 
dauerhaften Frieden definiert werden. 
Die rechtlichen Inhalte der 1991er Ver¬ 
fassung müssen beachtet werden, wozu 
auch das Recht der Minderheiten, der 
Indigenen und der Afrokolumbianer/ 
innen gehören. Es geht um eine wirk¬ 
liche Vertiefung der politischen, wirt¬ 
schaftlichen, gesellschaftlichen und 
kulturellen Demokratie. Die univer¬ 
sellen Prinzipien der Souveränität und 
Selbstbestimmung hinsichtlich einer 
Suche nach Alternativen zwischen dem 
Gemeingut Frieden und der so genann¬ 
ten Übergangsrechtsprechung. 

8- Charakter der Verfassung¬ 
gebenden Versammlung 

Die Verfassungsversammlung hat ei¬ 
nen Doppelcharakter: zum einen geht 
es um die Bestätigung von Überein¬ 
künften, da wo sie die gültige Verfas¬ 
sung angehen, bzw. um nicht erreich¬ 


te Übereinkünfte, wo man den Wil¬ 
len der Versammlung benötigt. Die 
verfassunggebende Versammlung ist 
auch eine Projektion und eine demo¬ 
kratische Ausweitung ihrer Vorschläge. 
Themen, die bei den Verhandlungen 
zwischen FARC-EP und Regierung 
vereinbart wurden, werden der Ver¬ 
sammlung vorgelegt; sie werden aber 
nicht dort noch einmal durchgearbei¬ 
tet werden. 

9- Zusammensetzung 

Die Verfassungsversammlung wird 
aus 141 Mitgliedern bestehen, wobei 
ein Teil durch allgemeine Wahlen ge¬ 
bildet werden soll. Wesentlich werden 
garantierte Vertretungen von den Gue¬ 
rillas, von Bauern, Indigenen und Af- 
rokolumbianer/inne/n, organisierter 
Arbeiterschaft, Konfliktopfern, orga¬ 
nisierten Frauen, organisierten Studie¬ 
renden, der LGBTI-Gemeinschaft, von 


Ex-Militärs, von Auslands- bzw Exilko- 
lumbianer/inne/n sowie von Repräsen¬ 
tanten von Politik, Wirtschaft und Ge¬ 
sellschaft Kolumbiens sein. 

10- Bestimmung und 
Wahl der Mitglieder 

Es wird sowohl Benennung als auch 
Wahl von Mitgliedern der Verfassung¬ 
gebenden Versammlung geben. Be¬ 
nennung von Seiten der Guerilla, die 
bewaffnet gegen den Staat aufgestan¬ 
den sind, womit die Gesamtheit der 
Kämpfer/innen vertreten ist. Bei den 
gewählten Mitgliedern wird unterschie¬ 
den zwischen denen, die in Sonder¬ 
wahlkreisen ermittelt werden, was mit 
ihrer historischen Ausgrenzung zu tun 
hat (Bauern, Indigene, Afrokolumbia¬ 
ner, Gewerkschafter, organisierte Frau¬ 
en, LGBTI-Gemeinschaft, organisierte 
Lernende und vertriebene, geflohene 
und exilierte Kolumbianer/innen) so¬ 


wie Ex-Militärs, und denen, die in nor¬ 
malen Wahlkreisen gewählt werden. 

11- Inhalte 

Ohne der Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung eigene Rechte zu beschnei¬ 
den, soll ihre Grundlage im Rahmen 
der „Großen nationalen politischen 
Übereinkunft“ bestimmt sein. Es sol¬ 
len unvollständige Ideen verbessert, 
neue eingeführt und eherne Klauseln 
bei Grundrechten und Anerkennung 
von Indigenen und Afrokolumbianer/ 
inne/n geschaffen werden. Außerdem 
sollen Themen behandelt werden, die 
bei den Friedensverhandlungen nicht 
bearbeitet wurden. 

12- Gesetzliche Reichweite 

Eventuelle Übereinkünfte in der ver¬ 
fassunggebenden Versammlung, sei es 
bei organischen, bei Rahmen- oder bei 
statutarischen Gesetzen, da wo sie zur 
Konsolidierung eines sozialen und de¬ 
mokratischen Rechtsstaats und einer 
tieferen politischen, wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und kulturellen De¬ 
mokratisierung beitragen, werden von 
der Versammlung selbst definiert. Da¬ 
bei beachtet sie die Vorschläge und 
Prinzipien der „Großen nationalen po¬ 
litischen Übereinkunft“. Wenn es dazu 
kommt, wird für eine festgelegte Peri¬ 
ode eine Sonderlegislativkörperschaft 
geschaffen. 

Die Erklärung der FARC-Delegation 
schließt mit Weihnachts- und Jahres¬ 
abschlusswünschen für das Volk, und 
„unseren Guerilleras und Guerilleros, 
unseren Milizen und verdeckten Mit¬ 
gliedern, unseren in den Knästen des 
Regimes gehaltenen politischen Ge¬ 
fangenen: viel Kraft und Intelligenz, 
Unerschrockenheit, Kampfstärke und 
die Sicherheit, dass die Zukunft dem 
Volk gehören wird. Wir haben ge¬ 
schworen zu siegen, und wir werden 
siegen!“ 


Auszug aus einer gemeinsamen Botschaft der Oberkommandierenden von FARC und ELN, 
Timoleön Jimenez und Nicoläs Rodriguez Bautista, an die „Guerilleros, Milizen, geheimen 
politischen Organisationen und an die ganze aufständische Familie von FARC-EP und ELN“: 


(...) Wir dürfen nicht aus dem Blick verlieren, dass das Volk, die Ge¬ 
samtheit der ausgebeuteten und marginalisierten Massen, genügend 
bewusst und vereint in der machtvollen politischen oder militärischen 
Anstrengung, dazu aufgerufen ist, den regierenden Oligarchien die 
Macht zu entreißen und den Aufbau einer gerechteren und humane¬ 
ren Gesellschaft zu beginnen. Alle unsere Anstrengungen als Revo¬ 
lutionäre gehen in diese Richtung. Der an dieser Option zu arbeiten. 
Unsere beiden Organisationen entwickeln ihre Energien getrennt (...) 
aber inspiriert von dem antidemokratischen und gewaltsamen Cha¬ 
rakter des kolumbianischen Regimes wurde die Entwicklung poli¬ 
tischer Arbeit in einem Maße verhindert, was für eine erfolgreiche 
Volksmobilisierung erforderlich gewesen wäre. Das war der Haupt¬ 
grund dafür, dass wir die Waffen ergriffen haben. 

Der Weg zu einer politischen Lösung will also eine große Schneise 
in das Regime brechen (...), auf dass es eine mächtige Alternativbe¬ 


wegung gibt, die in der Lage ist Kolumbien für immer zu verändern. 
Frieden mit gesellschaftlicher Gerechtigkeit und Demokratie kann 
nicht als Demobilisierung und Aufgabe der Guerillabewegung verstan¬ 
den werden, sondern als Konkretisierung tiefgehender Reformen auf 
wirtschaftlichem, politischem, institutionellem und sozialem Gebiet. 
Daher die Wichtigkeit des Friedenskampfs in unserem Land (...) als 
eine Öffnung von Raum, mit dem die Guerillas Politik machen, sich der 
Bevölkerung annähern und das Herz der Menschen erobern können, 
was sich als mächtigster Faktor von Agitation und Volksorganisierung 
entwickeln kann. (...) 

Es wäre viel leichter, wenn wir es schaffen würden zu einer an¬ 
deren Regierung beizutragen, einer demokratisch und offen für 
neue Perspektiven. Daher die Wichtigkeit und gleichzeitige Über¬ 
zeugung, dass die beiden Ströme früher oder später zusammen¬ 
fließen müssen. 
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Wir gratulieren unserem Genossen 

Paul Linden 

zum 80. Geburtstag 

am 9. Januar 2014 

Lieber Paul, seit deiner Jugend Kommunist engagierst Du Dich als 
Arbeiter für die Rechte der kleinen Leute. Immer stellst Du die Klassen¬ 
frage und weist darauf hin, dass wir die Schweinereien der Herrschen¬ 
den anprangern müssen. 

Deine Partei ist froh, Dich in ihren Reihen zu wissen. Wir wünschen Dir 
alles Liebe, Gesundheit und Kraft für den gemeinsamen Kampf für eine 
sozialistische Zukunft. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Groß Borstel-Eppendorf-Alsterdorf 


90 Jahre! 

Unsere Genossin 

Hanna Koßmann 

hatte am 31.12.2013 Geburtstag! 

Wir gratulieren nachträglich ganz herzlich und wünschen alles Gute, 
Gesundheit und viel Freude! 

Und wir hoffen du hattest eine schöne Feier und bist gut 
in das neue Jahr gerutscht. 

Der Kreisvorstand der DKP Hannover 
und die Parteigruppen Hannover-Mitte und Hannover-Linden 



„ Wer noch lebt, sage nicht niemals! 
Wer niedergeschlagen wird, 
der erhebe sich! 

Wer verloren ist, kämpfe! 

Wer seine Lage erkannt hat, 
wie soll der aufzuhalten sein? 

Denn die Besiegten von heute 
sind die Sieger von Morgen. 

Und aus Niemals wird: Heute noch! 


Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, 
Freundinnen und Freunden 
ein gesundes und kämpferisches Jahr 2014 ! 

DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP Reinheim - Vorstand und Stadtverordnetenfraktion 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark68,51373 Leverkusen .Tel.: 0214/45418 
kls@karl-liebknecht-schule.org ■ www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 18./19. Januar 2014 
Aktionseinheit und Bündnispolitik 
Referent: Jürgen Lloyd 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits Freitag zwi¬ 
schen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 
14 Uhr. Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 
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Kaum zu glauben, aber wahr 
unsere Ingrid wird 80 Jahr 

Liebe Ingrid, zu Deinem Ehrentag wollen wir Dir 
herzlich gratulieren und Dir alles erdenklich Gute, 
vor allem Gesundheit wünschen. 

Wir nehmen diesen Tag zum Anlass, um Dir Dank zu 
sagen für Deine Hilfe und Solidarität bei unserer 
Arbeit in der zentralen Buchhaltung unserer Partei. 

Ohne Dich wäre so mancher Jahresabschluss 
nicht möglich gewesen. Auch heute noch bist 
Du eine wichtige Ratgeberin und Hilfe, auf die 
wir nicht verzichten möchten. 

Du musst etwas kürzer treten, damit Du mit 
Deinem Herbert und Deiner Familie noch schöne 
Tage verleben kannst. Auch für die Aufklärung 
über die Geschichte des Antikommunismus, 
Verfolgung und Haft, wie Ihr sie erlebt habt 
benötigst Du Kraft und Zeit. 

Wir wünschen Dir eine schöne 
und erlebnisreiche Feier. 

Deine Genossinnen und Genossen Mitstreiter aus 
der Buchhaltung Werner, Monika, Waltraud, Erika 
und aus „alten Zeiten“ Christian 



Das Jahr 2014 ist da 

Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, allen Freundinnen 
und Freunden ein gesundes Neues Jahr, viel Kraft, Mut und Ausdauer 
in den politischen Kämpfen. 

Lasst uns gemeinsam gegen die Politik der Umverteilung von Kapital 
und Kabinett in den Bündnissen und Bewegungen des Jahres wirken. 
Als Kommunistinnen in der DKP sind wir gefordert uns einzumischen. 
Ein erfolgreiches Pressefest der UZ - Fest der Linken ist dafür ein 
wichtiger Beitrag. 

Danke sagen möchten wir Allen, die uns in unserem politischen 
Handeln unterstützt haben. 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, Bündnispartnern, 
Freundinnen und Freunden der DKP 

ein erfolgreiches und kämpferisches 2014 . 

Stoppt die Kaputtsparer - Umfairteilen: Reichtum, Macht, Eigentum! - 
Den Kapitalismus überwinden! 

Herzlich laden wir ein zum politischen Jahresauftakt: 

Bombenleger im Dienste des Kapitals 
- Geheimdienstoperationen in Saar-Lux 

mit Ali Ruckert, Präsident der Kommunistischen Partei Luxemburg 

Freitag, 17.01.2014,19 Uhr 

Im N.N. Nauwieser Neunzehn, Nauwieserstraße 19, Saarbrücken 
(Eintritt frei, um eine Spende wird gebeten) 


UZ-PRESSEFEST - VOLKSFEST DER DKP 
27.-29. Juni 2014 

Revierpark Wischlingen - Dortmund 
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Eisenbahnerstammtisch im Cafe K 

Gesucht werden Genossinnen und Genossen, die bei der Bahn arbeiten (DB AG, mit 
sämtlichen Untergesellschaften, private Eisenbahnverkehrsunternehmen, sowie 
im Schienengüterverkehrsbereich, Bahnindustrie) oder die mit diesen Themen 
zu tun haben. Ziel ist die Bildung eines Netzwerkes für den Meinungsausstausch 
zu betrieblichen und gewerkschaftlichen Fragen in dieser Branche. 

1. Treffen: Cafe K auf der Rosa Luxemburg Konferenz, 16 Uhr 

Kontakt: RPerschewski@gmx.net 

Veranwortlich: Olaf Harms, Leiter der Kommission Betrieb & Gewerkschaft des Parteivorstandes 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachs-kerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 

camatra@web.de 


Ferienwohnung in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm 
08144 7200 

anna.boegel@googlemail.com 
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Wir müssen Abschied nehmen von unserem Genossen 

Friedei Becker 

1927 geboren, erlebte Friedei die Zeit des Faschismus als Kind und Ju¬ 
gendlicher. Seine Schlussfolgerung war im besten Wortsinn konsequent, 
den 8. Mai 1945 als Tag der Befreiung zu begreifen und sich den Kräften 
anzuschließen, die im Widerstand gegen den Faschismus die Hauptlast 
getragen haben. 1946 wurde Friedei Mitglied von KPD, FDJ und der WN. 

Der Kampf gegen die Remilitarisierung und das Wiederaufleben 
faschistischer und neofaschistischer Kräfte und für einen demokrati¬ 
schen Neuaufbau, der das Herankommen an den Bruch mit der kapita¬ 
listischen Ordnung ermöglicht, waren seine Triebfedern im politischen 
Tageskampf. Nicht das KPD-Verbot noch die Niederlage des Sozialismus 
in Europa haben Friedei in seiner grundsätzlichen Überzeugung beirren 
können, dass die Ordnung, in der wir immer noch leben, nicht das Ende 
der Geschichte ist. 

Friedei war aber auch ein Genosse, der Fragen gestellt und uns da¬ 
mit geholfen hat, Gegenwart und Vergangenheit unserer Partei und 
Bewegung besser zu erfassen. Unvergessen bleibt seine unermüdliche 
Solidarität mit Cuba, Souveränität und sozialistische Entwicklung des 
cubanischen Volkes materiell und politisch zu unterstützen. 

Friedeis Tod reißt eine Lücke in WN/BdA, Friedensbewegung und DKP 
in Bremen. 

Deutsche Kommunistische Partei, Bezirk Land Bremen 


Die Gießener DKP trauert um 

Theo Rüspeler 

20.10.1944-27.12.2013 

Theo war stets ein aufrichtiger Vertreter seiner Klasse. Als freigestellter 
Betriebsrat bei Buderus setzte er sich für die Interessen seiner Kolle¬ 
ginnen und Kollegen ein und erwarb sich dabei große Hochachtung. Als 
Verfechter der Einheitsgewerkschaft war er folgerichtig Mitglied der IG 
Metall, kandidierte wiederholt und erfolgreich auf deren Liste. 

Gerade sein Bekenntnis zur Gewerkschaft und sein Kampf um ihre 
Stärkung waren Grund für ihn, der jegliche Vorteilsnahme für sich 
persönlich ausschloss, Kritik an jenen Funktionären zu üben, die sich 
seiner Meinung nach nicht so verhielten. 

Theo, der 1977 nach reiflicher Überlegung in die DKP eingetreten war, 
ist bis zu seinem Tod seiner Partei treu geblieben. Noch für die Dezem¬ 
ber-Ausgabe des Gießener Echo schrieb er einen Artikel, in dem seine 
klare Haltung als Internationalist und eben Gewerkschafter noch einmal 
deutlich wurde. 

Mit Theo verlieren wir einen vorbildlichen, kämpferischen und 
menschlichen Genossen. 


0 

■ö 

■ 

L 

0 

0 

0 

12 


i 

0 

ü 

(0 

■ 

0 

X 

0 

E 

■ 

5 

3 

£ 


50 Jahre 

Marxistische Blätter 

Blick nach vorn auf die Herausforde¬ 
rungen Robert Steigerwald★ Dass er das 
Wissen trägt ... Warum man Aufklä¬ 
rung auch heute nicht allein denken 
und aufschreiben, sondern organi¬ 
sieren muss Dietmar Dath*Doppelter 
Boden der Marx-Renaissance Georg 
Fülberth^»Westlicher Marxismus« und 
»östlicher Marxismus« - Eine un¬ 
glückselige Spaltung Domenico Losurdo 
★ Aufgabe der Marxistinnen im Ver¬ 
teidigungskampf der Gewerkschaf¬ 
ten Anne Rieger 
Weitere Beiträge: 

Was macht das revolutionäre Sub¬ 
jekt ohne Bewusstsein? Na nix. Patrik 
Köbele* Marxismus für die A-Klasse - zu 
Kontinuitäten und Diskontinuitäten Man¬ 
fred Sohn^Zur russischen Syrienpolitik 
und den Gründen ihres Erfolgs im 
Herbst 2013 Willi Gerns ★Der Marxismus 
und das Ende des Kapitalismus Conrad 
Schuhler^Wolfgang Abendroths Stel¬ 
lung in der gegenwärtigen Demokra¬ 
tiedebatte Norman Paech ★Neue Periode 
sozialer Unruhe - Zur Rolle der neuen 
»lohnabhängigen Mittelklasse« Frank 
Deppe^Grund zur Resignation? - Ein kur¬ 
zer Blick auf die Friedensbewegung Peter 
Strutynski u.v.a. 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 




Neue 


Impulse 

Verlag 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-24 86 482 


( -^ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 


Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 

Urlaub unter Freunden 


in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

\___y 





































































Leserbriefe / Termine / Impressum 


Freitag, 10. Januar 2014 


m 


unsere zeit 


Instrumentalisieren statt Gedenken? 

Zum zweiten Mal in Folge rufen eine Hand voll Jugendgruppen, darunter sozi¬ 
aldemokratische und antideutsche, als Rosa & Karl-Bündnis zum alternativen 
Gedenken an Luxemburg und Liebknecht auf. Hinter ihrer kritischen Fassade 
findet sich eine Verteufelung der Arbeiterbewegung und des Realsozialismus 
(„eine der schlimmsten Diktaturen des 20. Jahrhunderts“) gepaart mit bürger¬ 
lichem Utopismus. 

(...) Wer der sozialistischen Revolution eine klare Absage erteilt, sollte redlicher 
Weise aber zumindest nicht behaupten, in der Tradition von Liebknecht und 
Luxemburg zu stehen. Eine Gesellschaft ohne Krieg, Krise und Armut ist nur im 
Kampf gegen die herrschende Klasse, gegen den bürgerlichen Staat und gegen 
reformistische Illusionen zu haben. 

Wer die LL-Demo spaltet, stellt sich faktisch gegen sie, gegen eine klare Anti¬ 
kriegsmanifestation, gegen die größte Demonstration marxistisch orientierter 
Menschen in Deutschland. Dieser Spaltung treten wir entschieden entgegen. 
Alle Jugendlichen, die gemeinsam mit uns gegen Sozialabbau und Kriegspoli¬ 
tik kämpfen möchten, jene, die sich in die Tradition der Kämpfe und Ideen von 
Rosa & Karl stellen möchten, sind daher herzlich eingeladen sich am Jugend¬ 
block auf der LL-Demo zu beteiligen. 

Paul Rodermund, SDAJ 


„Friede den Hütten! 

Krieg den Palästen!“ 

Betr.: Zur Diskussion um die ELP 

Derzeit wirbt die Europäische Links¬ 
partei (ELP) mit Anzeigen für eine 
Großveranstaltung im Januar in Ber¬ 
lin. Darauf ist eine Liste prominenter 
Mitmenschen aufgeführt sowie das 
Thema des Kongresses: „Für Euro¬ 
pa - Ohne Bankenmacht - Friede den 
Hütten“. 

Die letzte Zwischenüberschrift geht 
zurück auf den Titel einer Flugschrift 
im „Hessischen Landboten“, mit dem 
im Juli 1834 Georg Büchner seine 
hessischen Landsleute zur Revoluti¬ 
on aufrief. Der komplette Titel laute¬ 
te damals allerdings „Friede den Hüt¬ 
ten! Krieg den Palästen!“. 

Hier wir das ganze Elend der ELP 
plakativ deutlich, nämlich die Verwei¬ 
gerung und das Verschweigen der Er¬ 
kenntnis, dass das Eine nicht ohne das 
Andere zu haben ist. 

Heinz-W. Hammer; Essen 

„Ein Schwein wird vom 
Wiegen nicht fett“ 

Betr.: Programmentwurf für die Wahl 
zum Europaparlament 2014 

Die Mitgliederversammlung der DKP- 
Kreisorganisation Hattingen disku¬ 
tiert den Programmentwurf für die 
Wahl zum Europaparlament 2014. 
Zehn Genossinnen und Genossen 
dieser MV, darunter zwei Gäste, be¬ 
teiligten sich mit über 50 Wortbeiträ¬ 
gen zum Thema. Eine kritische Aus¬ 
einandersetzung mit einzelnen Zeilen 
des Textes ergab sich. Einige Passagen 
bedürfen unseres Erachtens einer in¬ 
haltlichen und sprachlichen Korrek- 
tur. (...) 

Die Grundwerte und Eckpunkte des 
Programms und der Anspruch unserer 
Partei, damit zur EU-Wahl anzutreten, 
wurden nicht in Frage gestellt. „Ein 
Schwein wird vom Wiegen nicht fett“, 
sagen hier in der Gegend die Bauern. 
Darum müssen wir handeln - irren 
dürfen wir auch. 


Dieser Entwurf ist geprägt von einer 
marxistischen Herangehensweise und 
könnte zu einer sozialistischen Verän¬ 
derung der EU mit beitragen. Lasst 
uns Flagge zeigen, selbstbewusst und 
kämpferisch! 

Peter Horchers , Mitglied der DKP- 
Kreisorganisation Hattingen 

Druck von links - aber wie? 

Betr.: Beitrag von Herbert Münchow. 
UZ vom 27.12.2013, S. 12 

Um es kurz zu machen: Ich bin mit 
dem Genossen Herbert Münchow 
nicht einverstanden. Völlig unbestrit¬ 
ten ist seine Feststellung, dass alles, 
inklusive Linkspartei, linken Massen¬ 
druck braucht. Das ist das A und O! 
Aber,- wird dieser aufgebaut, wenn 
nur die DKP (3500 alte Leute, ma¬ 
ximal noch 500 im Arbeitsprozess) 
lautstark den Sozialismus fordert, den 
etwa 75 Prozent der Bevölkerung nur 
aus der gegnerischen Propaganda ken¬ 
nen? Entwickeln wir tatsächlich Klas¬ 
senbewusstsein (nicht bei ein paar 
marxistisch Angehauchten), sondern 
bei den Massen, die allein verändern¬ 
den Druck erzeugen können, - wenn 
wir objektiv spalterisch eine Eigenliste 
gegen die einzige (durchaus verbesse¬ 
rungsfähige!) Europäische Linkspar¬ 
tei inszenieren? Wie wird mit dieser 
Handlungsweise unsere ständige Auf¬ 
klärung illustriert, dass nur das Zusam¬ 
mengehen, die nachhaltige Aktion al¬ 
ler Betroffenen trotz weiter bestehen¬ 
der Unterschiede kleine und auch 
größere Erfolge ermöglicht? 

Druck von links organisiere ich nicht 
durch noch so kluge marxistische Aus¬ 
führungen (die wir natürlich in unse¬ 
ren eigenen Zusammenhängen brau¬ 
chen!), sondern indem wir uns in die 
objektiv gegen das Profitsystem ge¬ 
richteten Protestbewegungen so ein¬ 
klinken, dass wir von diesen als nütz¬ 
lich, solidarisch und glaubwürdig emp¬ 
funden werden. Erst dann können wir 
unsere Spezialität, die Marx’sche Klas¬ 
sentheorie, als orientierende Konstan¬ 


te dort einbauen. Ein Hinweis zu Her¬ 
berts desillusionierter Einschätzung 
der Politik der Partei „Die Linke“, -die 
ich so nicht teile. Der springende Punkt 
ist: Wir stehen nicht vor der Entschei¬ 
dung Kapitalismus oder Sozialismus! 
Glücklicherweise. Denn weder KP, Ge¬ 
werkschaften noch andere Linkskräfte 
wären momentan dazu reif! Also müs¬ 
sen wir uns der nicht ganz so glorio¬ 
sen, mühseligen Kleinarbeit unter den 
entpolitisierten, mitunter schwierigen 
Mitbürgern zuwenden, ohne die kein 
noch so kleiner Fortschritt durchge¬ 
setzt wird. 

Im übrigen sollte man nicht Opfer sei¬ 
ner eigenen Vorurteile werden: Leo 
hat nie den Klassenkampf vor Ort 
als überholt begraben. Vielmehr hat 
er als Siemensbetriebsrat bis zu sei¬ 
nem erzwungenen Rückzug maßgeb¬ 
lich Arbeiterkämpfe mitorganisiert! 
Allerdings weist er auf die neuen 
Möglichkeiten der Global Player hin, 
durch relativ einfache Verlagerungen 
in Tochterfirmen dem lokalen Druck 
auszuweichen. So können sie einen 
erheblich längeren Atem entwickeln, 
dem selbst starke Gewerkschaften 
nicht gewachsen sind, wenn sie nicht 
mit den Arbeitervertretungen der an¬ 
deren Länder eng kooperieren. Das 
ist auch ein kleiner Hinweis für die 
Linken, die glauben mit einer Rück¬ 
kehr zum Nationalstaat besser Wider¬ 
stand leisten zu können. Die Konzerne 
werden sich nicht wieder in nationale 
Grenzen einsperren! 

Bernd Bücking , München 

Spekulation? 

Betr.: Manfred Idler, „Beziehungen“, 
UZ vom 27.12.2013, S. 6 

Der Kommentator spekuliert über 
„tiefe Meinungsverschiedenheiten in¬ 
nerhalb der nordkoreanischen Füh¬ 
rung“, schreibt von „internen Ausein¬ 
andersetzungen, die vor allem vom 
Militär bestimmt werden“. Amtsent¬ 
hebung und Hinrichtung Jang Song 


Thaeks lassen sich aber nicht auf ei¬ 
nen „Kampf einiger Funktionäre in 
der Parteihierarchie“ reduzieren. 

Die taz schrieb etwa: „Jang wurde be¬ 
reits als großer Reformer gefeiert“ und 
fügte hinzu, er habe, anders als Staats¬ 
lenker Kim Jong Un, „Ahnung von 
Wirtschaft“ gehabt. Wenn das Leib¬ 
und Magenblatt der grünen Verfech¬ 
ter der „Schutzverantwortung“ Funk¬ 
tionäre dem Westen missliebiger Staa¬ 
ten plötzlich lobt, sollte man hellhörig 
werden. 

Zur Todesstrafe mag man stehen wie 
man will, doch die Jang zur Last ge¬ 
legten Verbrechen, die Hochverrat mit 
einschließen, würden in den meisten 
anderen Ländern ebenfalls mit der To¬ 
desstrafe geahndet. Es ist suspekt, dass 
ausgerechnet die südkoreanische Re¬ 
gierung, alles andere als ein Verfechter 
demokratischer Freiheitsrechte (siehe 
UZ vom 29.11.13 ), sich besonders be¬ 
unruhigt über Jangs Sturz zeigte und 
ein „Terrorregime“ in der DVRK be¬ 
klagte. 

Schlussendlich trennt der Kommenta¬ 
tor „die Partei der Arbeit Koreas von 
kommunistischen Parteien“, bezeich¬ 
net das Staatswesen der DVRK gar 
als „Dynastie“. Auf dem 15. Internati¬ 
onalen Treffen der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien im November 
2013 Unterzeichnete die DKP jedoch 
laut „Solidnet“ einen Aufruf zur „Un¬ 
terstützung und Ermutigung für den 
Kampf der Partei der Arbeit Koreas 
und des koreanischen Volkes“. Klar¬ 
heit ist hier vonnöten. 

C. Rehbehn, E-Mail 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


Rostock: „Jugend vereint gegen Imperia¬ 
lismus - Weltfestspiele in Ecuador“. Roter 
Stammtisch der DKP Rostock. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 

Münster: „Kreativer Widerstand gegen die 
Verschärfungen in der Hartz-4-Gesetzgebung, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Münster in 
Zusammenarbeit mit der DGB-Jugend Müns¬ 
ter mit Harald Thome, Sprecher des Vereins 
„Tacheles“. Kulturkneipe Frauenstraße 24, 
20.00 Uhr. 


DO ★ 16. JAN 


München: „Marxismus und Utopie. Eine Welt 
ohne Krieg - unrealistischer Traum oder ge¬ 
schichtliche Möglichkeit?“ Veranstaltung der 
DKP mit Thomas Metscher zur Vorbereitung 
auf die Proteste gegen die NATO-Kriegsta- 
gung. EineWeltHaus, Schwanthalerstraße 80, 
großer Saal, 19.00 Uhr. 


FR ★ 17. JAN 


Schweinfurt: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, Gruppenabend der DKP. 
Karl Heinz Röder referiert über „Ursprung, Ent¬ 
stehung und Entwicklung des wissenschaftli¬ 
chen Sozialismus“. DFG-VK Büro, Gabelsber¬ 
gerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 18. JAN 


Solingen: „Auf 2014! - Scharfes zum An¬ 
fang!“ Neujahrs-Fete der DKP Solingen. Na¬ 
turfreundehaus Holzerbachtal, Eipaßstraße 25 
b, 18.00 Uhr. 

Stadtlohn: Grünkohlessen der DKP im Kreis 
Borken mit einem Bericht der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend über ihr Kuba- 
Solidaritäts-Projekt. Gaststätte Tenbusch, 
Vredenerstraße 90,17.00 Uhr. 

Leverkusen: „Aktionseinheit und Bündnis¬ 
politik“ , Wochenendsiminar der DKP in der 
Karl-Liebknecht-Schule mit Jürgen Lloyd. 
Um rechtzeitige Anmeldung (Tel: 0214/45418, 
kls@karl-liebknecht-schule.org) wird gebe¬ 
ten. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag 
gegen 14.00 Uhr. 

Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 
180,19.30 Uhr. 


MO ★ 20. JAN 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP Köln- 
Kalk zu Ausgabe der neuen Mitgliedsbücher 
sowie den Kommunal- und EU-Wahlen 2014. 
Naturfreundehaus Kalk, Kapellenstraße 9a, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 21. JAN 


Recklinghausen: Mitgliederversammlung der 
DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 22. JAN 


Stadtlohn: „Arbeitsplanung 2014“, Mitglie¬ 
derversammlung der DKP im Kreis Borken. 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


UZ-Pressefest 2014 

Spenden für 
das Pressefest 

DKP Parteivorstand, 

Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67 

Stichwort: „UZ-Pressefest“ 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 



UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 



Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 


Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 
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Meine progressive Woche 

Vom 28 . Dezember bis 4 . Januar 


Dienstag 

Deutschlands größte Silvesterparty steigt 
natürlich vor dem Brandenburger Tor. Vi- 
sitBerlin, der offizielle Touristikvermark- 
ter der Hauptstadt, spricht von bis zu zwei 
Millionen Besuchern. Die werden dann 
wohl aufeinander stehen müssen; auf dem 
abgezäunten Gelände ist bekanntlich nur 
für 200 000 Menschen Platz . 

★ 

Selten war die Neujahrsansprache einer 
Bundeskanzlerin so nichtssagend. In 
präsidial-pastoralem Stil präsentiert Frau 
Merkel Lebensweisheiten aus dem Näh¬ 
kästchen der bekannten schwäbischen 
Hausfrau. 

Immerhin hat Merkel nach zwei Kanzler¬ 
schaften, mehreren Kriegen und ihren seit 
2005 andauernden Attacken auf die ar¬ 
beitende Bevölkerung zu jenem Grinsen 
gefunden, mit dem früher Norbert Blüm 
anzeigte, dass er am Verarschen eine die¬ 
bische Freude hatte. Unter all den Sprech¬ 
blasen dann doch noch ein wahres Wort. 
Wie schon vorher werde es viele kleine 
Veränderungen geben, heißt: die Salami¬ 
taktik geht weiter. 

Mittwoch 

Eine Bombe explodiert, ein Politiker ist 
tot. Das ist normalerweise der Moment, 
wo auf allen Kanälen folgender Textbau¬ 
stein zur Anwendung kommt: „Die Täter 
werden im Umfeld des Terrornetzwerkes 
Al Kaida vermutet.“ Der kommt heute 
nicht, denn das Opfer ist der palästinensi¬ 
sche Botschafter in Prag. Dafür gibt es ei¬ 
nen anderen Textbaustein:„Die ermitteln¬ 
den Behörden schließen einen Terroran¬ 
schlag aus.“ So ist das in unserer schönen 
neuen Welt, wo Extremismus von rechts 
und links ja bekanntlich gleich sind - 
Bausteinchen für Bausteinchen. 

Donnerstag 

Was ist eigentlich in den USA los? Da 
mauert man sich jahrzehntelang sein Bild 
vom reaktionären Hort des bösesten aller 


Imperialismen zusammen - Steine sind ja 
genug da. Ein Krieg nach dem anderen, 
Repression, Militarismus, Rassismus, Bi¬ 
gotterie, Intoleranz, Borniertheit usw. usf. 
Und dann wird ausgerechnet im Bundes¬ 
staat Colorado Marihuana legalisiert - 
Washington und Alaska wollen folgen. 
Ja, kommen die denn ursprünglich aus 
Amsterdam? Für uns er einen auf jeden 
Fall Grund darüber nachzudenken, ob 
Steine und Beton die adäquaten Materia¬ 
lien für Weltbilder sind. 

Freitag 

„Nur“2,95 Millionen Neuwagen wurden 
2013 in Deutschland zugelassen. In den 
letzten 10 Jahren waren es bis auf 2010 
immer knapp oder deutlich über drei Mil¬ 
lionen. Wo soll das enden? 

Wir erinnern uns - einer jener großspre¬ 
cherischen US-Generäle wollte einst Viet¬ 
nam während des Krieges komplett zube¬ 
tonieren. Daraus wurde nichts. Erfolgrei¬ 
cher als die US-Militärmaschine könnte 
die deutsche Autoindustrie werden. Wenn 
die Autolawine weiter so wächst, wird an 
der Umwandlung der Bundesrepublik in 
eine Autobahn kein Weg vorbeiführen. 
Aber keine Angst, so schlimm, wie es sich 
anhört, wird es nicht. Der Kölner Dom, 
Neuschwanstein und das ein oder andere 
Weltkulturerbe lassen sich leicht in eine 
Autobahnraststätte integrieren. 

Das Bundeskanzleramt wird in den Un¬ 
tergrund verlegt, mit Tunnel zum alten 
Führerhauptquartier - ist ja nicht weit. 
Das kulturelle Leben wird auf den Mit¬ 
telstreifen verlegt. Da kommt zwar kei¬ 
ner hin, aber den größten Teil der Gegen¬ 
wartskultur kann man eh vergessen. 
Jede/r hat Anspruch auf einen Wohnwa¬ 
gen und acht Stunden freies Parken. Zum 
Arbeiten fahren wir ins Ausland, zum 
Wählen an die Tankstelle, Liebe machen 
wir auf dem Rücksitz . Die neue Natio¬ 
nalhymne hat Kraftwerk bereits 1974 ge¬ 
schrieben: „ Wir fahr % fahr‘n, fahr‘n auf 
der Autobahn ... “ Adi Reiher 


„Schmutz ist sauber“ 



Im Sinne des Orwellschen Neusprechs („Krieg ist Frieden“) wird auch mit der Energiewende verfahren. Ausgerechnet die 
umweltbelastende Stromerzeugung aus Braunkohle boomt. Unter dem Titel „Paradoxe Energiewende“ schreibt tages- 
schau.de: „Trotz der milliardenschweren Förderung erneuerbarer Energien ist die klimaschädliche Stromproduktion aus 
Braunkohle 2013 in Deutschland auf den höchsten Wert seit 1990 geklettert. Das geht aus vorläufigen Zahlen der Arbeits¬ 
gemeinschaft Energiebilanzen hervor. 

Demnach wurden 2013 mehr als 162 Milliarden Kilowattstunden Strom in Braunkohlekraftwerken erzeugt. 1990, als noch 
viele alte DDR-Meiler liefen, waren es knapp 171 Milliarden Kilowattstunden. Obwohl der Ökostromanteil inzwischen knapp 
25 Prozent beträgt, wird dadurch mit einem erneut gestiegenen C02-Ausstoß in Deutschland gerechnet. Besonders im 
Rheinland und in der Lausitz wird derzeit der Strom aus Braunkohle produziert.“ 

Den Grund für den Braunkohleboom deckt eine Recherche der Deutschen Umwelthilfe (DUH) auf. Energieintensive Unter¬ 
nehmen sind in Deutschland von der EEG-Umlage zur Förderung erneuerbarer Energien befreit, um ihre Wettbewerbsfä¬ 
higkeit im internationalen Vergleich aufrechtzuerhalten. Ausgerechnet die Bergbautochter des Vattenfall-Konzerns, dessen 
Braunkohlekraftwerke jährlich etwa 63 Millionen Tonnen CO2 ausstoßen und damit allein für ein Fünftel der strombeding¬ 
ten Treibhausgasemissionen in Deutschland verantwortlich sind, werden massiv entlastet. DUH-Bundesgeschäftsführer 
Jürgen Resch kritisiert: „Dieses Beispiel schreit nicht nur zum Himmel, weil sich ausgerechnet einer der schlimmsten 
Klimakiller aus der Verantwortung für die Energiewende stiehlt. Es sind exakt solche Fälle des Missbrauchs der Entlas¬ 
tungsregelungen bei der EEG-Umlage, die jüngst die EU-Kommission auf den Plan gerufen haben und inzwischen die 
Energiewende in Deutschland insgesamt bedrohen“. 

Unser Bild zeigt das Braunkohlekraftwerk Niederaußem bei Köln. 


Sotschi, München und die Stasi 

Anmerkungen und Erinnerungen 


E s wird möglicherweise manchen 
verblüffen, dass ausgerechnet die 
UZ dem Präsidenten des Internati¬ 
onalen Olympischen Komitees, Thomas 
Bach, auf diesem Wege einige mahnen¬ 
de Zeilen schickt. Aber wir hielten es 
für unsere olympische Pflicht! 

Wie so viele andere hatte auch Bach 
eine Neujahrsbotschaft versandt. An¬ 
geblich soll eine Kopie sogar bis zu 
Putin gelangt sein. Das sonst nicht so 
olympiaverbundene „Handelsblatt“ 
druckte den Wortlaut: „Lausanne 
(SID) - IOC-Präsident Thomas Bach 
hat in seiner Neujahrsbotschaft Olym¬ 
pische Winterspiele in Sotschi frei von 
politischen Einflüssen gefordert und 
die Terroranschläge in Wolgograd er¬ 
neut scharf verurteilt. ,In Sotschi wer¬ 
den die Athleten wieder die Magie der 
Olympischen Spiele und des Olympi¬ 
schen Dorfes entdecken. Sie werden 
die Fähigkeit der Olympischen Spie¬ 
le erleben, Brücken zu bauen und 
Mauern einzureißen 4 , teilte Bach mit: 


,Sotschi soll eine Demonstration von 
Einheit in Vielfalt sein und von be¬ 
merkenswerten sportlichen Leistun¬ 
gen - keine Plattform für Politik oder 
Teilung. 4 

Dies sei umso wichtiger vor dem Hin¬ 
tergrund der ,feigen Terrorattacken 4 in 
Wolgograd, die wir ,ganz und gar ver¬ 
urteilen 4 , sagte der erste deutsche Präsi¬ 
dent des Internationalen Olympischen 
Komitees (IOC): ,Terrorismus darf 
niemals siegen. 4 Der 60-Jährige sprach 
den russischen Behörden erneut sein 
Vertrauen aus, für ,sichere Winterspie¬ 
le für alle Athleten und Beteiligten 4 zu 
sorgen. Bach zeigte sich zuversichtlich, 
dass Sotschi ein ,exzellentes Event von 
höchster Qualität 4 werde. 

In Wolgograd waren bei den beiden 
Bombenanschlägen 34 Menschen ge¬ 
tötet worden. Der russische Präsident 
Wladimir Putin reiste am Neujahrstag 
überraschend selbst nach Wolgograd 
und brandmarkte die Anschläge als 
scheußliches Verbrechen 444 


Natürlich ist es lobenswert, dass der 
IOC-Präsident dem russischen Präsi¬ 
denten erfolgreiche Spiele in Sotschi 
wünscht, aber woher wusste er, dass 
diese Spiele nicht „frei von politischen 
Einflüssen sind“? Und vor allem: Wer 
hatte ihm verraten, dass dieser An¬ 
schlag in Wolgograd den Sotschi-Spie¬ 
len galt? Zwischen beiden Orten he¬ 
gen 700 km. Zugegeben: Die deutschen 
Medienschreihälse hatten es verkün¬ 
det, aber sollte sich ein IOC-Präsident 
durch sie informieren lassen? 

Es gab schon seit Wochen „Warnun¬ 
gen“. Die „gröbste“ vom Bundespräsi¬ 
denten Gauck, der angekündigt hatte: 
Ich reise nicht nach Sotschi! Unter uns: 
Der Andrang ist groß, also wird trotz 
seiner Drohung kein Stuhl auf der 
Ehrentribüne in Sotschi leer bleiben! 
Aber wir wollen Bach nicht anlasten, 
was Gauck sich hatte einfallen lassen. 
Erinnern aber müssten wir ihn wohl da¬ 
ran, dass er aus dem Land stammt, in 
dem das verheerendste Attentat gegen 
Olympia geschah und dessen Obrigkeit 
ihm im Stil einer Kinderfeuerwehr be¬ 
gegnete. Da sollte man sich mit großen 
Worten und Ratschlägen zurückhal¬ 
ten! Oder in den Papieren eines seiner 
Vorgänger blättern. Ich erinnere mich 
an ein Ereignis aus dem Februar 1980: 
Als damals der IOC-Kongress im US- 
amerikanischen Lake Placid vom USA- 
Außenminister Vance eröffnet wurde, 
forderte der in seiner Rede, dass das 
Komitee die Sommerspiele 1980 aus 
Moskau in die Stadt eines anderen Lan¬ 
des verlegt. Ich saß im Saal und sah in 
manches Gesicht eines IOC-Mitglieds, 
das vielleicht den Arm gegen Moskau 
gehoben hätte, aber dann trat der dama¬ 
lige IOC-Präsident, der Ire Lord Kilia¬ 
nin ans Pult und sagte unter anderem: 
„Sollte niemand von Ihnen in Moskau 
sein - ich bin da!!“ Und damit waren 
die Würfel gefallen. Eine imponieren¬ 
de Mehrheit stimmte für Moskau! Da¬ 


raufhin erklärte USA-Präsident Carter 
wutschnaubend, er werde die Spiele von 
Lake Placid nicht eröffnen und schickte 
seinen Vizepräsidenten. 

Vielleicht sollte Thomas Bach mal die 
Reden seiner Vorgänger lesen ... 

Klaus Huhn 

Eine Fußnote noch: Als man damals 
in München ratlos umherirrte, tauch¬ 
te auch die Frage auf, ob man etwa die 
„Stasi“ zum Schutz der DDR-Mann- 
schaft-die man unerklärlicherweise ge¬ 
nau gegenüber der israelischen Mann¬ 
schaft einquartiert hatte - wenigstens 
mit einem Mini-Kommando einfliegen 
lassen sollte. Nach langem Grübeln in 


Bonn entschied man diese Frage positiv. 
Danach tauchte die Frage auf, ob man 
die Herren bewaffnet einreisen lassen 
sollte. Neues Grübeln, denn niemand 
konnte sich ausmalen, wie die Reaktion 
sein würde, wenn jemand erfährt, dass 
bewaffnete Stasi mit Billigung Bonns 
eingereist war. Aber auch das ward be¬ 
willigt, weil niemand an irgendetwas 
schuld sein wollte ... 

Als ich allerdings vor einigen Jahren ei¬ 
nen Kollegen der FAZ von damals den 
Chef des Krisenstabes (Genscher) nach 
dieser Entscheidung fragen ließ, konnte 
er sich nicht mehr erinnern. Wo ist die¬ 
se Akte ab geblieben? Fragt nicht nur 
Klaus Huhn. 
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schreckliche 
Wahrheit: 

Die Geiseln 

sin d alle tot! 

• Blutbad ln FUmeotakttnick 

0 Entsetrttehe Bilanz. 15 Tote 

# Potizti eröflnete das Feuer 

Schlagzeile der Münchner tz nach dem dilettantischen Versuch der Geiselbefrei¬ 
ung beim Münchener Olympia-Anschlag 1972 


Der rote Kanal 


Rashomon - Das Lustwäldchen, 

JPN 1950 

Ein Meilenstein der Filmgeschichte 
von Akira Kurosawa. Im nicht näher 
lokalisierten „Wald der Dämonen“ 
wird ein Samurai getötet und seine 
Frau vergewaltigt. Oder doch nicht 
oder doch, aber wie? Die Geschich¬ 
te wird von vier Figuren in vier unter¬ 
schiedlichen Versionen erzählt. Span¬ 
nung mit philosophischem Tiefgang. 
Kurosawa schildert in „So etwas wie 
eine Autobiografie“ wie er seinen Re¬ 
gieassistenten das Drehbuch erklärte: 
„Die Menschen sind unfähig, aufrich¬ 
tig zu sich selbst zu sein. Sie können 
nicht über sich sprechen, ohne das Bild 
zu schönen. Das Drehbuch beschreibt 
solche Menschen, die nicht leben kön¬ 
nen, ohne sich selbst zu belügen und 
sich besser zu machen, als sie sind.“ 
Di., 14. i., 1.30-3.00 Uhr, arte 

Die geheimen Deals der 
Rohstoffhändler, F 2014 

Seit der Finanzkrise haben Großban¬ 
ken und Versicherungen die Spekula¬ 
tion mit Agrar-Rohstoffen entdeckt. 


Klima, Krisen und Kriege bestimmen 
die Preise, und die Branche verzeich¬ 
net satte Gewinne. Business auf Kos¬ 
ten der Ärmsten, eines der dunkelsten 
Kapitel der Weltwirtschaft. 

Di., 14.1., 20.15-21.30 Uhr, arte 

Rosa Luxemburg, BRD 1986 

Trotz der bekannten Mängel sehens¬ 
werte Filmbiografie von Margarethe 
von Trotta. 

Mi., 15.1., 22.45-0.40 Uhr, rbb 

Tuyas Hochzeit, VRC 2006 

Die mongolische Hirtin Tuya unter¬ 
hält eine Schafherde. Sie muss na¬ 
hezu allein für ihre zwei Kinder und 
ihren Mann Bater sorgen, der beim 
Versuch, einen Brunnen zu graben, 
verunglückt und seither behindert 
ist. In dieser Lage kommt sie auf eine 
ungewöhnliche Lösung: Sie lässt sich 
von Bater scheiden und erklärt sich 
zu einer neuen Ehe bereit, sofern der 
Mann auch für Bater zu sorgen bereit 
ist. Vielschichtiges Drama, nicht ohne 
Humor erzählt. 

Frei., 0.20-1.55 Uhr, mdr 


















